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1 Einleitung 

Das Jahr 2003 wurde von der UNO zum „Internationalen Jahr des 
Süßwassers" erklärt. Dieses Ereignis hatte das Ziel, der breiten 
Öffentlidikcit die Problematik des Wassers näherzubringen und damit 
die internationale Gemeinschaft zur aktiven Mitarbeit in diesem 
Bereich aufzurufen. 

Zum heutigen Zeitpunkt herrscht in erwii SO Ländern der Welt 
Wassermangel (vgl. Barandat 1997:11). Das heißt, etwa 1,1 Milliar- 
den Menschen haben keinen /uc^ancr /u sauberem Trinkwasser. Laut 
dem OF.CD-Umweltausblick wird sich der Wassermangel bis /.um Jahr 
2030 iniolee der nichtnachhaltisen Nutzung, und Bewirtschafrune 
dieser Ressource sowie des Klimawandels' weiter verschärlen. Die Zahl 
der Menschen, die in von hohem Wasserstress betroltcnen Retiionen 
leben, dürhc sich um eine weitere Milliarde auf über 3,9 Milliarden 
erhöhen (s. Abbildung 1 ) (vgl. OECD Umwclrausblick bis 2030). Der 
Anteil der unter Wasserstress leidenden Bevölkerung wird damit von 
63 Prozent auf 80 Prozent steigen. 

Die klimatischen Veränderungen sind begleitende Faktoren, die zu 
der Wasscrknappheitsproblcmatik beitragen, bedingen aber nicht den 
vorhandenen Wassermangel. Die heutige Wasserkrise liegt nicht daran, 
dass ein physischer Süßwassermangel besteht, sie ist also nicht hydro- 
logisch bedingt, sondern ist darin begründet, dass Wasser schlecht 
gemanagt wird und bestunmte Gruppen für sich zu viel beanspru- 
chen oder es ohne Rücksicht auf die Natur und Interessen der Anderen 
verschmutzen und verschwenden (vgl. Rcchkcnmicr/Schmidt 2006: 
57). Die Wasserkrise liegt also in dem, was heute als „Ciovernancc** 
bezeichnet wird, und ist in erster Linie der Ausdruck politischen und 
gesellschahlichen Unvermögens. 

Die X'crknappung des Wassers bietet wegen der Unsubstituicrbarkcit 
und des damit verbundenen Vulncrabilitätsvermöjiens ein erhebliches 
Kontliktpolenlial. Die Vulncrabilitäi der Menschen gegenüber der 
Wasserverknappung kann eine steinende Konkurrenz um bcgrcnzce 
Wasscrrcssourcen hervorrufen und damit das Konfliktpotential 
erhölien. Besonders verwundbar vom Wasserknappheitsproblem sind 
die Regionen, wo hohe Zuwachsraten der Bevölkerung zu beobachten 
sind und der wichtigste W irtschaftzweio die Landwirtschaft ist, die die 
Lebensgrundlage dieser Bevölkerung darstellt. Umweltstress kann also 

1 Unter der Annahme, dass die globale Erwärmung um 2 X zunimmt, werden bis zum Jähr 2050 
zwischen 200 und 300 Millionen Menschen mehr von Wasserknappheit betroffen sein (vgl. Santa- 
rius2007). 
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ein widitig^r Teil im Netz von Ursachen sein, die mit dem Konflikt 
verbunden sind, und kann in einigen Fällen eine auslosende Funktion 
haben (vgl. HaufFl987: 286). 

Heutige umweltverursachte bewaffnete Konflikte finden in R^o- 
ncn des Südens und der zentralasiatischen Nachfi 1^;^ 'vaaten der Sowje- 
tunion statt (vgl. Bächlcr et al. 1996: 1). Diese Konflikte sind zum 
Teil die Folge politischer und soziökonomischer Fehlentwicklungen, 
die daraus resultierenden Umwcltzerstörungpn und Ressourcenüber- 
nutzung sind aber mittlerweile zum Problem nationaler und internati- 
onaler Sicherheit geworden. 

Die Reoion Zentralasien ist we^en der oroßen Abhänoiakeit vom 
Agrarsckror, großer Bevölkcrungs/.uwachsraten. der Ressourcenver- 
knappung, sowie wegen fortschreitender Umweltdegradation beson- 
ders den Auswirkungen der Umwelttranstormation ausgesetzt. Das 
Zusammenspiel dieser Faktoren bedroht die fragile Stabilität der 
zcnrralasiatischcn Region. Obwohl das Konfliktpofcnri.il in der Region 
komplex und nicht auf einzelne Ursachen zurückzuiiiiucn ist, bietet 
eben das Wasser eine starke Auslösekraft für die Konfliktcskalation 
in der R^on. Die IGiappheit von Wasser ist ein Faktor, der keines- 
wegs zu unterschätzen ist und tatsächlich ein hohes Stabilitätsiisiko für 
Zentralasien darstellt. 

1.1 Relevanz des Themas 

Die Region Zentralasien genießt in letzter Zeit ein großes Interesse 
bei vielen Staaten der internationalen Gemeinschaft. Der Grund 
dafür besteht nicht nur darin, dass viele mittelasiatische Staaten über 
reiche Vorkommen fossiler Füieigieträger verfugen, eine geopolitisch 
wichtige Lage in der strategischen Region zwischen vier Atommächten 
- Russland, China, Pakistan und Indien - haben und sich an der 
Schnittsteile zwischen Russland und der islamischen Welt befinden 
(vgl. Genv 2006: 5). Sie sind auch, vor allem nach dem 1 1.09.2001, 
wegen der wachsenden regionalen Instabilität, die \on internatio- 
nalen Akteuren als sichcrhcitspoiitischcs Risiko wahrgenommen wird, 
bekannt geworden. 

Diese Region wird von polirischen Analytikern als potentielle 
Krisenregion betrachrer. Anfang der 1990er jähre haben viele Exper- 
ten der Region eine „ßaikanisierung" (vgl. ßrzezinski 1997: 184), 
den Ausbruch gewalttätiger ethnischer Konflikte oder ein Übergrei- 
fen des islamischen Fundamentalismus vorhergesagt. Keines der 
apokalyptischen Krisenszenarien hat sidi in dem Ausmaß realisiert. 
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Nichtsdesto trotz ist die gesamte Re^on durch Stabilitätsrisiken gelcenn- 
zeichnet, die die junge Staatlichkeit der zentralasiatischen Republiken 
schwächen. Die prekäre Staatlichkeit in Mittelasien ist durch struk- 
turelle Ursachen bedingt. Es sind vor allem kleptokratische (Renten-) 
Ökonomien, traditionelle Herrschaftsloyalitäten (Klicntclismus- und 
patrimonialcs System') sowie ethnische Hctcrogcnität, die häufige 
interethnische Auseinandersetzungen hervorrufen (vgl. Warkotsch 
2006: 20-35). Außerdem gefährden soziale Faktoren wie Armut und 
Arbeitslosigkeit, religiöse und politische Repressionen und letztend- 
lich gren/überschreitende Wasserkonflikte die Stabilität der Region. 
Derzeit befindet sich Zentralasien in der Phase des latenten Konfliktes. 
Diese Phase ist durch eine relativ niedrige Gewaltintensität gekenn- 
zeichnet. Mittel- bis langh'istig kann es allerdings zu einer Konfliktes- 
kalation kommen (vgl. Gumppcnberg 2002: 10). 

Lange Zeit nach der Enistchiing unabhängiger Staaten in Zentral- 
asicn stellten diese Kir die Europäische Gemeinschaft sowohl wirtschaft- 
lich als auch politisch kein Objekt essenziellen Interesses dar. Deswegen 
galt die Region als weitgehende „terra incognita" der deutschen Politik- 
wissenschaft (vgl. Rahr 2000: 31). Die europäischen Staaten standen 
den n^onalen Entwicklungen in Zentralasioi eher passiv gegen- 
über und haben die Mitbestimmungsrechte an die anderen Akteure 
übergeben. Hier sind allen voran Russland, die USA, China sowie die 
regionalen Anrainerstaaten, der Iran und die Türkei, gemeint, deren 
konkurrierende Strat^en um die Dominanz in der Region oft im 
Sinne des „New Great Game"^ interpretiert werden. Die Rückkehr 
Russlands in sein postsowjetisches Terrain ist durch die Intensivie- 
rung der Energie- und Sicherheirspolitik sowie die Stärkung der von 
Russland dominierten regionalen Institutionen gekennzeichnet. Die 
Volksrepublik China betreibt auch eine aktive Politik in der Region, 
die sich hauptsächlich auf die energiepolitischen Interessen des Landes 
konzentriert. Ungeachtet der Schwächung der geopolitischcn Positio- 
nen der USA wollen die Vereinigten Staaten auf ihre Ansprüche gegen- 
über Zcntralasicn nicht verzichten. Die Rolle des Irans in der Region 

2 Klientelismus wird als Beziehung zwisciien einer hoher gestellten Perion (Patron) definiert, welche 
ihren Einfluss und ihre Mittel geltend macht, um einer niedriger gestellten Person (Klient Schutz 
oder Vorteile zu verschaffen, und von dieser im Austausch dafür UnterstOtzung und Gefolgschaft 
erhält (vgl. Holtman 2000: 304). 

3 Unter patrimonialem System versteht man generell eine Herrschaftsfiomi, derer Legitimations- 
basis traditionelle Loyalltäts- und Abhängigkeitsverhältnisse bilden Dieie Form wird durch die 
Unterwerfung unter die Autorität einer Person gekennzeichnet, die durch Tradition und einen 
(militärischen) Verwaltungsstab ausgeübt wird (vgl. Lenz/ Ruchlak 2001: 167). 

4 Als Great Game (engl. fDr/iroßes Spiel*} bezeichnet man den Konflikt zwischen Großbritannien 
und Russland um die Vorherrschaft in Zentralasien. 
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ist auch nidit zu unterschätzen, da die Islamische Republik dank ihres 
En^igements in Zentralasien der politischen und wirtschaftlichen 
Isolierung zu entgehen versucht. Die europäische Haltung g^nüber 
der Region hat sich erst vor kurzem geändert. \^r allem die Notwen- 
digkeit der Diversifizierung von Energieimporten hat das Interesse 
der EU an Zcntralasicn gc^■ ^ I i. Die Erdöl- und Gasvorkommen von 
Kasachstan, Usbekistan und Turkmenistan stellen eine gute Alternative 
dafür dar, die Abhängigkeit der EU von den Importen aus ar.ibischcn 
Staaten, dem Iran und Russland zu reduzieren.- Die polirischc Insta- 
bilität Afghanistans mit der Gefahr des „l'xporces" der Konflikte auf 
Zentralasien begründet weitgehend das siclicrheitspolitische Interesse 
der EU an dieser Region. 

Momentan zählt die Region zu den ii.ir die EU strategisch wichti- 
gen Gebieten und geriet in den Fokus der europäischen Politiker. Die 
Bundesrepublik spielt dabei eine Vorreiterrolle. Im Sommer 2007 wurde 
die unter dcuischer EU-Ratspräsidcnrschalt entwickelte EU-Zentral- 
asicnstrategic veröllentlicht, in der zum ersten Mal politische Leitli- 
nien für ein wesentlich größeres Engagement der EU in Zentralasien 
festgelegt sind und die wachsende strat^sche Bedeutung Zentralasiens 
unterstrichen wird (vgl. Auswärtiges Amt 27.06.2007). Die Bedeu- 
tung der Wasserproblematik sowie die Notwendigkeit eines koopera- 
tiven Umgang mit den natürlichen Ressourcen werden von Seiten der 
Bundesr^erung betont. Diese erklärt sich bereit, die Etablierung eines 
nachhaltigen regionalen Wassermanagements in Zentralasien zu unter- 
stützen. Der Bundesaußenminister Dr. Frank-Walter Steiimieier^ hat 
in seiner Rede anlässhch der Eröffnung der Konferenz „Zentralasien 
und Europa: Eine neue Wirtschaftspartnerschaft für das 21. Jahrhun- 
dert" am 13.1 1.2007 versichert, dass »wir Deutsche hier auch über die 
heutige Konferenz hinaus gemeinsam mit der deutschen Wasserwirt- 
schaft engagiert bleiben. Wir wollen das technologische Know-how 
unserer Wirtschah und unserer Wissenschaft, unsere Erfahrungen im 
grenzüberschreitenden Wassermanagcmeni imd unsere industriellen 
Kapazicäccn dafür nutzen'^ (Sccinmcicr 13.11.2007) 



5 Die Pipelines Baku-Tbilisi-Ceyhan sowie das Nabucco-Prqjekt sollen bei der Umsetzung dieser 
Pläne helfen. 

6 Bundesaußenminister Steinmeier war der erste deutsche Außenminister, der alle fünf Staaten der 
zentrsiasiatischen Region besucht hat. 
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1.2 Forschungsstand 

Das Thema des Koniliktpotentials des Wassers in Zcntralasien wurde 

bis jetzt, wie schon oben erwähnt, von Seiten der deutschsprachigen 
Politikwissenschaft vcrnachlässiiit. Viel mehr Aufmerksamkeit wurde 
der Problematik des Wassers im Jordan-Becken oder den Wasservertei- 
lungskonflikten cndang dem Nil gewidmet. Dank zahlreicher wissen- 
schaftlicher Studien sintl diese Problemfelder erforscht und analytisch 
erfasst. Dies kann man leider nicht in Bezug auf Zentralasien behaupten. 
Fine Ausnahme stellen unter anderen die wissenschaitlichen Studien 
des Deutschen Instituts Kir luirvvicklungspolitik dar. Vor allem die 
Forschungsarbeiten von Elke Herrtahrdt et al. mit ihrem Beitrag zur 
Analyse der Umsetzung der IWRM-Richtlinien im kirgisischen j'\grar- 
sektor oder die Arbeit über die landwirtschaitliche Transiormation 
in Usbekistan sind von Bedcuiung. Die Forschungspublikationcn 
der lusrus-Licbig-Universirät Giefsen, wie von diese, Trouchine und 
Scluing, behandeln cbenhdls die Problematik der Wasserverteilung in 
Zentralasien. Sehr hilfreich für die Einschätzung des Konfliktpoten- 
tials des Wassers in der Re^on ist die Publikation „Zwischenstaatliche 
Wasscmutzungskonflikte in Zcntralasien* dieser drei Autoren. Die vor 
kurzem erschienenen Beitrage von Jennifer Sehring und Emst Giese 
zur Nutzungs- und Verteilungsproblematik in der R^on im Sonder- 
heft der Osteuropa-Zdcschrift verleihen weitgehend einen Oberblick 
zu der Thematik. Weitere wissenschaftliche Bdcräge, die sich mit der 
Wasserproblematik in Zcntralasien befassen, sind die vom schweizeri- 
schen Environment and Conflicts Projekt FNCOP sowie der Beitrag der 
International Crisis Group zum Thema Wasser und Konflikt in Zentral- 
asien. 

Grundsätzlich lässt sich konstatieren, dass in Bezug auf Zentralasien 
bis jetzt keine einheitliche analytische Behandlung der Wasserproblema- 
tik sowie des Konfliktpotentials des Wassers sowohl auf zwischenstaatli- 
cher als auch auf innerstaatlicher Koniliktebene stattgefunden hat. 

1.3 Fragestellung und Hypothesen 

Nach der Unabhängigkeit der zentralasiatischen Staaten sind allegroßen 
Flüsse entweder grenzüberschreitend oder grenzbildend, d. h. transna- 
tional geworden. Diese latsaclie trägt zu der politischen l\oinplexität 
hinsichtlich einer gerechten Wasserverteilung bei. Die zwischen- 
staatlichen Verteilungskonflikte um das Flusswasser in Zentralasien 
entstehen hauptsächlich im Zusammenhang mit konkurrierenden 
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Entwicklungsstrat^ien der zentralasiadschen Republiken. Auf der 
einen Seite beabsichtigen Turkmenistan und Usbekistan, die eigenen 
Bewässerungsflächen auszuweiten, um die Baumwollproduktion zu 

steigern. Auf der anderen Seite wollen die Gebii^staatcn Kirgisien und 
Tadscliikistan die eigene Hydroenerg^c ausbauen, um mehr Unabhän- 
gigkeit in Fragen des Energieimports zu erreichen. Eine weitere 
Konfliktebene bieten die innerstaatlichen Konflikte, bei denen neben 
der Wasserverteilung auch die ()k()n(>mischen und sozialen Probleme, 
die mit der fortschreitenden Umweltdegradation verbunden sind, im 
Vordergrund stehen. 





Oberanlieger: 
Kirgisien und Tadschii^istan 


Unteranlieger: 
Kasachstan, Usbelüstan, 
Turitmenistan 


WasMorcrttilung 


wasserreich (87 Pronnt) 


wasserarm (13 Prozent) 


Wasserverbrauch 


niedrig (15 Praxant) 


hoch (85 Prozent) 


Machtvariiihnits«: 

-BIP der ZA Länder 
-Rohstoffe 

Daraus ergibt sich eine 
Machtasymmetrie 


ökenomlteh und 
polMtch schwach 

BIP Kirgisien (2007); iJ4 
BIP Tadschikistan (2007): 3,71 
(Mid. US-Donar) 

Fast keine Rohstoffe vorhanden 


ökonomisch und 
pelMseh stark 

BIP Kasachstan (2007): 103,8 
ßlP Usbekistan (2007): 22,31 
BIPTuifcmenistan QOOn 26,91 
(Mid. US-Dollar) 

Große Vorrate an fossilen 
Energieträgern (Erdgas und 
Eidöl) sowie Unn 


EntwkMungsstrategien 


EiMwklilungvon 
Hydraanargla 

— » mehr Entnahmequoten 
(oder die Einführung von 
Preisen für das Wasser) 


Erhöhung von 
Baunmmliproduktlon 

-• mehr Wasserverbrauch für 
die Bewässerung, ohne für das 
Wasser zu zahlen 



Tabelle 1: Zwischenstaatliche Dimension der Verteilungskonflikte um das 
Flusswasser (s. Abbildung 2) 
Quelle: eigene Darstellung 



Im Ralimcn dieser Arbeit wird der Versuch unternommen, das Konilikt- 
potcntial des Wassers in Bezug auf die zentralasiatische Region zu 
analysieren. Dabei werden zwei Konfliktebenen behandelt. EXe erste 
Ebene stellt die zwisdienstaatliche Ebene dar. Dabei handdt es sich um 
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VerteÜungskonflikte zwischen den Staaten bzw. um die konkurrierenden 
zentralasiatischen Entwicklungsstrategien: die Intention der Unteranlicger, 
die Baumwolleproduktion zu erhöhen, vs. die Intention der Oberanlieger, 

eine eigene Hydroenergie zu entwickeln. Bei der Analyse der zwischenstaat- 
lichen VerteÜungskonflikte und vor allem derer Eskalationsgefahr spielt 
die Frage der gegenseitigen Vulnerabilität eine wichtige Rolle. Anhand 
der au^esuchten Kriterien wird auf die Vulnerabilitätsproblematik der 
zentralasiatischen Staaten g^nübcr Wasserknappheit eingegangen und 
das vorhandene Eskalationspotential der Konflikte untersucht. 

Auf der innerstaatlichen Ebene geht es um die Marginalisierungskon- 
fliktc innerhalb der Staaten, die ihren I iintergrund in der Umwelrtrans- 
formation haben. Diese Konflikte entstehen durch die ökolo2,ische und 
wirtschaftliche Marginalisierung bestimmter Gebiete oder ethnischer 
Gruppen innerhalb eines Staates. Die Frage der sozial gerechten Wasser- 
vcrtcilung aul der innerstaatlichen Ebene spielt dabei eine zentrale Rolle. 
Da die nachhaltige Wassernutzung eine unmittelbare Voraussetzung für 
die weitere regionale Entwicklung darstellt, wird in der Arbeit auf das 
Konzept der Nachhaltigkcit mit ihren drei Dimensionen (Ökonomie, 
Ökologie und Soziales) eingegangen. Die zentralasiatisdien ökologi- 
schen Probleme haben ihre Ursache in der wirtschaftlichen Entwick- 
lung der Lander und ihre Auswirkungen sowohl für die soziale Lage 
der Bevölkerung als auch fiir die zwischenstaatlichen Bedehungen. Das 
macht Zentralasien zu einem Paradebeispiel der Interdependenz ökono- 
mischer, sozialer und ökolog^cher Phänomene im Sinne des mehrdi- 
mensionalen Verständnisses von Nachhaltigkcit (vgl. Sdiring 2002: 1). 
Dieses Konzept basiert auf den drei Säulen: ökonomische Effizienz, 
ökologische Nachhai tigkeir und so/ialc Cicrcchtigkeit. Ziel ist der l'rhalt 
der ökonomischen, ökologischen und sozialen Leistungsfähigkeit einer 
Gesellschaft. Dabei wird der sozialen Dimension im Sinne von sozia- 
ler Gerechtigkeit besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Das Konzept 
der sozialen Gerechtigkeit lässt sich anhancf grundlegender Kriterien 
iibcrprüicn, die eine sozial gerechte Verteilung der Kosten, Lasten tmd 
der wirtschaftlichen Vorteile iiuicrhalb einer Gesellschaft beinhalten. 
In Bezug auf innerstaatliche Konflikte in Zentralasien werden solche 
Kriterien wie die Verteilung des Wassers, die Verteilung des Wohlstan- 
des innerhalb der CJesellschafi sowie die gesundheitliche Belastung der 
Be V ( ) 1 k c r u n 2, e va 1 u i e r t . 

Das Ziel der vorliegenden Arbeit besteht also in der Analyse der 
NutzungS' und Verteilun^konflikte um das Wasser in Zentralasien, 
wobei deren Eskalationspotenrial untersucht und die Anwendbarkeit 
möglicher Lösun^ansätze überprüft werden müssen. Es muss daher 
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untersucht werden, welche Faktoren zur Verbesserung der nachhaltigen 
Wassernutzung und damit auch zur Prävention der Gewaltkonflikte 
um Wassernutzung beitragen können. Welche Rolle nehmen die inter- 
nationalen Akteure in Bezug auf die Wasserproblematik ein, welche 
Politik wird von den zcntralaslatischen Staaten in Bezug auf das unter- 
suchte Problcmield betrieben und inwieweit können die zwischen- 
staatlichen Verteilungsunstimmigkeiten zu grenzüberschreitenden 
Gewaltkonflikten führen. Dafür werden die möglichen Konfliktszena- 
rios unter Berücksichtigung der existierenden Konfliktkonstellationen 
ausgearbeitet und die möglichen I.ösungsansätze geprüft. 

Als zentraler Lösungsansatz wird das Konzept des Integrierten Wasser- 
ressourcen-Managements behandelt und seine Anwendbarkeit in Bezug 
auf Zentralasien untersucht. Der Ansatz des Integrierten Wässertes- 
süLirccn-Managements (IWRAl) überträgt das Konzept nachhaltiger 
Entwicklung in die XX'^.isscrpc^liiik (vgl. Rcchkemmer/Schmidt 2006: 
60). Eine der /cniraicn AuliialKii der vorliegenden Arbeit besteht in 
der Analyse von Unisctzungsmöglichkeiten der IWRAl-Prinzipien' in 
Zentralasicn. Das Konzept des Integrierten Wasscrressourcen-JManage- 
ments wird im Sinne der „Integration'' und des „Managements" der 
Wasserressourcen verstanden. Bei der „Integratton" wird ai^cnommen, 
dass diese durch Kooperation bzw. durch Koordination erreicht werden 
kann. Beim ,^anagement" geht es um die Rolle der Institutionen bei 
der Bewirtschaftung des Wassers. Diesen zwei zentralen Problempunkten 
des IWRM wird eine besondere Aufmarksamkdt geschenkt. In diesem 
Zusammenhang sind dann folgende Hypothesen zu überprüfen: 

— Das konkurrierende Agieren der internationalen Akteure trägt zu dem 
vorhandenen regionalen Konflikt potential des Wassers hei. Vor allem die 
großen infrastrukturellen Projekte verschärßn die Eskalation zwischen 
den Staaten Zentralasiens. 

— Der rnungclhujie Kooperationswille der zentraLisiatischcu Akteure 
verlujiflcrt die erfolorcichc UrnsciziDig des IWRM-Konzeptes und 
verschärß das vorhandene KonßiktpotentiaL 

— Das imtitutionelle Gefiige des XXasserniauageDients in Zentralasien ist 
wegen des gegenseitigen Misstrauem sowie wegen mangelnder Koope- 

7 Dtis IlVRM Konzrpt bL-dchtet dabei die dtei Dimensionen des Nachhaltigkeitskonzeptes: ökob* 
gische, ökonomische und soziale Dimension der Wassemutzung. 

8 Bei diesem Ansatz wifd hauptsächlich die politische Ebene behandelt, wobei die technische und 
Ingenieurwissenschaftliche Umsetzung ausgeklammert bleibt. 
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rationsbereiUchafi unterentu/ickeh. Die intemationaUn Institutionen 
im Wassersektor sind deswegen nicht in der Lage, eine effiziefite und 
nachhaltige Wasserpolitik zu betreiben. 

1.4 Vorgehensweise der Arbeit 

Das Tiiema des Konfliktpotentials des Wassers in Zcntralaslcn ist sehr 
komplex und kann nicht durch einzelne Entstchungsgründe erklärt 
werden. Die Komplexität und Mehrschichtigkeit dieser Problematik 
machen deren analvtische Erfassung durchaus schwierig. Nichtsdestotrotz 
versucht die vorliegende Arbeit eine allgemeine Darstellung der zwischen- 
staatlichen und innerstaatlichen Konfliktdimensionen des Wassers zu 
präsentieren. Nur die analytische Behandlung möglichst vieler Seiten des 
Konfliktpotentials des ^'^issers in der zcntralasiatischen Region macht es 
letztendlich möglich, die Ernsdialtigkeit dieses Problems einschätzen zu 
können und die Umsctzbarkcir der Lösungsansätzc zu prütcn. 

Der Schwerpunkt der vorliegenden Arbeit liegt in der Behandlung 
der regionalen Wasserkonflikte sowie in der Analyse möglicher Lösungs- 
ansätze. Da das politisdie Geschehen in der Ri^on ohne Eüischätzung 
der Politik dar internationalen Akteure nicht zu verstehen ist; durch die 
die regionalen Nationalstaaten auch in Fragen der Wasserpolitik beetn- 
flusst werden, kann die gesamte Problematik der konkurrierenden politi- 
schen und ökonomischen Strat^en in Zentralasien nicht umgegangen 
werden. Die vorli^ende Arbeit ist deswegen pauschal in zwei grund- 
legende Abschnitte aufzuteilen. Der erste Abschnitt ist der Analyse 
der Akteur- und Interessenkonstellation in der Region gewidmet. Die 
Politik der internationalen Großmächte, die ihre Interessen in Bezug 
auf die Region zur Geltung bringen, wird im Rahmen der theoretischen 
IG)nstrukte des Neorealismus, der Balance of Power und Bandwago- 
ning-Konzcptc crfasst und interpretiert. Die Theorienauswahl ist in dem 
Sinne nicht willkürlich zustande gekommen. Das Bild des Neorealismus 
von den iniernationalcn Beziehimgen ist durch die absolute Dominanz 
von Sichcrheitsintercsscn, den Sclbstcrhaltungsirieb der Staaten und die 
Verweigerung von Kooperation gekennzeichnet. Die Erklärungskraft 
dieser Ansätze lässt sich leicht auf die regionalen Macht- und Interes- 
senverhältnisse in Zentralasien projizieren. Im Abschnitt 2.1 wird der 
theoretische Rahmen der .Arbeit in Bezug auf das Zusammenwirken der 
internationalen und regionalen Akteure analysiert. Die Abschnitte 1.1 
bis 2.5 sind der Politik der internationalen Mächte in der Re^on gewid- 
met Eine zentrale Rolle kommt dabei Russland als ehemalige Metro- 
pole sowie der Politik der Europaischen Union, die durch ein akdves 
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Engagement im Wasserbereich gekennzeichnet ist, zu. Nach da: Darstel- 
lung der amerikanischen, iranischen und chinesischen Politik- und 
Interessenkonstdlationen werden im ZwischenFazit die analytischen 
Ergebnisse des Abschnittes präsentiert, wobei die Politik der r^ona- 
Icn und Intemationalen Akteure einer kritischen Würdigung unterzogen 
wird. 

Der Abschnitt 3 setzt sich unmittelbar mir dem Konfliktpotentials 
des Wassers in der Region auseinander. Im Rahmen des Abschnittes 

3.1 werden die allgemeinen regionalen Risiko- und Sicherheitsfaktoren 
dargestellt, die die Stabilität in /entralasien gefährden. Der Abschnitt 

3.2 ist der Wasserknappheitsproblematik gewidmet und beschäftigt sich 
mit den Folgen der sowjetischen Agrarpolitik. Das Erbe dieser Politik 
ist eine allumfassende ökologische ( Umwelt-) transformation der Region, 
die sich nicht nur in der Austrocknung des Aralsees, sondern auch in der 
weit verbreiteten Dcseriilikaiion, Versalzung der Böden, gesundhcilli- 
chcn Belastung der Bevölkerung etc. äußert. Der Abschnitt 3.3 der Arbeit 
bcfasst sich mit den regionalen Konfliktkonstellationen um das Wasser 
und deren Eskalationsgefahr sowohl auf innerstaatlicher (3 3 . 2) als auch 
auf zwischenstaatlicher Ebene (3-3-3)- Für die Einschätzung des vorhan- 
denen Eskalationspotentials werden auf innerstaatlicher Ebene anhand 
des Fallbei^ieles Karakalpakstan die Kriterien der sozialen Gerechtigkeit 
überprüft. Im Fall der zwischenstaatlichen Konflikte werden neben dem 
Vulnerabilitätsvermogen des Wassers, das die Eskaladonsgroße bedingt, 
auch die M achtkonstelladonen der zentralasiatischen Akteure behandelt 
und dden Politik in Bezug auf die Wasserverteilung analysiert. 

Der vierte Teil der Arbeit beschäftigt sich mit den Ansätzen zur 
Hntschärfung des Konfliktpotentials in der Region. Der Abschnitt 
bcfasst sich mit der Problematik der Umsetzung der IW'R.M-Prinzipien 
in Zentralasieii Die zentralen Problempunkte, die die erfolgreiche 
Anwendung bzw. Übertragung des IWRM-Konzcptes auf zcntralasi- 
atische Wasserbewirtschaftung verhindern, sind die Kooperationspro- 
hlcmaiik der /cntralasiatischen Akleure und als Folire die Ohnmacht 
der inrcrnadonalen Institutionen, die zur I^cü,elunH: der zwischcnstaat- 
liehen Verteilungsfragen aufgerufen sind. Am Ende dieses Abschnittes 
wird auf die Rolle der internationalen Akteure bei der Entschärfung 
des regionalen Konflikrpotentials eingegangen. 

Im Fazit werden die lugebnisse der analyrischen Auseinanderset- 
zung mit den V'erteilungskonflikten in Zcntralasicn vorgestellt und 
Kritikpunkte am bisherigen Umsetzungsprozess des IWRM sowie 
Empfehlungsvorschläge fiir eine bessere Politik In Bezug auf Wasser 
vorgenonmien. 
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2 Die Region Zentralasien: 

Machtverhältnisse und 
Interessenkonstellationen 

2.1 Theoretischer Rahmen 

Der Neorealismus bietet dank der Verhaitenskonstrukte der 
Akteure im internationalen System eine passende analytische 
Ubertragune auf die existierenden Mächte- und Interessenkonstellati- 
onen in Zentrahisien. Anhand zweier rheoretischen V'erhaltensmuster, 
des Konzeptes der Balance oi Power und des Konzeptes des Bandwago- 
nings, wird der Versuch unternommen, die Politik der internationalen 
Mächte, aber hauptsächlich der regionalen Staaten in Zentralasien zu 
überprüfen und einzuschätzen. Die theoretische Erfassung dient vor 
allem da/u, die möglichen Entwicklungen der Staaten in Bezug auf 
Sicherheitsbedrohungen im Sinne des Neorealismus zu analysieren. 

Der Neorealismus, der in der letzten Zeit von vielen Wissenschaftlern 
als anachronistisdhe Erscheinung betrachtet wurde, besitzt vor allem in 
Bezug auf Zcntralasien, wo das Zusammenspiel und die Konkurrenz der 
internationalen Großmächte und der lokalen Akteure ein erhebliches 
Konfliktpotentiai mit sich bringen, eine ausreichende Erklarung^kraft. 
Die grundsätzliche Frage besteht darin, welche Verhaltensstrat^e die 
r^onalen Akteure (tmd aus welchem Grund) bevorzugen und ob diese 
das existierende regionale Konfllktpotential verschärft oder mildert. 

Der Ausgangspunkt des Neorealismus sowie des Realismus stellt 
die Analyse der Entstehung der Kriege bzw. der Ursachen, die den 
Kri^ zwischen den Akteuren des internationalen Systems vermeiden 
können, dar. Für Hans Mergenthau, der als Gründer der realistischen 
Denkschule gilt, war das Thema der Bewahrung des Friedens, vor allem 
in Zeiten der Existenz von Massenvernichtungswaffen, von zentraler 
Bedeutung. Die zur damaligen Zeit verbreitete Annahme der Idealisten 
und Marxisten, dass die allmnfas.sendc Geltung moralischer Prinzipien 
ein Garant für den Frieden sein kann, sowie die Grundannahme des 
damals vorhcrrschcndeti Liberalismus und Rationalismus, dass durch 
Erziehung und staatliche Reformen der Krieg als Mittel der zwischen- 
staatlichen i^olitik vermieden werden kann und an dessen Stelle ein 

9 Während fiu LibfT.ilismusdie Etablierung einer demokrtitis(:l\t. i) oder republikanischen Regierung 
eine Vuräussetzung für den Frieden war, stand für Sozidlisten, Morxisten und Kommunisten die 
Herstellung der sozialistisch/leiMiununlstisch geprägten Staatdbrmen im Vordergrund (vgl. Masala 
2005:24). 
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Frieden eintritt, erscheint ihm als falsch {y^, Morgeathau 1963). Die 
Oberzeugung, dass Kriege mit der Durchsetzung moralischer Standards 
fiir das Schaffen eines Weltsystems erklärt werden können, empfindet er 
als Bedrohung für die gesamte Zivilisation (vgl. Masala 2005: 25). Der 
Anspruch auf L'nivcrsalität moralisLlur Grundsätze ist für Morgcnthau 
sehr problematisch, er bezeichnet ihn als „nationalistischen Univcrsa- 
lismus" und vertritt die Meinung, dass der Versuch, den partikularen 
Werten, die in der Kultur einzelner Nationen liegen, eine universelle 
Gültigkeit zu verschaffen, zu einem „Kreuzzug" führen würde. Der 
Krieg wird in dem Zusammenhang nicht mehr durch Verteidigung des 
christlichen Glaubens 2.erechrl"ertio_t, sondern mir der Notwendigkeit 
der Durchsetzung von partikularen Werten, falls die anderen Nationen 
bzw. Staaten mit der Übernahme dieser Werte nicht einverstanden sein 
werden. Der Realismus von Morgenthau entstand damit als Gegen- 
kon/cption /um Idealismus'", der die inlernalionale Politik und den 
wissenschal ilichen Diskurs dominierte (vgl. Masala 2()()S: 23). 

Der Irrtum der Philosophie der Idealisten liegt nach Morgenthau in 
einem falschen Menschenbild, das über einen positiven Kern verfügt. 
Das Menschenbild von Morgenthau ist hingegen skeptisch^', da Egois- 
mus und Machtrieb (»lust for power**) eine Basis des mensdilichen 
Seins seien. Eben diese zwei Aspekte fuhren seiner Auflassung nach 
zu den Kriegen der Menschen gegen Menschen. Der Faktor, der die 
Menschen zum Betreiben internationaler Politik motiviert, ist der 
Kampf um Macht, damit ist die internationale Politik vor allem Macht- 
politik. Die Machtpolitik der Staaten bzw. der kollektive Machetrieb 
auf der internationalen Ebene stellt eine Art der Sublimierung für den 
anthropologisch bedingten individuellen Mach trieb dar, da der indivi- 
duelie Machttrieb in den modernen Gesellschaften durch zahlrei- 
che gcsellschahliche Normen und Institutionen eingeschränkt vi id. 
Deswegen erfolgt eine Identifikation der Individuen mit den Kollek- 
tiven. In der internationalen Politik ist dieses Kollektiv die Nation. 
So entsteht eine Übertragung des individuellen Machiiriebes aui die 
Ebene des kollektiven Machtriebes, wo das Machtstreben der Nation'-' 
das eigene ersetzt. Da in den internationalen Beziehungen dem Macht- 



10 Andere Bezeichnungen sind: Utopismus, Sentimentalismus, Perfektion ismus, Moralismus. 

11 Der AAerrsch besitzt in anthropologischer Hinsicht drei Triebe: Selbsterhaltungstrieb, Fortpflan- 
zungstrieb und den Machtrielj T i Selbsterhaltungstrieb führtden Menschen dazu,alleProzesse, 
dio in seiner Umgebung ablduft-n, als bedrohlich einzuschätzen. 

1 2 Nach klassischem Realismus ist das Machtstreben eine anthropologische Notwendigkeit. 

13 Die Nationen selbst sind für Morgenthau auch keine empirischen Gegenstände und stellen 
abstrakte Begriffe dar, da hinter der Außenpolitik der Nationen konkrete Individuen stehen. 
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trieb wegen der anarchischen Struktur*'* Iseine Grenzen gesetzt werden, 
existieren für Moi^enthau nur drei Idealtypen der Politik: Machterhal- 
tung, Machtsteigerung und Machtdemonstration (v^. Masala 2005: 
27). Macht und Interessen sind die grundlegenden Motive staatlichen 

Handelns. Die Macht ist dabei eine transhistorischc Konstante, die je 
nach aktueller Interessenlage mit konkretem Handlungsinhalt ^ülit 
wird (vgl. Sicdschlag 1997: 50). 

Der Frieden im internationalen System kann durch Machtbegren- 
zung gewährleistet werden, für die nach Mergenthau nur drei Arten 
der Einschränkung existieren: Balance of Power, internationale Moral 
und internationales Recht (vgl. Morgenthau 1963: 161-296). Dem 
Konzept von Balance of Power wird dabei die größte Bedeutung 
eingeräumt. Die Entstehung eines Gleichgewichts ist eine zwangsläu- 
fige Folge H'ir die Nationalstaaten auf" der internationalen Ebene, die 
nach Macht streben, und ist quasi ein Naturgesetz des internationalen 
Systems. Das Konzept der Balance of Power hat bei dem Vertreter des 
ncorealistischen Diskurses, Kcnncth Waltz, eine Entwicklung erlahrcn 
und wird im Rahmen der vorliegenden Arbeit dargestellt. 

2.1 .1 Neorealismus 

Der Neorealismus von Kenneth Waltz, der audi als struktureller 
Neorealismus bezeichnet wird, basiert auf den Grtmdannahmen 
des Realismus, stellt aber eine modifizierte Theorieform dar, die 
entsprechend den geschichtlichen Realitäten der 1960er Jahre mehr 
Anpassun^fahigkeit erwiesen hat. Die Theorie geriet nach dem 
Zusammenbrudi der UdSSR unter Kritik, da sie diese Ereignisse nicht 
vorhersagen konnte. Seitdem aber die Weitordnung von der durch 
die amerikanische Hegemonie geprägten Unipolarität zu dem multi- 
polaren Weltvcrständnis tendiert, hat der Neorealismus wieder an 
Aktualität gewonnen. Vor allem mit Blick auf die Konkurrenzpolitik 
der internationalen Großmächte um Einlluss in der zentralasiatischen 
Region bietet der Neorealismus eine gute Erklärungskrah an. 

Bei der analytischen Zusammenhissung der meisten Erklärungs- 
ansärze für den Kriegsausbruch nennt Kenneth Waltz drei wichtige 
Kategorien, die dessen l.nrsrehung bedingen. Das sind: die menschli- 
che Narur, die interne Ordnung der Staaten tmd die Struktur des inter- 
nationalen Systems (vgl. Masala 2005: 31). Diese drei Kategorien bzw. 
Ansätze werden von ihm als sogenannte „Images" oder auf Deutsch 
„Ebene" bezeichnet. 

14 Siehe unten. 
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First image — die Natur des Menschen 

Die Ansätze, die die Erklärung des Kri^es in der menschlichen Natur 
sehen, nennt Waltz „First image". Dabei grenzt er von dem realisti- 
schen Menschenbild, das durcli puren Egoismus und Machtrieb 
gekennzeichnet ist, ab.'- Er stellt unter Zweifel, dass das Kämpfen 
in der menschlichen Natur liege, denn wenn es so wäre, dann wäre 
die internationale Politik nur durch kriegerische Auscin mderset- 
zungen gekennzeichnet. Als Contraargument dient ihm die latsache, 
dass in den internationalen Beziehungen auch Perioden des Friedens 
vorhanden sind. Und wenn es ratsächlich so wäre, dass die Ursache 
des Krieges in der menschlichen Natur läge, dann „wc can nevcr hope 
[o\- peacc" (Waltz 1959: 29). Ungeachtet dessen, dass Waltz das pessi- 
mistische Menschenbild clcr Realisten nicht so ganz teilen kann, findet 
bei ihm die Annahme, dass die menschliche Ratio nicht als Ansatz zur 
Lösung politischer und sozialer Phänomene betrachtet werden kann, 
Zustimmung. 

Second image — interne Ordnung der Staaten 

Die zweite Kat^orie der Erklärungsansätze für die Entstehung des 
Kri^es stellen die Ansätze dar, die die ursprünglichen Gründe des 
Kri^es in den Staatsfbrmen sehen. Diese Annahme wird von Waltz 
auch bestritten, da die Staaten im Laufe der Geschidite unabhängig 
von ihren Herrschaftsformen immer Kriege miteinander und gegen- 
einander geführt haben. Egal, ob Monarchien, Demokratien oder 
autoritäre Regime alle wurden in die kri^erischen Auseinanderset- 
zungen verwickelt (vgl. Masala 2005: 32). 

Da sowohl die Thcoricansätze, die die Kriegsursache in der mensch- 
lichen Natur sehen, als auch die Erklärungsansätze des „second imagcs*' 
Rir Waltz über keine ausreichende Argumentation und Uberzeugungs- 
krait verlügcn, wendet er sich der Analyse des „diird Images" der Stnik- 
tur des intcriuiiinyudcn Systcnn — zw. Das internationale System stellt lür 
Walrz genau wie für die Realisten eine Anarchie dar, in der die Staaten 
miteinander konkurrieren und in der die Abwesenheit von Herrschaft 
bzw. \T)n einer höheren Instanz, die über den Staaten stehen würde, die 
Konflikte und Kriege zwischen ihnen fördert. Wenn es imi die Beant- 
wortung der f rage geht, warum die ivriege immer wieder zwischen den 
Staaten ausbrechen, misst Waltz der dritten Ebene („third image") die 

15 An dieser Stelle muss »uch darauf hingewiesen werden, dass das optimistische Menschenbild bei 
Waltz noch weniger Sympathie hervorrief. Dieses bezeichnet er als naiv und als Wunschdenken. 
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größte Erklärungskraft bei (vgl. Masala 2005: 33). Das internationale 
System mit seiner anarchischen Struktur ist damit der zentrale Ansatz 
bzw. eine unabhängig Variable zur Erklärung von Kri^ und Frieden. 

Die wichtigsten Merkmale des Internationalen Systems sind nach 

Waliz: 

Das internationale System ist ;inarchisch und dezentralisiert, da es 
keine Wcltrcgierung gibt, die über den Staaten stehen würde, um die 
Beziehungen zwischen den Staaten verbindUch zu regehi' (vgl. Waltz 
1979: 88). Wenn eine solche zentrale Instanz theoretisch existieren 
würde, so käme es unvermeidlich zu Auseinandersetzungen zwischen 
den Staaten und dieser Instanz, da lür die Staaten neben Sicherheit 
auch Autonomie bzw. Unabhängigkeit zu den obersten Prioritäten 
gehören. 

Die wichtigsten Einheilen des intcrnaiionalcn S)sicms sind die 
Staaten („units"), deren zentrales Bcdiirhiis das eigene Überleben ist. 
Die Staaten besitzen eine souveräne Entscheidungsmacht, wie sie aui 
externe und interne I-Ierausfordcrungcn reagieren. Das heißt, dass 
Marionetten- oder Satellitenstaaten keine „units** des internationalen 
Systems darstellen. Dabei sind fiir Waltz alle Staaten unabhängig von 
der territorialen Große, des BIP oder der militärischen Stärke gleich, 
da sie alle gleiche Funktionen erfüllen: die Sicherheit nach innen wie 
nach außen zu schaffen (vgl. Waltz 1979: 96-97) Die Natur des inter- 
staatlidien Systems bzw. dessen Polarität ist durch die Anzahl der 
Großmächte bedingt (\^. Halliday 1994: 33). Man muss auch nach 
Waltz nicht unbedingt von der Annahme ausgehen, dass die Staaten 
rational handelnde Akteure seien, sie sind aber nach Waltz „sensitive 
for costs" (vgl. Masala 2005: 47). 

Im internationalen System existiert keine Arbeits- und Funktions- 
teilung zwischen den Staaten (vgl. Waltz 1979: 93)- Die Staaten sind 
deswegen nur auf sich selbst angewiesen. Daraus ergibt sich ein Sclbst- 
hilfesystem, bei dem die Staaten mehr oder weniger gleiche Aufgaben 
erfüllen, die auf das Überleben des Staates abzielen. 

2.1 .2 Balance of Power von Kenneth Waltz 

Die Merkmale des internationalen Systems, vor allem der anarchische 
Urzustand, zwingen die Staaten dazu, mehr Einfluss auleinander zu 
nehmen und damit Macht zu gewinnen bzw. zu akkumulieren. Wegen 

16 Die supranationalen oder Internationalen Organisationen verfügen för Waltz keineswegs über 
eine ^stemwelte Autorität 
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dieser strukturellen Besonderhdt des internationalen Systems werden 
auch nur wenige Staaten mit dem »Gut" Sicherheit belohnt. Es existiert 
damit lediglich ein schmaler Handlung^korridor, um das eigene 
Überleben zu sichern. Die Staaten sind damit auch gezwungen, um die 
knappen „Sichcriicitscinhcitcn*' zu konkurrieren. Der Neorealismus 
von Waltz'^ ist deswegen staatenzentriert. Die Staaten sind für ihn die 
wichiigstcn Handlungsakicurc tlcs internationalen Systems (vgl. Vogt 
1999: 46). O is Minimaizid Jcr Staaten ist das eigene Überleben, das 
Maximalzicl die universelle Dominanz. Diese Annahme ist für Waltz* 
Balance of Power- Theorie von zentraler Bedeutung. Um diese Ziele mit 
den zur Verfügung stehenden Mitteln zu verfolgen, haben die Staaten 
zwei Möglichkeiten: inrerne Machtsteigeruns: (Aufrüstung, Stärkung 
der Volkswirtschaften, Entwicklung besserer Strategien) und/oder 
externe Machtsteigerung (Allianzbildung oder Eroberung) (vgl. Masala 
2005: 57). Sicher sind die Staaten aber nur dann, wenn im internati- 
onalen System ein Machtglcicligcwiclu (Balance of Power) existiert. 
Lediglich unter den Bedingungen von Balance of Power ist es für den 
Staat nicht ratsam, einen anderen Staat anzugreifen, ohne dabei eine 
Niederlage zu riskieren. Daraus resultiert eine der wichtigsten Behaup- 
tungen: Wenn du überld>cn willst, so gleiche Machtungleichgewidhte 
ausl Für Waltz weist das internationale S)rstem eine elementare Grund' 
tendenz in Richtung eines Mach^eichgewichts auf. Diese Tendenz ist 
nicht zwingend, aber höchst wahrscheinlich. Balance of Power entsteht 
nicht aufgrund des Willens der Staaten, die so ein Gleidigewichts- 
systcm schaffen möchten, vielmehr ist Balance of Power fiir Waltz 
eine Erscheinung, die unabhängig von dem Willen der Akteure und 
diuch die Systemstruktur bedingt ist und unabhängig von den staatli- 
chen Motiven auftritt. Balance of Power kann man als eine annähernd 
gleiche Verteilung der Sicherheitseinheiten unter den wichtigsten 
Koalitionen des internationalen Systems sehen. Das Mächtegleichge- 
wicht bietet damit ein Höchstmaß an Ubcrlebenssicherheit der Staaten 
im anarchischen inlernaiionalen System (vgl. Vogt 1999: 50-31). 

Der Versuch einer Grolbmacht, zum Hegemon aufzusteigen, wird 
von den anderen Akteuren als Bedrohung für die eigene Sicherheit 
und Autonomie wahrgenommen. Wenn ein Staat versuchen würde, 
seine Machtposition im internationalen System zu vergrößern, würden 
sich mindestens zwei Koalitionen herausbilden: eine Koalition um 

17 Der Unterschied des Konzeptes von Balance of Power bei Wdltz von di iii von Morgenthau besteht 
darin, dass für Waltü Balance of Power ein immer wiedericehrendes Lreiynis der Konstellation ist. in 
der sich die Staatert befinden, und nicht das Ergebnis des Willens der Akteure ist (vgl. IMasala 200S: 
74). 
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den Hegemon im Wartestand und eine andere, die sidi nicht dem 
Führungsanspruch der zukünftigen H^emonialmacht beugen will. 
Die Suaten, die eine Maximierung der Macht verfolgen, werden 
der stärkeren Koalition beitreten, dann „wc would scc not balanccs 
forming but a world hegemony forgcd". Das wird nach Waliz aber 
nicht passieren, weil "balancing, not bandwagoning, is thc bchavior 
induccd by thc System" (Waltz 1979: 126). Selbst wenn es einem Staat 
gelingen wird, eine H^cmonie herzustellen, wird diese laut Waltz nur 
von kurzer Dauer sein, da die Abwesenheit des Mächtegleichgewich- 
tes nicht nur für die schwachen Staaten gefährlich sein kann, sondern 
auch fiii- einen starken Staat. Balance of Power stellt damit für Waltz 
die einzig feststellbare Gesetzmäßigkeit in der anarchischen Struktur 
des internationalen Systems dar. 

2.1.3 Bandwagoning von Randal Schweller 

Bandwagoning verweist auf ein Verhalten von Staaten im internatio- 
nalen System, sich an Machtzentren „anzuhängen" und als Trittbrett- 
fahrer auf positive outcomes zu hoffen — vor allem in den Bereichen 
Sicherheit und Wohlfahrt (vgl. Vogt 1999:5). Der vom amerikani- 
schen Englisch abgeleitete Begriff „bandwagoning**" bedeutet im 
übertragenen Sinne eine Verhaltensstrat^e, sich an einem erfolgver- 
sprechenden Unternehmen zu beteiligen und nach einem Erfolg auf 
eine Belohnung ftir die erfo^e Unterstützung zu hoffen, und nicht an 
einem schwachen Unternehmen teilzuhaben, das vermutlich scheitern 
wird (vgl. Vogt 1999: 10). 

E)as Phänomen des Bandwagoning wird von Seiten des Xcnrealis- 
mus als eine Anomalie betrachtet und wird damit auch nicht erklärt. 
Waltz erwartet eine starke Tendenz in Richtung von Balance of Power 
(siehe Abschnitt 2.1.2), doch erkennt er auch an, dass die Staaten 
Bandwagoning als Anlehnung an die übermäßige Macht betreiben 
können, wenn interne oder externe Machtsteigerungen nicht möglich 
sind (vgl. Masala 2005: 57). Die Staaten werden sich damit laut Waltz 
der schwächeren beider Koalitionen anschließen, um eine Balance of 
Power herzustellen, und nicht der stärkeren, wie das Bandwagoning- 
Konzept besagt. Die Entscheidung des Staates, eine Bandwagoning- 
Politik zu betreiben, wird also von Waltz als eine absolute Schwäche 
des Staates interpretiert, der nicht in der Lage ist, die eigene Sicherheit 

18 Der Begriff bandwagon bezeichnet einen hohen, von Pferden gezogenen Wagen, der grüß genug 
ist, um eine Musikitapelie aufeunehmen. Mit seiner i-lilfe wurde Werburtg für die anstehenden 
Ereignisse gemacht, z. B.fürden Wahlkampf (vgl Vogt 1999: 10). 
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ZU gewährleisten, da er sich die Kosten von Balancing nicht leisten 
kann. So ein Verhalten stelle damit eine politische Kapitulation dar 
und sei eine Notlösung. 

Randall Schweller vertritt in seinem Beitrag „Bandwagoning for 
Profit: Bringhig thc Revisionist State Back In ' die Meinung, dass das 
von Ncorcalistcn favorisierte Balancing keine dominante Strategie der 
Staaten sei. Die Staaten tendieren eher da/u, die Kosten zu minimie- 
ren und da die Politik des Balancing ziemlich kostcnaufwändig sein 
kann, bevorzugen viele Staaten eher, Bandwagoning zu betreiben (vgl. 
Vogt 1999: 3). Für ihn stelh Bandwagoning damit keine Kapitulation 
der Staaten, sondern eine Gewinn versprechende Verhaltensstrategie 
dar. Die Bandwagoning-Strategie muss auch nicht unbedingt mit der 
Schwäche der Staaten verbunden sein. Es handelt sich um die Priori- 
tätensetzung der Staaten, anstelle von Sicherheit werden die ökonomi- 
schen Vorteile in den Vordergrund gestellt, da „... it is simply not truc 
that the first concern oi all statcs is sccurity'' (Schweiler 1994: 86), 

Für Schweiler spielen vor allem die wechselnden nationalen Inter- 
essen der Staaten eine bedeutende Rolle, die grundsätzlich in zwei 
Richtungen tendieren. Die erste Gruppe bilden Staaten, die an der 
Aufrechterhaltung des Status quo im internationalen System inter- 
essiert sind. Zu den Status-quo-Staaten gehören diejenigen Staaten, 
die mit ihrer momentanen Sicherheitslage im internationalen System 
zufrieden sind und die die Aufrechterhaltung der vorhandenen Güter 
anstreben. Diese Staaten sind damit die Sicherheitsmaximierer (vgl. 
Vogt 1999: 60), für die der Erhalt ihrer Positionen absolute Priorität 
hat. Zu der anderen Gruppe gehören die Staaten, die nicht mit dem 
herrschenden Status quo einverstanden sind und die in ihrer Politik 
nach der Revision des internationalen Systems streben (vgl. Schwel- 
ler 1994). Für die Staaten mit revisionistischen Einstellungen haben 
die Güter, die sie begehren, eine höhere Priorität im Vergleich zu den 
Gütern, die diese Staaten besitzen. Die Revisionisten sind bereit, die 
militärischen Mittel für das Erreichen der begehbaren Ziele einzuset- 
zen, um den Status-quo- Zustand zu brechen. Nach Schweller initiie- 
ren meistens die revisionistischen Staaten die Entstehung der Allianzen, 
den Status-quo-I. ändern bleibt damit nur die Reaktion übrig (vgl. 
Schweller 1994: 76). 

Zu den Staaten, die als Bandwagons auftreten, gehören die 
Großmächte, die entweder an der Aufbewahrung des Status quo 
orientiert sind und dementsprechend eine Balance-Politik betreiben — 
bei Schweiler fallen diese in die Kategorie „Lions" — oder diejenigen 
Großmächte, die an der Revision der existierenden Konstellationen 
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interessiert sind und damit eine a^essive revisionistische Politik verfol- 
gen können. Diese Staaten werden als »Wolves** bezeichnet. In diesem 
Zusammenhang existieren zwei Akteurgruppen, die die Bandwago- 
ning-PoÜtik in Bezug auf zwei Bandwagons ausüben können, das heißt 
die Staaten, die entweder mit „Lions" oder mit „Wolves" in eine Koali- 
tion eingehen. Das sind aut der einen ^ciu- die schwachen Staaten, die 
nicht in der I-agp sind, die Kosten für den Erhah der eigenoi wenigen 
Güter zu zahlen, und auch nicht bereit sind, diese Güter aufs Spiel 
zu setzen, um potentiell mehrere erhalten zu können. Diese Staaten 
werden von Schweller als „Lambs" bezeichnet und betreiben seiner 
Meinung nach eine Bandwagoning-Polirik gegenüber den „Linns". 
In diesem Zusammenhang geht es hauptsächlich um den „Wave oi 
Future Bandwagoning".'" Zu dieser Form des Bandwagoning gehören 
damit Staaten, die die stärkere, aut den Status quo orientierte Koalition 
wählen, da sie glauben, dass diese Koalition das Modell der Zukimit 
im politischen, sozialen oder wirtschaitlichen Bereich repräsentieren 
wird (vgl. Vogt 1999: 64). Man schließt sich dieser Koalition an, um 
in der Zukunft von dem gewählten Entwicklungsweg profitieren zu 
können. 

Auf der anderen Seite handelt es sich um die schwachen revisionis- 
tischen Staaten „Jackals", die bereit sind, die hohen Kosten für den 
Erwerb der neuen Güter zu zahlen und bei den vorhandenen Gütern 
Risiken einzugehen. Solche Staaten wählen für die Unterstützung der 
eigenen Ziele starke revisionistische Suaten der „Wolves", cÜe eben£ills 
mit dem herrschenden Status quo nicht zufrieden sind (v^. Schweller 
1994). Das Ziel der „Jackal Bandwagoning" ist der Erhalt von Gütern. 
Diese Strategie wird also hauptsächlich von schwachen re\isionisti- 
schen Staaten verfolgt, die mit ihrer momentanen Lage im internatio- 
nalen System nicht zufrieden sind. Als Bandwagon dienen die starken 
revisionistischen Staaten, die für sich eine größere Rolle in der Welt 
beanspruchen und mit dem vorherrschenden Status quo nicht einver- 
standen sind. 

Der entscheidende Punkt in der Allianzenbildung ist damit die 
Vereinbarkeit der politischen Ziele. Die zulriedenen Staaten werden 
der Status-quo-Koaiition beitreten, selbst wenn es eine stärkere Seite 

19 Schweller unterscheidet innerhalb von diesen Bandwagoning lormen vier Arten der Akteure 
und damit vier Arten des Bandwagoning: Jacical Bandwagoning, Piling-on Bandwagoning (Jacical 
Bandwagoning am Ende des Krieges mitder Hoffnung, die^unverdiente' Gewinne zu bekommen); 
Wave Qf the future Bandwagoning; Domino-Effect (der Bandwagon wird in dem Fall durch eine 
externe Kraft in Gar>g gesetzt und löst meistens wegen ein«* Revolution eine Kett«irealction aus). 
Für unsere Analyse sind vor allen zwei Formen von besonderer Relevanz. Das sind die Form des 
Jackal Bandwagoning und die Form des Wave of the future Bandwagoning. 



Oüpy iiyhico inaiotial 



30 



WeltTrendsThesiiS 



ist; die unzufriedenen Staaten werden einer Koalition mit einem revisi- 
onistischen Staat beitreten, in der Hofihung, mehr Profit nicht nur im 
Bereich der Sicherheit zu erzielen (v^. Schweiler 1994: 88). Entschei- 
dend bei den beiden Formen des Bandwagoning ist die Kalkulation 
des angestrebten Nutzen, den die Staaten von den beiden Koalitio- 
nen bekommen können, die auch Ihren Zielvorstellungpn entsprechen 
würden. 

2.2 Politik der internationalen Akteure in der Region 

Die zenrraliisiarische Region ist hinsichtlich der geopoütischen, 
geo-ökonomischcn und sicherheitspolitischen Überlegungen eine 
strategisch wichtige Region, die besonders nach dem 11. September 
2001 im internationalen Kontext an Bedeutung gewonnen hat. Aber 
auch nachdem die Gefahr, die vcm dem Taliban-Regime und dem 
al-Qaida-Einfluss in Afghanistan ausging, durch deren Marginalisie- 
rung abnahm, haben die internationalen Akteure ihre Interessen bezüg- 
lich der Region nicht nur nicht relativiert, sondern auch die eigenen 
Aktivitäten intensiviert. Vor allem Russland und Oiina waren nicht 
mehr bereit, die militärische Präsenz der USA an ihren Grenzen zu 
tolerieren. Damit gerieten die Staaten Zentralasiens ins Zentrum der 
machtpolitischen Interessen der Großmächte, deren Politik von vielen 
Experten als das »New Great Game" interpretiert wird (vgl. Davis/ 
Azizian 2007: 2). 

Momentan kann man in Zentralasien das Agieren von sechs 
Mächten konstatieren. Manche von ihnen, wie Russland, China, die 
Türkei oder der Iran, zeigen mit der R^on alte geschichtliche, kultu- 
relle und wirtschaftliche Verflechtungen. Deren r 'lirik in der R^on 
hat eigene historische Wurzeln und Traditionen. Andere Akteure, wie 
die USA und die Europäische Union, sind Neulinge, die mit Zentral- 
asicn entweder nur eine bedingte geographische Nähe besitzen (die 
EU) oder auch ihre Politik von Null angefangen haben (die USA). 

Die historisch i^esehen wichtigen Akteure Russland und China haben 
sich in den 1 9 1 99()er Jahren wenig mir den regionalen Entwicklun- 
gen bchisst. Russland war mit der Lösung eigener sicherheitspolitischer 
Probleme beschäftigt. Der Krieg in Ischetschenien, die h.rweiterung 
der NATO sowie die Krise in Jugoslawien standen auf der politi- 
schen Agenda der Russischen Föderation. Genauso war China zu dem 
gleichen Zeitpunkt intensiv mit der Entwicklung seiner Außenpolitik 
in östliche und südöstliche Richtungen beschäftigt. Die Beziehungen 
zu den USA sowie das Taiwan-Problem standen im Mittelpunkt des 
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politischen Diskurses der Volksrepublik: (vgl. Trouch 2007: 218). Erst 
nach dem 1 1. September geriet die R^on in das Blickfeld der beiden 
Großmächte und b^ann eine wichtige Rolle in den außenpolitischen 
Konstellationen der beiden Länder zu spielen. 

Die beiden externen Akteure, die USA und die EU, haben ihre 
Poliiik in der Region vor relativ kurzer Zeit gestartet und streben 
seit ' III eine Festigung und einen Ausbau der eigenen Positionen 
an. in den 191990er Jahren wurde die zentralasiatische Region vom 
Westen als eine Peripherie Russlands empfunden. In den ersten Jahren 
nach dem Zusammenbruch der UdSSR stellte hauptsächlich die Russi- 
sche FödeiMtion das Objekt der westlichen Interessen dar, das auch als 
(juide Kir die anfangs erwartete Demokratisierung der zentralasiati- 
schen Staaten angesehen wurde (vgl. Davis/Azizian 2007: 1). Für die 
USA hat die Region vor allem nach den Ereignissen vom 1 1 . September 
2001 eine grofsc sicherhcilspolitische Bedeuiung in der US-Außenpoli- 
tik gewonnen. Es geschah ein Wandel in der Perzeprion der Region bei 
den amerikanischen Entscheidungsträgern, die seitdem für eine Inten- 
sivierung der US-Politik mit den USA als ein einflussreicher Akteur in 
der R^on plädieren. Der Wandel in der europäischen Außenpolitik 
erfolgte erst im Jahr 2007, ab das neue Strategiepapier für die Region 
aus^arbeitet wurde. 

2.2.1 Die Politik der Russischen Föderation In Zentralaslen 

Die politische Unabhängigkeit der russischen Peripherie-Staaten war 
für viele Vrurr cr der sowjetischen Nomenklatura schwer anzuer- 
kennen. Wälirend der ersten Jahre nach dem Zusammenbruch der 
UdSSR war unter den russischen Politikern die Meinung verbreitet, 

d i'^'> die entstandenen zcntralasiati sehen Staaten wegen ihrer struktu- 
relk i ^ehwächen a priori auf Russland angewiesen sein werden. Diese 
Einstellung erklärt auch die anfängliche Zurückhaltung der russi- 
schen Regierung in Bezug auf die politischen Prozesse in Zentralasien. 
Anlang der 191990er Jahre war die Russische Fi'jdcration stärker an 
der Hinwendung imd der Intensivierung der Kooperation mit dem 
Westen orientiert imd stand den massiven Iranslormationsschwierig- 
keiten im postsowjctischen Raum, mit denen die jungen unerfahrenen 
Staaten konfrontiert waren, eher apathisch gegenüber. Die distanzierte 
1 laltung gegenüber Zentralasicn äußerte sich auch dadurch, dass das 
Land ungern die VermittiungsroUe bei dem Bürgerkrieg in Tadschiki- 
stan annahm. Man wollte sich nicht in das polidsche Geschehen der 
zentralasiatischen Staaten einmischen. Die postsowjetischen Republiken 
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wurden von Seiten der neuen russisdien Elite als „zivilisatoriscber**, 
»ökonomischer'^, „kultureller** Ballast wahi^enommen. Russland hat 
als erstes Land im GUS-Raum die einseitige Visumspflicht und Zölle 
für diese GUS-Staaten eingeführt. Im Jahr 1993 schuf Russland die 
neue Währung, die Zentralasien aus der Rubel« Zone ausschlössen hat 
(vgl. Shaolci 2007: 204). 

Erst ah Mitte der 191990er Jahre, nachdem Amtsantritt von Jcwgeni 
Primakow, hat sich Russlands Haltung gegenüber den zentralasiatischen 
Staaten geändert. Zu dieser Zeit entstanden erste Reintegrationsversuchc 
des postsowjetischen Raumes in die russische Hinfiusssphäre. Ungeachtet 
der zahlreichen multilateralen Abkommen über die Kooperation sowie 
die Cründune der Organisation des Kollektiven Sicherheitsvertrae.es^" 
blieben die russischen Integrationsversuche ertolglos. Die neuen Staaten 
haben keine Sehnsucht nach der russischen patcrnalistischcn Positionie- 
rungais „großer Bruder" gezeigt (vgl. Warkotsch 2006: 97). Aulgrund der 
eigenen Iranslorm.ttionskrisc konnte Russland den Staaten der Region 
kein lockendes Modcrnisicrungskonzept und auch keine Subvciuionic- 
rung der zcntralasiatischen Wirtschaften, wie es zu Sowjetzeiten teilweise 
der Fall war, anbieten. Insgesamt kann man damit diese Zeitpetiode der 
russischen Außenpolitik in Zentralasien sogar ungeachtet des Strebens 
nach mehr Kooperation als nicht besonders ergebnisreich einstufen. 

Eine entscheidende Wende in der russischen Politik im GUS-Raum 
trat erst nach dem Amtsantritt des Präsidenten Wladimir Putin ein. 
Anstelle der post-imperialen Reint^ationsbestrebungen kam die 
russische Realpolitik, die sich vor allem an der Beaditung der natio- 
nalen Interessen Russlands orientierte. Diese Einstellung spiegelt 
sich auch in den Worten des damaligen Präsidenten wider: „An der 
Schwelle zum 21. Jahrhundert ist Russlands Aufgabe Russland selbst 
und nicht die Welt" (zitiert nach Trcnin 2002: 13). Der wichtigste 
Wandel der Politik Putins gegenüber Zcntralasien bestand also darin, 
dass der imperiale Anspruch Russlands in der Region beiseite gelas- 
sen wurde. Die pragmatische Politik der nationalen Interessen hatte 
sich durchgesetzt, bei der Rus.sland nicht zu viel Verantwortung lür 
seine ehemaligen Peripherien iibcrnchmen wollte. Obwohl das Land 
für sich immer noch eine bedeutende Rolle beansprucht hat, sollte das 
russische Hngagement nicht zu einer Belastung werden (vgl. Matveeva 
2007: 279). 

Die jetzige i^olitik Russlands gegenüber Zentralasien ist durcli ein 
gewachsenes Selbstbewusstsein der russischen Regierung gekenn- 
zeichnet. Hinter der Wandlung bei der Selbstperzeption steht die 

20 Bis 2003 als Taschkenter Skheiheitsvertrag der GUS bezeichnet 
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wirtschaftliche Entwiddung des Landes, die nadi den anarchischen 
191990er Jahren als ein Erfolg des russisdien Staates postuliert wird. 
Das Gcfiihl einer wieder erstarkten Großmacht ermo^icht dem Land, 

entschlossener seine Interessen in der Region zu verteidigen. 

Pauschal lassen sich die russischen Interessen in Zentralasien in zwei 
Ricl I ingcn aufteilen. Das sind auf der einen Seite die sichcrhcitspoli- 
tischen Interessen und auf der anderen Seite die wirtschaftlichen. 

Sicherheitspolitische Interessen Russlands in Zentralasien 

Seit 1996 wandelte sich das lerritorium Afghanistans zum Zentrum 
des internationalen lerrorismus und reliH.iösen Extremismus, dessen 
Ziel die Änderung der politischen Regime in Zcntralasien mit dem 
Errichten eines islamischen Kalihates und dem Transfer dieser Prozesse 
in die anderen Teile der Welt war (vgl. Konarovsky 2007: 13). Die 
Gclalir des militanten Islams sowie des Drogenhandels aus ^Afgha- 
nistan stellt für die südlichen Grenzen Russlands ein Stabilitätsrisiko 
dar. Vor allem bei dem großen Anteil der muslimischen Bevölkerung 
im Nordkaukasus, die Separationsbestrebungen aufweisen, konnte die 
Idee der Übertragung der islamistischen Werte Anhänger finden. Um 
eine Destabilisierung des Nordkaukasus sowie der anderen muslimi- 
schen Teilrepubliken (Tatarsatan, Baschkortastan etc.) zu vermeiden, 
besteht das primäre Sicherheitsinteresse der Russischen Föderation in 
dem Schutz der südlichen Grenzen der GUS. Aus diesem Grund wurde 
auch die militärische Präsenz der USA in Zentralasien von Russland 
am Anfang ziemlich neutral wahrgenommen, da die .\nierikaner im 
Kampf g^en die islani istischen Bewegungen relari\ erfolgreich waren, 
darunter auch gegen die Islamische Bewegung Usbekistans (IMU)"^^ 
die in der Region aktiv ist. Die loyale Haltung Russlands gegenüber 
den US-Militärbasen in Zcntralasien lag in der Übi i/cuLiun':, diss 
deren Anwesenheit einen vorübergehenden Charakter iiabe und dass 
sie entsprechend der vorherigen Absprache nach der Beendigimg des 
Einsatzes in Afghanistan enden werde. Putins Zustimmung der wcsdi- 
chen Militärpräsenz in Zcntralasien stellte keinen Akt des guten Willens 
dar. Ungeachtet der skeptischen Haltung im l ande hat er als Gegen- 
leistung auf das Entgegenkommen des Westens in einigen weiteren 
Problempunktcn, wie dem Tschetschenienkrieg, in der NAIO-Ostcr- 
weiterung sowie bei Russlands WTO-Beitritt, gehofft. Gefolgt sind im 
G^enteil von der US-amerikanischen Seite eine Reihe diplomatischer 
Demütigungen Russlands: der einseitige Rückzug aus dem Anti Ballistic 

21 Mehr dazu im Abschnitt 3.1 . 
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Missile (ABM)-Vertrag, die Ausstrahlung von Hörfunksendungen in 
tschetschenischer Sprache durch „Radio Liberty*' im Sommer 2002, 
die offensichtliche Unterstützung der antirussischen Stimmung in 
Georgien sowie die aktive Rolle der USA bei den Farbenrevolutionen 

in der Ukraine und Georgien. Nacli dem Systcmwcchsel in Geoi^en 
und der Ukraine hat sich die russische Führung eindeutig gegen den 
weiteren Revolutionsexport in den posföowjetischcn Raum ausgespro- 
chen und mit entschlossenen Knnsequenzcn gedroht (vgl. Wirk isch 
2()06: 103). Der postsowjetischc Raum gehört zu den vitalen h\ter- 
essen der russischen Sicherheit, deren I^estabilisierun^ unumkehrbare 
Folgen für das Land selbst haben könnte. Die Furcht vor den vom 
Westen inspirierten Farbenrevolutionen ist auch unter den zentralasia- 
tischen Eliten stark verbreitet. Deswegen kommt die öffentliche Verur- 
teilung Russiands gegenüber solcher \ orgehensweise im GUS-Raum 
den zentralasiatischen Staaten entgegen und stärkt die Kooperation im 
Rahmen des OVKS." 

Die Organisation des Kollektiven Sicherheitsvertrages ist ein wichti- 
ges Instrument der russischen Sicherheitspolitik in der Region. Alle"' 
Staaten Zentralasiens (mit Ausnahme von Turkmenistan) sind Mitglie- 
der der Oi^anisation. Im Rahmen der Oi^nisation des Vertrages 
üher die Kollektive Sicherheit finden regelmäßig mehrere Treffen 
zwischen den Innenministern der GUS'Staaten statt. Im Jahr 2002 
wurde im Rahmen des OVKS ein antiterroristisches Zentnun gegrün- 
det (Konaro^l^ 2007: 15). Nadidem Usbekistan wieder der Organi- 
sation beigetreten ist, schloss Moskau am 14.11.2005 mit Taschkent 
einen militärischen \ Vrl mdetenvcrtrag ab. Im Rahmen dieses Vertra- 
ges erklärt sich Russland zu einem militäriNLlir i 1 insatz in Usbekis- 
tan bereit, falls die usbekische Sicherheit gefährdet sein sollte. Für 
diese Sicherheitsgarantien bekam Moskau die Erlaubnis de- i ' eki- 
schen Präsidenten für die Stationierung der russischen Mihtärbascn 
auf dem usbekischen Territorium (vgl. Ahmadova 2üü6: 115). Die 
Verschlechterung der Beziehungen zwischen den USA und Usbeki- 
stan kam in diesem Zusammenhang der Politik Russlands in der 
Region zugute. Die Ordnungsvorsrellungcn des Kremls stehen nicht 
mit den zentralasiatischen Systemen im Widerspruch und verlan- 
gen in Sachen der Rechtsstaatlichkeit, Demokratie oder Menschen- 
rechte keine Nachgiebigkeit. Die US-amerikanische l "nterstützung des 
Rcgimewechsels im postsowjetischen Raum sowie der rvrieg im Irak 

22 Organisation des Vertrages für Kollektive Sicherheit. 

23 Usbekistan ist im Jahr 1999 aus der Organisation ausgetteten und hatte bis zum Jahr 2005 eir>e 
Mitgliedschaft in der GU(U)AIM. Seit 2005 ist das l^nd wieder das Mitglied des OVKS. 
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wurden in Zcntralasien hing^en sehr skeptisch wahrgenommen. Die 
Herrschaftsvertreter der El^on furchten sich vor demselben Schick- 
sal wie ihre Amtskoll^n in anderen Landern, vor allem das Schicksal 
von am Hussein verbreitet Verunsicherung unter den regiona- 
len Eliten. Deswegen haben Kasachstan, Kii^sien, Tadschikistan und 
Russland im Rahmen des OVKS einem gemeinsamen I ulivcTtcidi- 
gungssystcm zugestimmt (vgl. Warkotsch 2006: 104). Im Rahmen 
des OVKS wurde auch eine schnelle Eingrcifrruppe für Zentralasicn 
geschaffen. Diese Tatsache bestätigt, dass Russland auh die autoritäre 
Stabilität der /entralasiatischen l'.liten setzt und es mit der Verteidigung 
der o^eoenwärtioen Reoime ernst meint. Die Bereitschaft Russlands, die 
Sicherheit in der Region bereit/.ustellen und zu garantieren, gibt dem 
Land einen erheblichen Vorteil im Vergleich zu den anderen internati- 
onalen Akteuren, da die Sicherheits^arantien Hir die Staaten Zentral- 
asicns einen csscnzicli wichtigen Punkt darstellen. 

Wirtschaftliche und energiepolitische Interessen Russlands in Zentralasien 

Nach einem Jahrzehnt ist Russland nach Zentralasien zurückgekehrt, 
was die russische Milltarpräscnz und Großinvestitionen im Enei^e- 
sektor und in der Infrastruktur der Re^on bestätigen. Russlands 
Einfluss auf die zentralasiatischen Volkswirtschaften ist ^wachsen. Der 
zentralasiatische Außenhandel ist seit jeher auf Russland fixiert und das 
überschüssige Arbeitskräftepotential der R^on^^ ist in Russland sehr 
präsent.^' Russland ist damit der wichtigste Handelspartner fiir alle 
zentralasiatischen Staaten. 

Die aktivste Rolle spielt Russland aber im zentralasiatischen Hnergie- 
sektor. Da fast alle Transportwege der zentralasiatisch eii Friergie träger 
über das russische Territorium führen, gewahrt es dem Land einen 
großen Spielraum bei der Einflussausübung in der Region. Für die 
Realisierung des Konzeptes einer Energiewcitmacht ist die Koopera- 
tion mit den zeniralasiatischen Ländern für Russland unvermeidlich. 
Es gehöre zu den csscnziellen Interessen Russlands, dass die regiona- 
len Anraincrstaaten das eigene Gas und Erdöl über die von Russland 
favorisierten Pipelines transportieren. Dabei ist Russland nicht nur 
bereit, für die zentralasiatischen Energieträger die Welrmarkpreise zu 
bezahlen, sondern auch die großen Investitionsprojekte in der Region 

24 In diesem Zusammenhang kann hauptsächlich über Tadschikistan, Kirgisien und Usbekistan 
gesprochen werden. 

25 Fast 10 Prozent der erwerbstätigen Bevölkerung der Region arbeiten in Russland, deren Geldüber- 
weisungen etwa 1 ,2 Mrd. US-Dollar Jährlich betragen (vgl. Warkotsch 2006: 99).. 
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umzusetzen. Allein mit Tadschikistan hat Russland im Jahr 2004 
achtzehn Investitionsabkommen mit einem Investitionsvolumen von 
awci Mrd. US-Dollar unterzeichnet (vgl. Makeeva 2007: 283). Anfang 
2006 hat die kirgisische Regierung den Vertrag; für die Erschließung 

ncLK: Ol- imd Gasfeldcr mit Gasprom abgeschlossen. Der russi- 
sche Konzern wird dafür rund 300 Millionen Euro investieren (vgl. 
Bicrmann/Klönnc 2006: 145). In Tadschikistan spielt Gazprom auch 
eine aktive Rolle und hat schon mit der Gasförderung in Sarykamisch 
und West-Schaambary begonnen (vgl. Makeeva 2007:283). Das russi- 
sche Unternehmen hat ein jMonopol von der tadschikischen Regie- 
rung bei der Exploration von l.rdöl- und l'rdgaslagerstätten erhalten, 
(vgl. Scharipow 2007: 79). Gleich nach dem Beitritt Usbekistans zur 
Eurasischcn Wirtschahsgemeinschaft hat der russische Gasmonopo- 
list zwei Verträge mit Uzbeknchegaz unterzeichnet, die eine Verdrei- 
fachung der usbekischen Gasimportc beabsichtigen (vgl. Mclikova/ 
Sardovskiy 2006). Dank eines aktiven Engagements in Zcntralasicn ist 
es Russland gelungen, langfristige Lieferverträge mit den zcntralasia ti- 
schen Energieexporteuren abzuschließen. 

2JL2 Die Politik der Europäischen Union in Zentialasien 

Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion hat die Europäische 
Union die Initiative bei der regionalen Politik den USA überlassen. 
Die Vereinigten Staaten haben sich ihrerseits auf die Schaffung neuer 
Transportwege für zcntralasiatischc Energieträger unter Umgehung 

von Russland und dem Iran konzentriert. Anfang der 1990er Jahre 
kamen die US-amerikanischen Energiekonzerne in die Region und 
haben sich für Investitionen im Erdöl- und Erdgasgeschäft engagiert. 
Erst im Jahr 1994 hat Europa sein Interesse an der Region signali- 
siert. Die europäischen Projekte TRACECA und INOGATE wurden 
ins Leben gerufen, die dazu dienen sollten, die „neue Seidcnstraße", 
die die EU über den Kaukasus, Jas Kaspischc Meer, Zcntralasicn und 
China mit den ASEAN-Ländern verbinden soll, zu schaffen (vgl. 
Rahr 2007: Ende der 1990er Jahre kam es wegen des d'scher- 

schenienkrieH.es zu citier Abwandlung, durch die EU von Zentralasien 
Richtimg Kaukasus. Das gröf.?te Anliegen der Europäer lag aber zu dem 
Zeitpunkt in Jugoslawien, wo die EL' mit der Lösung der Konflikte auf 
dem Balkan beschäftigt war. - ' Selbst nach dem 1 1.09.2001 hat die LU 
ihr Engagement in Zentralasien nicht wesentlich verstärkt. £s wurde 

26 Zwischen 1992 und 1999 sind vier Kriege auf dem Ten'itorium des ettemaiigen Jugosiawiens ent- 
standen. 
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die Intensivierung der Sicherheitspartnerschaft betont, ein einheitli- 
ches Politildconzept fiir die Region wurde jedoch nicht ausgearbeitet. 
Mittlerweile entstand auch in Europa das Bewusstsein, dass der NATO- 
Einsatz in Afghanistan län^ dauern werde, als es vorher geplant war. 

Die Stabilitätsbcwahrung in Zentralasicn ist damit auch für die eigene 
Sicherheit wichtig geworden. Eine richtige Wandlung in der europä- 
ischen Politik gegenüber Zentrahisien geschah aber erst nach dem 
Gasiconflikr zwischen Russland und der Ukraine im Jahre 2005/2006 
(vgl. Rahr 2007, Stratenschulte 2007). Nach der Gaskrisc begann die 
Europäische Union, in der eigenen Hnergiepolitik umzudenken und 
die möglichen Alternativen tür die Energieversorgung aus Russland zu 
entwickehi. 

Die institutionelle Grundlage des europäischen Engagements in 
Zentralasicn stellt das Partncrschalts- und Kooperationsabkommen 
(PKA) dar. Die EU unterhält mit allen ehemaligen Staaten der UdSSR 
dieses Abkommen. In Zentralasicn haben Kasachstan, Kirgisien und 
Usbekistan das Abkommen ratifiziert. Im Fall von Eurkinenistan 
wurde das Abkommen im Jahr 1998 unterzeichnet, die Ratifikation 
blieb jedoch bis jetzt aus. Das Gleiche gilt für Tadschikistan, mit dem 
Unterschied, dass das PKA erst im Jahr 2004 unterzeichnet wurde^^ 
(vgl. European Commission. External Relations). Die Besonderheit 
des PKA in Zentralasien besteht darin, dass dieses Abkommen keine 
Beitrittsperspektive ftir die Staaten enthält sowie keine Int^ation der 
Länder in das europäische Institutionsg^tige und im Vergleich zu den 
gleichen Abkommen mit Russland, Wcißrussland und der Ukraine 
keine Frcihandelsperspektive vorsieht. Der Schwerpunkt von PKA liegt 
also in der Zusammenarbeit im Bereich Handel und Wirtschaft sowie 
in der Intensivierung des politischen Dialogs. Die PKA beinhalten 
damit auch keine Zusammenarbeit in dem militärischen Bereich. Im 
Rahmen des PKA mit den Staaten Zentralasiens konzentriert sich die 
Kooperation auf die Bereiche Energie, Handel, Verkehr und Umwelt 
sowie auf die Maisnahmen zur Bekamp! img der organisierten Krimi- 
nalität, Drogenhandel und Ccldwäsche (vgl. Warkotsch 2006: 146). 
Der politische Aspekt der Kooperation im Rahmen des PKA beiasst 
sich mit der Problematik der politischen und wirtschaltlichen System- 
transformation in der Region. Die PKA mir den zentralasiatischen 
Staaten laufen im lahr 2009 aus. Deswegen wird momentan mit den 
Republiken über eine neue Form der Kooperation verhandelt. Kasach- 
stan äußerte eine klare Absicht nach dem Auslaufen des PKA, neben 

27 Aufgnind des Bürgerkrieges in Tadschikistan haben die Verhandlungen über ein PKA erst im Jahr 
2003 liegonrten. 
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den Staaten Osteuropas und Südkaukasus auch Teil der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik zu werden. Kirgisien und Usbekistan haben die 
^eidie Absicht signalisiert (vgl. European Comniunit)r2007: 12). 

Das wichtigste Instrument der PKA für die Umsetzung der voi^- 
nommcncn Ziele war bis zum Jahr 2006 das TACIS-Programm.'* 
Das Programm TACIS^' zielte darauf, den Übergang zur Marktwirt- 
schaft und die Stärkung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit in 
den Partnerstaaren Osteuropas und Mittelasiens zu fordern (vgl. 
Europäischer Rat 2000). Zu TACIS gehörten z^vei wichtige überregi- 
onale l'rogramme: TRAC'l'X'A (Transport C^orridor Hurope-C^aucasus- 
Asia) und INOGAl l'^ (Inrersrate Oll and Gas IVansporr to iiurope). 
Diese beiden Programme wurden schon 2004 in die „Baku-Initia- 
tive" integriert, in der die EU die Staaten Zcntralasiens unterstützt, 
hmktionierende Märkte für Ol, Gas und Strom mit Orientierung auf 
die rcchllichcn Strukturen des europäischen Energicmarkls zu schaf- 
fen (vgl. Nicpagcnkcmpcr 2007: 4). Im April 2006 wurde TACIS 
wegen ineffektiver Geldausgabcn nach Forderung der Abgeordneten 
des Europaparlaments eingestellt. Am 1. Januar 2007 wurde TACIS 
für die GUS-Staaten durch das ENPI (Europäisches Nachbarschafts- 
und Partnerschaftsinstrument) und in Zentralasien durch das Instru- 
ment fiir die Entwicklungszusammenarbeit (DCI) ersetzt. Für den 
Programmplanungszeitraum 2000 bis 2006 wurden fiir TACIS 3)1 
Mrd. Euro bereitgestellt. Außerdem gewährte die europäische Investiti- 
onsbank den TACIS-Empfangerländem fiir diesen Zeitraum Darlehen 
im Gesamtwert von 500 Mio. Euro (vgl. Europäische Kommission: 
Europäische Nachbarschaftspolitik: Finanzierung). Die Tätigkeit vom 
TACIS-Programm wird unterschiedlich eingeschätzt. Die Kritik- 
punkte bestehen hauptsächlich in dem Vorwurf, dass TACIS die 
( M l,lcr ineffektiv verteilt und die regionalen Akteure zu wenig in die 
Ti uickic einbezogen hat. Außer einiger Erfolge in der Bekämpfung des 
Drogenhandels sind keine weiteren Verdienste des TACIS-Programms 
zu verzeichnen (vgl. ICG Report Nr. 1 13, 10. April 2006). Die beiden 
regionalen Progranune INOGATE und TRACEA konnten leider bis 
jetzt auch keine grolsen Ergebnisse vorweisen. 

Ein weiterer Punkt des europäischen Engagements in Zentral- 
asien bilden das Programm l.C'l lO das sich auf die humanitäre 
Hilfe fiir Region konzentriert, und die EU-Nahrungshilfe. In diesem 

28 TACIS agierte auch in Tadschikistan und Turkmenistan, obwohl die PKA da noch nicht ratifiziert 

wurden. 

29 Technical Assistance to the Commonwealth of Independent States 

30 European Comnnission Humanitarian Office 
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Zusammenhang muss man darauf hinweisen, dass die europäischen 
Alctivitäten im sodalen Bereich sehr umfangreich sind. Die Europäi- 
sche Union ist weltweit einer der größten Geldgeber für die zentralasi- 
atische Region. Seit dem Jahr 1991 hat die Union mehr als 1 Mrd. 
Euro ausg^eben (vgl. European Community 2007: 16). 





Kasachstan 


Kiigiaton 


Usbekistan 


TMbdiMdsta« 


Türknwnistan 


1991- 
2006 


193.4 € 


282.25 € 


228.85 € 


499.75 € 


11U5€ 



Tabelle 2: Europäische Finanzhilfsmittel in Zentralasien (Mio. Euro) 
Quelle: European Commission: External Cooperation Programms: country 
Cooperation (http://ec.europa.eu/europeaid/where/asia/country-cooperation/ 
index_en.htm), Eigene Darstellung 



Außer normaiivt-ii Zielen, wie der RciLiuung der Menschenrechte, 
Etablierung der Rechtsstaatlichkeit und Demokratie in der Region, 
verfolgt die EU auch pragmatische Ziele. Dazu gehören die sicher- 
heitspolitischen Interessen, die auf die Stabilitätsbewahrung Zentral- 
asiens im Hinblick auf die Nachbarschaft mit Afghanistan, den Iran 
und Pakistan abzielen, die Bekämpfung der organisierten Kriminalität 
mit dem Schwerpunkt Drogen-, Waffen- und Menschenhandel und 
natürlich das Interesse an der Diversifizierung der Enei^eimporte (v^. 
Stratcnschultc 2007: 124). 

Sicherhettspolitische Interessen der EU in Zentralasien 

Bei den europäischen Sicherheitsinteressen in Zentralasien spielt 
die Frage der Bekämpfung des Drogenhandels eine ganz zentrale 
Rolle. Mit dem Anstieg der Opiumproduktion in Afghanistan hat 
auch die Rolle Zcntralasicns als iransitrcgion in den letzten Jahren 
massiv zuiienommen. Die zeniralasiatischcii Fi'ihrunircn stehen 
diesen Entwicklungen zum Teil ohnmächtig; gegciuiber. Den Staaten 
fehlen die Kapazitäten lür eine eFHziente Bekämpfung, zwischen den 
Behörden der Länder findet keine produktive Komnumikatioii statt, 
was die Arbeit zusätzlich erschwert. Im /eitraum 1998 bis 2003 
haben sich die sichergestellten Drogenfunde in /entialasien mehr 
als versechsfacht (vgl. Warkotsch 2006: 69). 25 Prozent der Gesamt- 
menge, die den europäischen Markt erreicht, kommen aus der über 
Zentralasien laufenden Route. Die sogenannte „Seidenroute** fuhrt aus 
Afghanistan, Richtung Zentralasien nach dem Kaspischen Meer über 
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den Kaukasus nach Europa. Tadschikistan nimmt dabei eine zentrale 
Rolle ein. Die Grenze zwischen Afganistan und Tadschikistan ist 
w(^en der Gebii^igkeit nicht so gut überwacht und geschützt. Im Jahr 
2003 wurden etwa 5600 kg Heroin von den tadschikischen Behörden 
beschlagnahmt, wobei es im Jahr 1998 271 kg waren (United Nations 
Office on Drugs and Crime 2005: 263). 

Das andere Anliegen der EU ist das instabile Afghanistan, wo viele 
Mi^cder der EU an dem N ATO-Einsatz beteiligt sind. Die Konfron- 
tation der USA mit der usbekisclien Führung und die Sciiließung einer 
amerikanischen Militärbasis^' hat in der HU auch die Befürchtung 
ausgelöst, dass die europäische Militärpräsenz das gleiche Schicksal im 
Land teilen werde. Das war aber nicht der Fall. Im Süden Usbekis- 
tans sind immer noch 300 deutsche Soldaten stationiert, obwohl das 
Vorgehen der usbekischen Behörden in Andischan im Jahr 2005 auch 
von Deutschland und der EU schart kritisiert wurde und sogar Sankti- 
onen gegen Usbekistan eingcluhrt wurden. Diese latsachc spricht tür 
ein positives Verhältnis der usbekischen Führung zu Huropa. Die HU 
hat insgesamt in Zcntralasicn einen sehr guten Ruf und wird von den 
Menschen als »ehrlicher Makler** (Morel 2006: 1) empfunden. Der 
Vorteil der EU in Zentralasien besteht hauptsächlich darin, dass die 
Union nicht mit großen geo politischen Ambitionen der Großmächte, 
wie den USA, Russland oder China, bezü^ich der regionalen 
Herrschaft belastet ist, und stellt damit einen interessanten, zuverlässi- 
gen und hauptsächlich geographisch nahen Importeur der zentralasia- 
tischen Enei^eträger dar. 

Energiepolitische Ziele der EU in Zentralasien 

Hie Energiecr/.eugung wird bei den HU-15 bis zum Jahr 2020 um 20 
Prozent zurückgehen. In Rahmen des steigenden Energiebedarfs der 
HU wird auch die Energieabhängigkeit bei dem Import der tossilen 
Hncririciräiier ^ciienüber Drittländern ziniehmen. Bereits heute hat der 
Hncrgicimportantcil am Gcsamrvcrbrauch der EU- 15 rund 50 Prozent 
erreicht, l^cn Schätzungen der europäischen Kommission zufolge, 
kann dieser Anteil bis zum Jahr 2030 rund 70 I^rozcnt erreichen (vgl. 
Europäische Kommission 2000: 23). 

31 Nachdem Usbekistan offiziell die Schließung der amerikanischen Militärbasis verordnet hat. 
kamen auch aus Kirgisien die gleichen Andeutungen. Kirgisien hat damit versucht, die USA unter 
Druck zu setzen, um die Pachtsumme zu erhöhen. Es Ist der kirgisischen Führung gelungen, die 
Pachtsumme wurde von 2,7 auf ISO Mio. US-Dollar pro Jahr angehoben fygji Wipperfürth 2007: 
65). 
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2010 


2020 


2030 


EU-15 


54^ 


62^ 


71^ 


EU-25 


533 


62.1 


673 


EU-30 


42X> 


51 jO 


60^ 



Tabelle 3: Energieimportabhängigkeit der EU (in Prozent am Gesamtenergiever- 
brauch) 

Quelle: Europäische Kommission (2000: 24); zitiert nach Waricotsch (2006: 57) 



Die europäischen Energieimportanteile aus Russland belaufen sich 
momentan auf 16 Prozent beim Erdöl und auf 35 die europaische 
Militärpräsenz bei dem Ercigasimport. Einigen Schätzungen zufolge 
kann dieser Anteil bei den EU-30 im Jahr 2020 bis zu 85 die europäi- 
sche Militärpräsenz ansteigen (vgl. Warkotsch 2006). Der Hölicpunkt 
des russischen Encrgiccxporces wird aber laut russischer Energiestra- 
tegie schon im Jahr 2010 erreicht, wobei die europäischen Bedürf- 
nisse weiter steigen werden. In diesem Zusammenhang wird Russland 
auch nicht in der Lage sein, sein Exportvolumen entsprechend dem 
steigenden europäischen Ener^ebedarf anzupassen, da das Land auch 
andere Abnehmer vor allem im GUS Raum zu versorgen hat. Deswegen 
sind für die EU die neuen Energielieferanten außerordendich wichtig. 
Die europäischen Energieinteressen in Zentralasien werden verbal sehr 
betont, konkrete Infrastrukcurentscheidungen für die Schaffung einer 
kostengünstigen FtTcrgieiieferungnach Europa bleiben jedoch aus. Die 
für die europäische Diversifizierung der Energieversorgung wichtige 
BTC-Pipcline kam auch auf Druck der USA und nicht der EU 
zustande. Der Kaspische Raum könnte aber dank seiner Ressourcen 
7Aikünftig die EU mit bis zu einem Drittel des gesamten Ener^ebe- 
darfs versorgen (vgl. Warkotsch 2006: 61-62). 

Die Zentralasienstrategie der Europaischen Union 2007-2013 

Obwohl die EU seit Anfang des 21. Jahrhunderts ihre Politik in der 
Region intensiviert hat, was auch die Ernennung eines EU-Sonder- 
beauftragten fiir /cntralasien seit dem Jahr 2005 bestätigt, bleiben 
die Gesamtergebnisse der europäischen Aktivitäten in der Region eher 
bescheiden. Das liegt auch teilweise daran, dass das unkoordiniertc 

32 Erster Sonderbeautoagter der BJ war Jan Kubis, seit Oktober 2006 vertritt Pierre IMoret die BJ in 
der Flegion. 
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Engagement einzelner europäischer Staaten in der Re^on dazu fiihrt, 
dass die Europäische Union als einheitUdier Akteur nicht sichtbar ist 
und dementsprechend auch nicht wirksam genug auftritt (vgl. Lucas 
2007: 61). Die wichtigste Ursache besrcht aber darin, dass die Europä- 
ische Union eine weichere Linie in Bezug auf Zentralasien im Vergleich 
zu den USA, China oder Russland verfolgt. Für eine aktive Politik in 
der Region fehlten der Union nicht nur Mittel, sondern auch klare 
Zielvorstellungen. Dies wurde auch den europäischen Entscheidungs- 
trägern bewusst, was diese dazu veranlasst hat, ein Sondcrstrateg^epa- 
picr für die Region zu entwerten. 

Die Zcntralasien-Siraicirie wurde nach der deutschen Initiative 
während der EU-Ratpräsidcnrschah im Jahr 2007 ausgearbeitet. Das 
neue Strategiepapier stellt ein ausgearbeitetes Kon/.epf der Europäi- 
schen Union 7u der Rci^ion /.cntralasien dar. Im Rahmen dieses verab- 
schiedeten Suiaregiepapiers bietet die Europäische Union den Staaten 
der Region nicht nur Dialog und Beratung an, sondern aucli ls.onkrete 
Hilfe in solchen Bereichen wie: 

— Demokratisierung und Rechtsstaatlichkeit 

— Jugend und Bildung 

— Wirtschafidiche Entwicklung und Ausbau des Handels 

— Ausbau der Enerke- und Verkehrsverbindungen 

— Umweltverträglichkeit und Wasser 

— Bewältigung ^meinsamer Bedrohungen und Herausforderungen 

— Förderung des interkuiturellen Dialogs 

Im Rahmen der neuen Außenhilfeinstrumentc der EU ist für Zcntral- 
asien für den Zeitraum 2007-2013 eine Verdoppelung der Finanz- 
mittel vorgesehen (Auswärtiges Amt 2007b: 2). Das gesamte Budget 
fiir die zcntralasiatische Region beträgt 719 Mio. Euro, die über das 
Instrument für die Entwicklungszusammenarbeir (DCI)^^ verwaltet 
werden. 70 I^rozent der bis zum Jahr 2013 geplanten Entwicklungs- 
hilfe werden für die bilateralen Projekte ausgegeben. 40-45 Prozent 
des Gesamtbudgets sind für die Programme der Armutsbekämpfung 
sowie für die Reformen des Sozialwesens geplant. 20 bis 25 Prozent 
sind für die Demokratielörderung, Stärkung der öffentlichen Insti- 
tutionen gedacht (vgl. Schmitz 2007: 331-332). Innerhalb der ersten 
vier Jahre (2007-2010) sind die Ausgaben in Höhe von 314 Mio. 
Euro vorgesehen (vgl. European Commission: External Cooperation 
Programms). Die Stratege sieht eine Verstärkung solcher Finanzorgane 

33 Development G>operatk>n Instrument 
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wie der Weltbank sowie der Europäischen Bank fiir Wiederaufbau und 
Entwicklung (EBWE) vor. Eine wichtige Rolle bei der Finanzierung 
der Projekte in Zentralasien kommt der Europäischen Investitions- 
bank (EIB) zu (Auswärtiges Amt: Zentralasienstrategie der EU (2007), 

S,4). 

Das Konzept der Zcntralasienstrategie der EU stellt einen breiten 
politischen und ökonomischen Ansatz d ^r, der sich nicht nur auf die 
Diversifizierung der Energielieferungen bezieht. Es handelt sich dabei 
um einen integrativen Ansatz der europäischen Politik, der Zentralasien 
als eine einheitliche Region behandelt. In Fragen der Bekämpfung der 
grenzüberschreitenden Sicherheitsrisiken, wie der Wasserproblemaiik, 
ist der inregrative Ansatz der einzig mögliche Weg, zur Enischärlung 
des Kt)nHikrp()fcnrials hci/urragcn. Bei der Umsetzung der energiepo- 
litischen Ziele sowie bei der Intensivierung des politischen l^ialogs darf 
man die regionalen Differenzen nicht außer Acht lassen. In der Tat 
handelt es sich in Bezug auf Zentralasien um fünf Staaten, die sich 
nach deren wirtschaftlichen, politischen Entwicklungen sowie außen- 
politischen Orientierungen wesentlich aneinander untersdieiden. 
Die Staaten selber wollen auch nicht in einen Topf mit den Nachbarn 
geworfen werden; zu stark ist der Wille nach Eigenständigkeit. Vor 
allem bei den kleinen Staaten wie Kirgisien und Tadschikistan entsteht 
der Verdacht, dass sie bei dieser Pauschalisicrung zugunsten der „großen 
Spider" wie Kasachstan und Usbekistan vernachlässigt werden. Deswe- 
gen muss die Strat^e mehr Bezug auf die einzelnen Staaten aufwei- 
sen, da diese nur so eine Anerkennung bei den zcntralasiatischen 
Führungskräften finden können. Andererseits weisen die zentralasiati- 
schen Staaten keine Kooperationsbereitschaft und auch keinen Willen 
zur Durchführung von Reformen auf, die eine \oraussetzung iür eine 
erfolgreiche etu'opäischc Po 1 i ri k wären. Vor allem der Aspekt der Beken- 
nung zu den europäischen Werten stellt einen problematischen Punkt 
dar. Die Demokratisierungsagenda der KU macht die Umsetzung der 
energiepolitischen Ziele in der Region fast unmöglich, da dieser Sektor 
ausschliefslich von den lokalen Autokraten kontrolliert wird, die am 
gesellschaftlichen Wandel kein Interesse haben. Ein wichtiger Punkt 
ist auch, dass die 719 Mio. Euro, die eine Verdoppelung der europä- 
ischen Ausgaben bedeuten, sich auf sieben Jahre und fünf Länder 
beziehen. Siaiisiisch gesehen wird die EU jährlich weniger als 2 Euro 
pro Bürger in Zentralasien ausgeben (vgl. Stratenschulte 2007: 126). 
Das kann man natürlich nicht mit dem Engagement von China, USA 
oder Russland vergleichen. Die Letzteren werden allein in Tadschikis- 
tan — dem ärmsten Land der Region — 2 Mrd. Dollar investieren. 
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Wasserpolitikder EU in Zentralasien 

Der Wasserproblannatik in Zentralasicn wird im Rahmen der £U-Zentral- 

asicnstrategie besondere Aufmerksamkeit gewidmet^ wobei der regionale 

.\^pckt bei der Bcwäkigung der Wasscrprobicmc sowie die Notwendig- 
keit einer integrierten Wasserwirtschaft Kctont wcrJcn. Das Wasserma- 
nagement wird als das wichtigste Umweltproblem der Region anerk w.v.i, 
das in der mittelfristigen Perspektive eine regionale Sicherhcitsgclahr 
darstellt (vgl. European Commission. External Relations 24.06.2008: 
10). Im Bereich der Wasserwirtschaft wird im Rahmen der l'U-Zeiitral- 
asienstrategie deswegen ein regionaler Aspekt betont {vgl. Auswärtiges Amt 
2007h: 4). Die EU betrachtet die regionale Kooperation zwischen den 
Staaten Zentralasiens in Fragen des Wassermanagements in politischer und 
ökonomischer Hinsicht als außerordentlich wichtiii. Die Fördcrunti der 
zwischensiaallichcn Kooperation solle auch die cxisiicrendcn rcgidnalen 
Kontlikrc mildern. Laut dem Stratcgiepapicr kann „die Förderung der 
Zusammenarbeit im Bereich der Wasser wirtschah zu regionaler Sicherheit 
und Stabilität und wirtschaftlicher Entwicklung beitragen" (Auswärtiges 
Amt 2007b: 13). Deswegqi muss das Thema Wasser nach Meinimg des 
Bundeaninisters für Auswärtigen ganz oben auf die internationale Agenda 
gesetzt werden (vgl. Steinmeier 01.04.2008: 3)' In Bezug auf Zentralasien 
muss Wasser laut der Bundesregierung zu dnem Element der zwischen- 
staatlidien Kooperation und regionalen Zusammenarbeit werden. Dabei 
wird audi die Absicht der EU betont, die zentralasiatischen Staaten bei der 
Modernisierung der bestehenden Enei^einfrastruktur, darunter auch im 
Bereich der Wasscrkraftwer! c i unterstützen. Ein großes Potential wird 
auch der Stromerzeugung durch die Hydroencigie beigemessen, deren 
Entwicklung die EU in der Region weiter forderen möchte (vgl. Auswär- 
tiges Amt 2Ö07b: 10). 

Im Rahmen des Wasserberciches der Zentralasienstrategie der EU 
wurde die sogenannte Wasserinitiative gestartet, die fünf grundlegende 
Eckpunkte enthält (vgl. Stcinmcier 0 1 .04. 2008: 6-7): 

— Unterstützung des grenzüberschreitenden Wassermanagements 

— Transfer des europäischen Know-how in die Region für eine 
n a ch ha 1 1 i s:e Ress o u r cen n u tz u n e 

— Erweiterung des Studienangebots an der deutsch-kasachischen 
Universität in Almat\' fDKU) um nachhaltiees Wassermanaoement 

— Förderung der Vernetzung von Wasserfachleuten zwisclien Deutsch- 
land, der EU und Zentralasien 

— Intensivierung von Know-how-Transfer und Invesdtionsförderung 
mit Hilfe priA^twirtschaftlicher Expertise 
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Die Wasserinitiative der EU in Zentralasien stellt ein „Leuchtturm- 
Projekt" der £U-Zentralasienstrategie dar (vgl. Erler 2007: 375). Bei 
der Losung der Wasserprobleme in Zentraiasien kann die EU an ci^ne 
Bemühungen der EUWI (European Union Watcr Initiative) anknüp- 
fen. Im Kähmen der zu diesem Progranun gehörenden Rcgionalkom- 
ponente Eastern Europc, Caucasus und Central Asia (EECCC) hat die 
Europäische Union seit dem Jahr 2002 bereits etwa elf Mio. Euro in 
die Wasserprojekte in Zentraiasien investiert (vgl. Erler 2007; 376). 
Ehen im Bereich der Wasserbewirtschahung verfügt die EU über einen 
klaren Vorteil, da weder Russland noch C^hina üher ein ausreichendes 
Know-how im Bereich der Wasserhewirrschafrungs- und Wasserein- 
sparungstechnologien verRigen. um die komplexen Wasserprohleme in 
der Region lösen zu können. Die europäischen Technologien stellen 
damit eine überzeugende Grundlage für die Intensivierung der Zusam- 
menarbeit mit den zcntralasiaiischen Staaten dar, die tür die Region 
von großer Bedeutung ist und an der die Staaten selbst ein erhebliches 
Interesse zeigen. 

2.23 Die Politik Chinas in &ntralasien 

Die chinesische Politik in der R^on unterscheidet sich von jener, die 
der Westen oder Russland betreiben. An der ersten Stelle stehen für 
die VR die Wirtschaft bzw. die Handelsbeziehungen sowie die Sicher- 
heitsbedenken Chinas bezüglich der islamistischen Ge^hren für seine 
südwestliche Provinzen, erst dann kommen die geopolitischen Überle- 
gungen um Einflussnahme in der Region. 

(-hina hat mit dem Gebiet Zentralasiens lange historisch geprägte 
Beziehungen, die aber während der Sowjer/eir bsr komplett unterbun- 
den waren. Gleich nach dem Zusammenbruch der UdSSR h ute China 
die neuen Vertragsmechanismen mit den entstandenen Nachbarschahs- 
republiken auszuarbeiten. Die Herstellung einer neuen Grundlage Hir 
die Zusammenarbeit mit den Nachbarländern war die ursprüngliche 
Intention Chinas bei der Gründung der Shanghai Cooperation Organi- 
zation. Die Ziele des Bündnisses waren anfangs die Sichcrhcitsaspckte in 
Bezug auf die /utichmende Gefahr des islamischen Fundamentalismus, 
die allen Mitgliedern der Organisation gemein waren.'' Im Jahr 1996 
trafen sich in Shanehai die Reoierim^svertreter aus Kirgisien, Kasach- 
stan, ladschikistan sowie aus China und Russland. Im Rahmen dieses 
Tre£Fens wurden die Vereinbarungen über die militärische Kooperation, 

34 Qiina-Xinjang, Usbeicistan, Tadschikistan und Kirgisien- IMU und Afghanistan« Russland - Nofd- 
lauicasus. 
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Stärkung der r^onalen Grenzen und über die Gründung von „Shang- 
hai Rve** unterzeichnet (vgf. Konarovsly 2007*. 19). Nach den r^hnä- 
ßigen Begegnungen kamen die Mitgjiedstaaten zu der Schlussfolgerung» 

dass nicht nur die Sicherheit eine Schnittstelle der zwischenstaatli- 
chen Interessen darstellt. Beim Treffen in AlmaQr im Jahr 1998 wurden 
neben Sicherheitstragen die Handelsbeziehungen sowie weitere Fragen 
der wirtschaFtHchen Zusammenarbeit diskutiert. Dabei kam es zum 
ersten Mal dazu, dass auch die potentielle Teilnahme anderer Staaten 
nicht ausgeschlossen wurde. Das Gesamtterritorium der Mitgliedstaa- 
ten der SCO beträgt .V) des curasischcn Kontinents: die Gesamtbevöl- 
kerung 1/10 der Wchbcvölkcrung. Allein diese Gegebenheiten machen 
die SCO zu einem wic lnigcn Akteur in Eura.sicn. Die anderen Akteure 
der internationalen Gemeinschaft, wie ASEAN, Indien. Pakistan, der 
Iran, Sri hanka, die Mongolei, die USA und Japan haben ihr Interesse an 
der Tätigkeit der SCX) demonstriert.'"' Seit dem Jahr 2006 besitzen der 
han, l^akistan, Indien und die Mongolei einen Beobachterstatus bei der 
Organisation. Im Jahr 2004 nahm das Antiterrorzentrum in Taschkent 
seine Arbeit auf. Das Generalsekretanat der SCO wurde In demsdben 
Jahr in Peking gegründet (vgl. Warkotsch 2006: 1 16). Damit hat die 
SCO ihren Tätigkeitsbereich auch auf die sidierheitspolitische Ebene 
ausgeweitet. 

Sicherheitspolitische Ziele der Volksrepublik China in Zentralasien 

Der Zusammenbruch der Sowjetunion und damit die Unabhängigkeit 
der mittelasiatischen Länder haben in der VR China die Befürchtung 
hervoi^rufen, dass die Souveränitätscrlangung der Nachbarstaaten 
zu einer verstärkten Autonomieforderung in Xinjiang führen könnte. 
Die Verbundenheit der Uiguren mit den zcntralasiatischen Völkern 
ist sehr eng. Neben der geographischen Nachbarschaft begünstigten 
schon immer ethnographische Faktoren die Beziehungen zwischen den 
muslimischen lurkvölkern Ost- und Wesrturkestans. Die Usbeken, 
Kasachen, lataien, Kirgisen und lurkmenen teilten mit den Uiguren 
bzw. deren Oasenidentitäten neben der tschagataischen Literatursprache 
die turkstämmige Herkuntt, die miteinander verwandten Turkdia- 
lekle, den gemeinsamen islamischen Glauben sowie gewisse Bräuche 
und Sitten, die historisch und kulturell bedingt übereinstimmten (vgl. 

35 Manche Experten sind der Meinung, dass die SCO das GS-Modell der verschiedenen Ebenen der 
Partizipation zwistfirn dvn Staaten anwenden kann. In diesem Zusannmenhang geht es um die 
pern>anenten Mitglieder, um die Partner in verschiedenen Projekten, die durch die permanenten 
Mitglieder duichgeführt weiden, sowie um die Länder mit dem Beobachterstatus (vgl. Konaravsicy 
2007:20). 
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Hahn 2004: 994). Die Befürchtungen der diineslschen R^erung 
schienen sich zu bestätigen, als im April 1990 in Baren (südlich von 
Kash^) heftige Unruhen'*^ ausbrachen. Im Jahr 1995 brachen erneut 
religiös motivierte Proteste in Khoran aus, bei denen Hunderte von 
Uiguren getötet und noch mehr verhaftet wurden (vgl. Heuer- Vogel 
2000: 335). 

1996 wurde die landesweite Antikriminalitäcskampagne, „Yanda" 
(Strike Hard) genannt, ins Leben gerufen, mittels der die chinesische 
Regierung unter dem Vorwand der Kriminalitätsbekämpfung dem 
ethnisch und religiös motivierten Separatismus' entgegenzuwirken 
versucht. Sie gih als Auslöser für die wohl gröfsien Unruhen des 5. 
und 6. Februars 1997 in Iii."- Nach offiziellen Ang.iben Pekings sollen 
die im Jahr 1996 laiulcswcir gcsrarreren Maßnahmen zur Kriminali- 
tätsbckämplung in Xinjiang lortgcsctzr luul intensiviert werden. Nach 
den Hreignissen vom 11.09.2001 in den USA wurden die uiguri- 
schen Separatismen als Islamisten und i undamentalisten stigmati- 
siert^', denen die Zugehörigkeit zu radikalen Gruppierungen (u. a. zu 
Wahhabismus imd Salafianus'''^) vorgeworfen wird, die die Sicherheit 
des chinesischen Staates bedrohen. Um den islamischen Einfluss in 
Xinjiang einzudämmen, ist die chinesische Führung einerseits bestrebt, 
den staatlichen Zugriff auf das religiöse Personal Xinjiangs zu erhöhen, 
anderseits islamisch-onrcmlstische Strömungen aus dem zcntralasiati- 
schen Ausland von chinesischem Territorium fernzuhalten. China hat 
große Sorge bezüglich der Tätigkeit der urigurischen Untergrundoi^- 
nisationen und Gemeinden auf dem Territorium der zentralasiatischen 

36 UrsprOnglich aus Streitigicdten um Landrechte und religiöse Restriktionen erwachsen, eskaKerte 

der Streit, weil eine pantürkistisch-islamisch ausgerichtete Untergrundorganisation (Islamische 
Partei Ostturkestans, die zur Gründung einer J^epublik Ostturkestan* aufgerufen hat) die dabei 
entstarKlene anti-chinesische Stinvnung zu rurtzen wusste, um einen größeren Aufetand zu oiga- 
nisieren. 

37 f^i'ti Wu'v r fi ivich politischer Unabhängigkeit teilen nicht nur dir natiorit'il trlirrfiMTi Bewcqunqen 
im Süden der Provinz, sondern auch die säkularen Intellektuellen mit panturkischen Vorstellungen. 
China befürchtet die Ausbreitung des extremistischefi Islams, wobei die Rdigton zur Grundlage 
und Motivation bei den Unabhängigkeitsbp'itrehungen wird 

38 Han-chinp'">i''.rhe Geschäfte in Iii wurden zerstört, wahrend über liundert uigurische Studenten 
demonstrierten und dabei die Fahne der Obtturkestanischen Republik schwangen, 

39 Am 15. Dezember 2002 veröffentlichte das Sicherheitsministerium Chinas eine Liste ..der os^ 

turkestanischen Terroristen" und „terroristischen Organisationen" im Ausland. In der Liste wurden 
vier Organisatkinen genannt: .Organisation der Befreiung Ost-Turkestans" (ETLO), „islamische 
Bewegung Ost-Turkestans" (ETIIM), »Der weltliche uigurische Kongress der Jugend* (WUYC), und 
auch .Das Informationszentrum Ost-Turkestans" (ETIC) Die ..Islamische Bewegung Ost-Turkestans" 
wurde iin August 2002 nach langwieriger Lobbyarbeit der chinesischen Seite offiziell von den USA 
und dann von der UNü zur. terroristischen Organisatk>n'' erklärt 

40 DIeradikalen islamischen kieologlen,diemitvielen Dschihadbewegungen in der ganzen Weit ver- 
bunden sind. 
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Länder/' Peking erwartet von seinen zentralasiatischen Nachbarn 
Loyalität in Fragen der chinesischen Politik g^enüber dem Separatis- 
mus. Verdächtige Personen müssen ausliefert werden, die Aktivitä- 
ten der uigurischen Diaspora sollen unter KotroUc gebracht werden. 
Um die kasaciiiscii-chincsischen Bezitrhungen nicht zu belasten, hat 
die kasachische Regierung die in Kasachstan agierenden NationaÜstcn- 
Führer der Uiguren an China ausgeliefert (vgl. Schlageter 2003: 107). 
Das Entgegenkommen der zentralasiatischen Staaten wird in Form von 
Handelserleichterungcn und Investitionen honoriert. 

C'hina ist an der Stabilität und wirtschafrHchen b'ntwicklung der 
Länder /entralasiens interessiert. Die guten Nachbarschaftsbeziehun- 
gen zu den zentralasiatischen Staaten sind für China auch in dem Sinne 
wichtig, dass diese sich nicht in die inneren Angelegenheiten Chinas, 
also in Fragen seiner Minderheitspolitik einmischen. Die Volksrepublik 
betrachtet damit die Stabilität in der zenlralasiadschcn Region als eine 
primäre Voraussetzung ti'ir die iricdlichcu Verhältnisse in ihren Provin- 
zen, die an Zentralasien grenzen. In diesem Zusammenhang ist vor allem 
der Kanipt gegen die islamischen Extremisten gemeint, die die chinesi- 
sche Regierung in ihrem autonomen Gebiet Xinjang zu bekämpfen hat. 

Im Allgemeinen lässt sich behaupten, dass die exportorientierte 
chinesische Wirtschaft hauptsächlich fiir die harmonischen Beziehun- 
gen mit den Handelspartnern sorgt. Momentan strebt China weder 
H^emonle noch geopolltische Expansion an> da das Land innenpoli- 
tisch vor großen Herausforderungen steht - z. B. die Aufrechterhaltung 
des Entwicklungstempos der eigenen Wirtschaft und die bevorste- 
hende Modernisierung des Landes. Dabei wird der stabilen Enei^ie- 
versorgung eine zentrale Bedeutung eingeräumt. 

Wirtschaftliche und energiepolitische Interessen Chinas in der Region 

China ist nach den USA der zweitgrößte Erdölkonsument auf der Welt. 
Im Jahr 2ÜÜ3 hat es die VR Japan von seiner Stelle abgelöst, im Jahr 2Ü10 
wird das Land laut der gegenwärtigen Prognosen des Encrgicbed;u:£s bei 
seinem Lrdölkonsum die LISA überholen (vgl. Amineh 2006: 14). 

Der größte'Leil des Hnergieverbrauchs in C^hina macht die Kohle aus'*', 
an der zweiten Stelle steht das l.rdöl. Der chinesische lad Ölverbrauch ist 
seit dem Jahr 1990 rasant angestiegen. Wenn es im Jahr 1980 1,6 Mio. 

41 185,000 Uiguren leben in Ktisdrtisttin, jr •10,000 in Tddschikistan und Kirgisien. 

42 70 Prozent der Energieerzeugung m China bdsieri auf der Verbrennung von Steinkohle. Der Ener- 
gievertMaudi aus Koiile ist lücklSuflg. Wenn im Jahr 1900 der Kohlenverbrauch 79 Prozent von 
dem Gesamtverbrauch ausmachte, betrug er im Jahr 2004 70 Prozent (vgl.Wu 2007: 124) 
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Barrel pro Tag waren und im Jahr 1990 2,2 Mio., so betrug der Gesamt- 
verbrauch des Erddb im Jahr 2004 6,1 Mio. Barrel pro Tag. Bis zum 
Jahr 2010 wird der Erdohrerbrauch auf 8,6 Mio. Barrel pro Tag anstei- 
gen und bis zum Jahr 2015 auf 10,4 Mio. Barrel pro Tag (vgl. Wu 2007: 
127). Chinas eigene Erölvorkommen'^" reichen für die Befriedigung der 
Nachfrage der tf iiu ischcn Wirtschaft nicht aus. Deswegen ist die VR 
auf den Imp( rt Jci Fnci gicrcssourccn aus anderen Ländern angewiesen. 
50 Prozent der chinesischen ÖHmportc stammen aus dem Nahen Osten, 
30 Pro/enr aus Afrika. Die Abhängigkeit des chinesischen Imports von 
dem Mittleren Osten erscheint wegen dessen Instabilität, der hegemo- 
nialen L'moestahunosbesttehunc'en des arabischen Raumes durch die 

vT» O 

USA sowie deren Kontrolle über die Seewege im Indischen Ozean und 
der damit verbundenen militärischen Präsenz immer problematischer. 
Das primäre Ziel der chinesischen Energiepolitik besteht also darin, das 
Risiko der Versoriruny-sunlcrbrechLmtr zu minimieren. Bei diesen Reden- 
kcn stellt die Frage der Diversifizierung der Encrgicimportc aus Zcniral- 
asien einen wichtigen Punkt dar. 

China betreibt eine sehr aktive Energiepolitik in der Region. In Zcntral- 
asien ist China, bzw. die chinesische CNPC (China National Petroleum 
Corporation) hauptsächlich in Kasachstan aktiv. Die GeseUschaft hat bis 
jetzt m das Land &st 10 Mrd. US-Dollar investiert (vgl. Wu 2007: l4l). 
Im Jahr 1997 hat die CNPC beim kasachischen Staat das Kontrollpa- 
ket der Aktien der OAO »AktobeMunaiGas" fiir 320 Mio. US-Dollar 
gekauft (vgl. Expert Kasachstan Nr. 1(3) 2004). Damit wurde das neue 
Unternehmen CNPC-AktobcMunaiGas gerundet, das die chinesi- 
schen energiepolitischen Interessen in Kasachstan vertritt und zurzeit 
das viertgrößte Krdölgewinnungsunternehmen Kasachstans darstellt. Im 
Jahr 2003 wurden von der CNI'C weitere 25,12 Prozent für 150 Mio. 
US-Dollar abgekauft. Im Jahr 2005 erwarb die CNPC für vier Mrd. 
US-Di ilIar die PetroKazakhstan. In demselben Jahr wurde das Investiti- 
onsabkommen zwischen dem usbekischen Unternehmen Uzbeknehegas 
und dem chinesischen Unternehmen Sinopec mit dem gesamten In\es- 
titionsvoiumen von 600 Mio. US-Dollar unterzeichnet (vgl. Wacker 
2007: 319). Der CNPC gehören auch 60 Prozent Uzenmunaigas eines 
Joint Venture mit Kasachstan bei der Investition in das üifcld Uzen (vgl. 
Wu2007: 141). 

Die Volksrepublik ist auch sehr beim Bau von Pipelines in Zentral- 
asien, vor allem aber in Kasachstan aktiv. Im Jahr 20U1 wurde die 
Pipeline vom Olfeld Uzen zur turkmenischen Grenze mit dem 
Anschiuss an die Pipeline nach Iran fertig gebaut. Im Jahr 2003 hat 

43 Momentan verfugt die VR über M Prozent der weltweiten Erdölressourcen. 
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die CNPC den Bau der „Atyrau-Kenkijak*" Pipeline mit einem gesam- 
ten Investment Volumen von 160 Mio. US-Dollar beendet, so dass das 
Erdöl aus dem Olfeld Kenkijak bis zu dem Kaspischen Meer transpor- 
tiert werden kann. Im Jahr 2006 wurde die große Erdölpipcline ,^tasu- 

Alash.iiikou" /wischen China und Kasachstan in Betrieh genommen. 
Die Länge der Pipeline beträgt etwa 962 km. Die geplante [ iefermenge 
der chinesisch-kasachischen Pipeline umfasst zimädhst 10 Mio. Barrel 
pro Jahr. Zukünftig sollen es 20 Mio. werden, was im Jahr 2010 ca. 
18 Prozent der chinesischen Olimporte ausmachen wird (vgl. Wacker 
2007: 318). Die Jahreskapazität der Pipeline beträgt rund 20 Millionen 
Tonnen. Um diesen Umfang zu erreichen, muss zusätzlich das russi- 
sche Ol aus den westsibirischen Olfeldern eingespeist werden. Damit 
entsteht ein von den westlichen Konzernen unabhätmiH.cr Kreislauf der 
Energieförderung und des l-,ncrgictransports. " Russische h rdölgesell- 
schahen haben schon Interesse an der /.usammenarbeit geäußert. 

China hat auch die iinergievorkommcn der anderen zentralasia- 
tischcn Republiken im Visier. Momentan wird der Bau der weltweit 
längsten Gaspipeline aus Turkmenistan über Usbekistan und Kasach- 
stan nach China mit einer möglichen Anschlussoption an Japan und 
Südkorea diskutiert. Am 9. Juli 2008 wurde in Almaty offiziell der 
Bauanfang erklärt. Die C [ [ eline fängt in Turkmenistan an, und 
fuhrt über Usbekistan, Kasachstan nach China (Xinjang). Die Gesamt- 
lange der Pipeline betragt etwa 10.000 km und soll Anfang 2010 in 
Betrieb genommen werden. Der Bau der Pipeline kommt auch den 
kasachischen Interessen zugute, da damit ebenfalls die kasachischen 
Provinzen im Süden und Osten versorgt werden (>^1. Roberts 2007: 
87). Turkmenistan verpflichtet sich zu Gaslieferungcn nach China 
für die nächsten 30 Jahre mit dem Umfang von 30 Mrd. Kubikmeter 
jährlich. Zukünftig solle Aschgabat 2/3 des Gases an China liefern^' 
(vgl. Junshaojuj 28.07.2008). 

Die chinesische Initiative bei dem Bau der Pipeline Zentralasien- 
C'hina und die Beteiligung beim Bau der lutkmenisran-lran-Pipeline 
sprechen für anspruchsvolle Ambitionen der chinesischen Führung 
bei der sogenannten ,,pan-Asian global energ)' bridge". Dieses Projekt 
bedeutet die zuküiihigc Verbindung der Ost-Wcst-Pipclincs mit dem 

44 Dieser Transportweg ist auch militärisch sicher, da er aufterhalb der US-Flugzeugtrager liegt, was 
man aber nicht in Bezug auf chinesische Importe aus dem Persischen Gdf, aus dem Sudan und 
anderen afrikanischen Staaten sagen kann (vgl. r m r,nn/Klönne 2006: 152). 

45 Das wid( r<,pricht den Interessen von Gazprom, da Turkmenistcin Idtigfristige Lieferungsverträge 
mit Russiand abgeschlossen hat. Außerdem schwächt der Bau dieser Pipeline bzw. die Lieferungen 
ausTufkmenistan die russischen Vefhandlungspositionen mit China in Fragen des Baus der rus- 
sisch-chinesischen Gaspipeline aus Altay. 
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Pipelinenetz des Irans und Russlands (vgl. Cohen 2003)> Dieses System 
kann auch die exisderenden und zukünftigen Lieferanten (Naher Osten, 
Zentralasien, Iran und Russland) mit den Verbrauchern Asiens (China, 
Japan und Korea) verbinden. Für die Umsetzung dieses Gedankens muss 
sich China aktiv an der zentralasiatischen Infrastrukrur beteiligen. 

Die VR China investiert viel Geld in den Ausbau der Infrastruktur 
in der Region. Im Jahr 2006 hat China eine halbe Milliarde US-Dollar 
in den Ausbau der tadschikischen Transport- und Kommunikations- 
netze investiert. Außerdem hat die chinesische Regierung im Rahmen 
der SCO-Koopcration eine Krcdithille für Tadschikistan von 960 
Mio. US-Dollar bewillig, von denen Tadschikistan bereits 660 Mio. 
US-Dollar erhalten hat (Sultanow 2007: 29). China will auch etwa 
300 Mio. US-Dollar in die Verbesserung der Straßen in Zentralasien 
investieren (vgl. Wipperfürth 2007: 72). Im Jahr 2004 hat die chine- 
sische Regierung eine Kredithilfe für Usbekistan mir dem (lesamtum- 
fang von 1.250 Mio. US-Dollar bewilligt (vgl. Panfilova 30.06.2004). 
Im August 2008 hat Peking während des jährlichen SCO-TrcfFcns mit 
Taschlünt die Geschäfcsverträge im Wert von einer Mrd. US-Dollar 
abgeschlossen» der größte Teil von ihnen wird in Form von chinesi- 
schen Krediten realisiert (vgl. Gabuev 28.08.2008). 

2.2.4 Die Politik des Irans in Zentralasten 

Nach mehr als 70-jährigpr Isolation der zentralasiatischen Volker von 
den kulturell verwandten Staaten im Orient kam es nach dem Zusam- 
menbruch der UdSSR zu einer Intensivierung der Kontakte. Nicht nur 
die Nachbarstaaten haben Interesse an den neu entstandenen Staaten 
geäußert, auch solche Länder wie Saudi-Arabien, Ägypten und die 
Golfstaaten haben ihre Beziehungen in der Region aktiviert. Die aktivste 
Politik haben aber die geographischen Nachbarn, der Iran und die Türkei, 
eingeleitet. Die Pürkei *' und der Iran wurden von vielen Beobachtern als 
Konkurrenren in Bezug au t" /entralasien betrachtet. Beide haben eigene 
Vorteile in Bezug; auf die Region: Die Türkei weist ethnische und lingu- 
istische Verwandtschaften auf, der Einfluss des Iran basiert auf der zivili- 
satorischen Rolle der persischen Kultur (vgl. Hunter 2007: 188). 

Ideologisch gesehen stellen beide Länder zwei Pole dar. Der Iran 
vertritt ein in Zcnlralasicn geiürchicies Modell des islamischen Staates 
mit revolutionärer und antiwestliclier Weltanschauung. Die Türkei 
stellt das Modell des progressiven, demokratischen und säkularen 

46 Die türkische Politik in der Region steht mit der Politik des Westens im Einklang. Der türkische 
Patemaiismus Anfang der 1 91 990er Jahre ist in Zentralasien auf Ablehnung gestofien. 
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muslimischen Landes mit einer prowestlichen Einstellung dar» die 
auch dank der NATO-Mitgliedschaft in die westlichen Institutionen 
einbezogen ist und eine Integration in die Europäische Union anstrebt. 

Nach dem anfanglichen Engagement der Türkei in Zcntralasien hat 
sich die türkische Politik in der R^on auf die Vcrmittlungsrollc 
zwischen den Staaten Zcntralasicns und dem Westen hauptsächlich bei 
Ener^eprojekten beschränkt. Der Iran führte im Gegensatz d r/u eine 
konsequentere Politik durch und ist an einigen großen Infrastruktur- 
projekten beteiligt. 

Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion hat der Iran seinen 
Celtungsanspruch in /entralasien aufgrund der historischen und kultu- 
rellen Verbundenheiten geäulbert. Obwohl die zentralasiatischen Staaten 
(mit Ausnahme von Tlidschikistan)^ keine historischen Wurzeln mit dem 
Iran ~ weder im linguistischen noch im ethnischen Bereich — aufwei- 
sen können, verfügt der Iran über einige Vorteile. Bevor die Sowjets in 
Zeiuralasicn an die Macht kamen und Russisch zur Sprache der kultu- 
rellen Entwicklung wurde, war seit vielen Jahrhunderten das Persische 
die Sprache der zcntralasiatischcn Intellektueiien gewesen (vgl. Schlage- 
ter 2003: 68). Besonders viele Vertreter der zentralasiatischen Literatur 
haben das Persische als Sprache der eigenen Poesie benutzt. Der Iran 
kann damit in Bezug auf 21entralasien eine starke zivilisatorische Rolle 
aufweisen. Avicenna, Al-Biruni und Rrdausi haben ihre Werke unter der 
iranischen D3mastie der Samaniden in persischer Sprache hinterlassen. 

Die islamische Republik hat in der Anfeng^phasc ihrer Beziehun- 
gen zu den zcntralasiatischcn Staaten eine aktive Politik im Bereich 
der religiösen Wiedergeburt betrieben. Sie unterstützte die religiösen 
Aktivitäten in der Redon, indem sie Vlullahs in iranischen Madrasas 
ausbildete und den Empfang der iranischen Fernseh- und Rundfunk- 
programme zur Verfügung stellte (vgl. Warkotsch 2007: 129). Die 
iranische Ausprägung des Islams konnte sich aber nicht gegen den 
traditionellen sunnitischen Islam Zentralasiens durchsetzen. Unter 
dieser Bediniiuntr ist es dem Iran auch nicht trclunsrcn, zur Autorität in 
Fr.igen der staatlichen Ideologie aulztistcigcri. Seitdem tragen die irani- 
schen Aktivitäten in Zcntralasien keinen missionarischen, sondern 
einen weltlichen Charakter. Bei der Außenpolitik Irans hat damit eine 
Hnt-Ideologisierung statrgehuiden, die nationalen Interessen stehen 
jetzt im Vordergrund. Die Beziehungen zinn postsowjetischen Raiun 
werden in Bezug aut einzelne Staaten formuliert und nicht durch den 
Kontaktaufbau mit den islamischen Bewegungen der einzelnen Länder 
(vgl. Hunter 2007: 192). Ein Beispiel dafür ist das Verhalten Irans im 

47Tadschlkisch gehört zum södwestUchen Zweig der iranischen Sprachen. 
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Fall des tadschikischen Büi^erkri^es in den Jahren 1992-1997. Der 
Iran hat den tadsdiikischen islamischen Kräften keine mili^rische 
und sogar keine ideologische Unterstützung gewährt, die das Etablie- 
ren eines muslimischen Staates im postsowjetischen Raum anstrebten. 

Da die tadschikischen Oppositionsiührcr Qadi Akhbar Turajanzadch 
und Yusuf Shadman im iranischen Exil lebten, hai der Iran auch eine 
pc^sitivc Rdllc bei der Konfliktcntschärfung gespielt.'^ Außerdem hat 
der Iran das Attentat auf die usbekische Führung von Seiten der islami- 
schen Kräfte kritisiert (vgl. Hunter 2007: 193). 

Nach dem 11. September ist der iranische Finfluss in der Region 
gesunken. Russlanc^ erwies sich als kooperationsbereir mit der NAI C) 
und die USA haben leheran teilweise aus Tadschikistan verdrängt, 
nachdem das Land den Amerikanern die eigenen Miiitäranlagen zur 
Verfügung stellte^ " (vgl. Rumer 2007: 308). 



Slcherheitspoliiische Interessen des Irans in der Region 



Die heutige iranische Politik in Zentralasien basiert auf Sichcrheitsübcr- 
legungen. Genauso wie für die anderen internationalen Mächte spielt 
auch für Iran die Stabilitätsbewahnmg in der Region dne wichtige Rolle. 
Die geographische Nähe'^ zu Zentralasien koönte bei einer Destabilisie- 
rung der Rji^on nach afghanischem oder tadschikischem Szenario eine 
große Migrationwelle auslösen. Diese Gefahr wird von der iranischen 
Regierung sehr ernst goiommen.'^ 

Ein weiteres essenzielles Interesse des Irans in Zentralasien ist der 
gestiegene Drogenschmuggel in der Region, der zu Drogenm issbrauch 
im Iran selbst führt. Einige Experten schätzen den Anteil der Drogen- 
abhängigen im Iran auf etwa 10 Prozent der Gesamtbevölkerung (vgl. 
Warkotsch 2007: 130). In diesem Bereich hat der Iran ein klares Inter- 
esse an der gemdnsamen Bekämpfung des Drogenschmuggels signali- 
siert. 

Der Iran verfügt über eine Miit:;licdschali in den zwei regiona- 
len Organisationen: der Caspian Sca Cooperation Organization 
(CASCX)), wo die fünf Anrainersraaren Mitglieder sind, und der 
Economic Cooperation (Organization (FXX)), in der Pakistan, die 
Türkei, der Iran und fünf zentralasiatische Staaten, Aserbaidschan 

48 Der Iran hat auch versucht, als Vermittler bei der Konfliktschlichtung zwischen Amnenien und Asei^ 

baidbchdti rnit2uwirl<en, konnte aber wegen Protesten derTu kL i l einen Erfolg erzielen. 

49 in Tadschilcistan sieht der Iran wegen der l(ultureilen Verixindenheit beider Staaten einen strate- 
gischen Brückenkopf in Zentralasien. 

50 900 km lange Grenze mit Turianenlstan. 

51 Dies erklärt auch die neutrale Haltung des Irans während des Bürgerkrieges in Tadschikistan. 
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und Afghanistan Mit^eder sind. Die CASCO erwies sich w^en des 
mangelnden Kooperationswillens der um das Kaspische Meer streiten- 
den Staaten als wenig cfTizient. Die ECO hat ihre FunkiionsßÜiigkeit 
bewiesen und befasse sich nicht nur mit rein wirtschafdichen Fragen, 

sondern schHcßt auch sicherheirspolirischen Themen wie Drogen- 
bekämpfung ein (vgl. Waikotsch 2007: 132). Der Iran strebt eine 
engere Kooperation in der Region an und hat die Mitgliedschaft bei 
der SCO beantragt. Die Islamische Republik muss sich aber vorerst 
mit dem Beobachterstatus begnügen, da die weitere Ausweitung der 
Organisation momentan gar nicht auf der Tagesordnung steht (RIAN 
28.07.2ÜÜ8). 

Wirtschaftliche und energiepolitische Interessen des Irans 

Der andere Aspekt der Kooperation 7Avischen dem Iran und den 
zentralasiatischen Staaten stellen die Energieressourcen dar. Der Iran 
bietet eine gute Alternative für den Transport der zentralasiatischen 
Ener^eträger, da der Energie-Transport über das iranische Territorium 
kostengünstig und mit weniger Sicherheitsrisiken als im Kaukasus 
verbunden ist (vgl. Hunter 2007: 194). Der Bau der Pipelines ist aber 
auch bekanntermaßen eine Frage der Politik. Ungeachtet der objek- 
tiven Vorteile kann sich die iranische R^erung w^en der von den 
USA verhängten Sanktionen (Iran Lybia Sanctions Plan) nicht durdi- 
setzen. Deswegen ist der iranische Faktor in der regionalen Energiepo- 
Htik ungeachtet der Pipeline mit Turkmenistan'"^ und der Gespräche 
über den Bau der Pipeline aus Kasachstan'^ als gering einzustufen. 
Der iranische Einfluss in der Region besitzt vor allem in der Pipeline- 
Perspeiaive ein Steigerungspcuential. Man kann aber darüber zum 
heutigen Zeitpunkt nur spekulieren. 

Der Iran verfügt über ein mehr oder weniger gutes Transportsys- 
tem, was der Entwickhins? der eHl/ienten wirtschaftlichen Beziehun- 
gen mit den Ländern Zentraiasiens zugutekommt. hn Jahr 1998 
wurde die neue Eisenbahnlinie zwischen lurkmenistan und dem Iran 
gebaut, die den zentralasiatischen Ländern zum ersten Mal den Zugang 
zum Indischen Ozean und dem türkischen Schienennetz ermög- 
licht hat (vgl. Kuznczova 2006: 103). Aber auch in diesem Bereich 
sind die iranischen Kapazitäten bei dem Auibau der Wirischatts- und 

52 Die 200 km lange Gaspipeline über die nahe iranische Grenze hat 190 Mkx Dollar gekostet und 
wurde fast komplett von den Iranern finanziert (vgl. Schlageter 2003: 1 10). 

53 Seit 1997 liefert Kasachstan sein Erdöl aus dem Tengis-Feld per Tanker über das Kaspische Meer 
zu den Raffinerien in llbris und Teheran. Der Iran veifcauft die gleichen Erdöinnengen von seinen 
südlichen Feldern an Kasachstan. 
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Handelsbeziehungen mit den Staaten der Re^on wegen der erwähnten 
amerikanischen Sanktionen eingeschränkt (vgl. Hunter 2007: 194). 
Die wirtschaftlichen Beziehunircn zwischen dem Iran und den Staaten 
Zentralasiens sind damit auch nicht von großem Umfang. 

Momentan isr der iranische Einfluss in Zentralasien auf einige Fakto- 
ren beschränkt. Die Iraner gehören zu der anderen ethnischen Gruppe 
(Indo-Arier), während die meisten ethnischen Gruppen in Zentralasien 
mit der Ausnahme von Tadschikistan zu den Turkvölkern zu rechnen 
sind. Daraus ergeben sich viele kulturelle und mentale Differenzen. 
Die zcntralasiatischen Eliten sind zum großen Teil sehr säkular geprägt. 
Die Islamische Republik erregt deswegen eher eine vorsichtige und 
bedächtige Haltung unter den /enir.ilasiatischcn Führern. Besonders 
der usbekische Präsident Islam Karimov gehört nicht zu den Sympa- 
thisanten der iranischen Staarsh)rm. Der dritte und wichtigste Punkt 
der bescheidenden Rolle des Irans in der Region besteht darin, dass 
dem Land die Kapazitäten dafür fehlen, sowohl die Rolle des Schutz- 
patrons als auch die Rolle des strukturellen Modernisierungsantreibers 
zu übernehmen (vgl. Lounev 2007: 177). 

2.2.5 Die Politik der USA In Zentralasien 

Nach den geopolidschen Vorstellungen der USA ist die Region Zentral- 
asien zwischen zwei Großmächten, China und Russland, eingeklemmt 
und sucht deswegen nach außenpolitischen Alternativen, um mehr 
politischen Freiraum zu erhalten. Eine solche Alternative stellt für die 
USA die südliche Dimension, die Annäherung an Indien, Pakistan und 
ein stabilisiertes Afghanistan, dar'"* (vgl. Morel 2007: 26), 

Unmittelbar nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion war 
2^tralasLcn kein Objekt der US- imerikanischen Interessen. Die USA 
waren in der ersten Hälfte der 199üer Jahre mit dem Krieg in Jugoslawien 
sowie wegen der durch die Transformation entstandenen vSchwierigkei- 
ten mit den osteuropäischen Staaten beschättigt. Was die postsow-jeri- 
schen Staaten angeht, so war die Politik Clintons durch eine bevorzugte 
Behandlung Russlands gekennzeichnet. Die anderen postsowjetischen 
Staaten, vor allem die Ukraine und Kasachstan, haben das US-Interessc 
aufgrund des Vorhandenseins des atomaren sow jetischen Arsenals aul sich 
gezogen. Nach dem Irei willigen Verzicht dieser Länder auf die Atomwaf- 
fen habe die USA die eigene i\ktivität im GUS-Raum reduziert. 

54 Das amerikanische Konzept eines einheitlichen „Wider Central Asia* stößt bei den zeiurdldsid 
tischen Staaten selbst auf keine positive Wahrnehmung, da man mit solchen Staaten wie Pakistan 
oder Afghanistan aus verschiedenen Gründen nicht in einen Topf geworfen wetden will. 
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Die US-amerikanische Politik vor dem 1 1 . September in der R^on 
war aktiv, aber im Großen und Ganzen bescheiden (vgl. Simons 2007: 
272). Sie wurde im Kontext des Kaspischen Raumes formuliert. Im 
Jahr 1995 wurde die amerikanische Initiative NATO s Parmership for 
Peacc Programm in Zcntralasien gestartet, der Kasachstan, Kirgisien, 
Usbekistan und später auch Tadschikistan beigetreten sind. Parallel 
genossen diese Staaten aber eine Miiglicdsthaft in der Or^uiisation 
des Vertrages für Kollektive Sicherheit.'" Jedoch lag die strategische 
Bedeutung der Region weit hinter China, Russland und dem Mittle- 
ren Osten (vgl. Warkorsch 2006: 109). Die Region war für die ameri- 
kanischen Politiker hauptsächlich in Anbetracht der Notwendigkeit 
der Di\'ersil"izierung der Energieimportc wegen der Instabilität des 
Nahen und Mittleren Ostens wichtig. Deswegen haben in der zweiten 
Hälfte der 199üer Jahre die amerikanischen Energiekonzernc (Mobil, 
Unocal und Exxon) ihr Engagcnieni in Zcntralasien gestartet. Die 
Energiepolitik W ashingtons in Zcntralasien war gezielt aut den Bau der 
Pipeline- Verbindung nach Zentralasien unter Umgehung Russlands 
und Ausklammcrung des Irans ausgerichtet (vgl. Rahr 2007: 56). Die 
Situation hat sich nach den Ereignissen vom 1 1. September und nach 
dem amerikanischen Kriegsbeginn gegen den internationalen Terro- 
rismus rasant geändert. Die USA haben fiir ihren Einsatz in Afgha- 
nistan und die Bekämpfung von al'Q^da die strategische Bedeutung 
Zentralasiens entdeckt. Gleichzeitig wurde die Region w^n fragiler 
Staatlichkeit einiger Republiken als potentielle Krisenregion wahrge- 
nommen und die Gefahr des Übertragens des islamischen Fundamen- 
talismus auf Zentralasien als hoch eingestuft (vgl. Warkotsch 2006: 
109). Die Finanzhilfe der US-Regierung an die zentralasiatischen 
Länder ist dementsprechend massiv angestiegen.^^ Im Jahr 2002 betrug 
die Gesamtsumme der US-amerikanischen Unterstützung der Region 
692,33 Mio. US-Dollar (s. Tabelle 4). Im Vergleich dazu betrug der 
durchschnittliche Umfang der Hilfsgcldcr unter der Clinton-Adminis- 
tration etwa 217 Mio. US-Dollar (vgl. Warkotsch 2006: 110). 



55 Usbekistan ist aus der Organisation ausgetreten und im Jahr 2006 wieder beigetreten. 

56 Ein Drittel der im Zeitrdurn 2002 bis 2004 zur Verfügung gestellten Mittel kam den zentralasia- 
tischen Streitkräften und Sicherheitsappardten zugute und unterstütze damit Bereiche wie Gren- 
zensicherung, Anti-1<Mtorbekämpfung sowie die Eindämmung der transnationalen KriminalitSt 
(vgl Wari<otsch 2006:1 10). 
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Und 


2001 


2002 


2003 


2004 


2005 


2006 


Kaudwtan 


94.15 


Sk:herhdt(FSA*): 50,09 
Er>eigie: 153 

Government: 16,26 

Humanitäre Hilfe: 7,19 
Sonstiges:** 8 

Summe: 95,93 


112,93 


114/49 


8531 


88/18 


KlrgistMi 


50.85 


Sicherheit <FSA):71>«4 
Landwirtschaft: 336 

Government: 8,03 
Humanitäre Hilfe: 21,15 
Sonstiges: }\fiO 

Summe: 114,98 


TOM 


10939 


72,65 


4334 


TadschiMstan 


7839 


Sicherheit (FSA): 55,94 

Landwirtscliaft; 38,78 
Government: 27,49*" 
Humanitäre Hilfe: 29,14 
Sonstiges: 11 .2 

Summe: 162,55 


9638 


80,11 


9932 


45m 


Turkmenistan 


16/14 


Sicherheit «FSA): 1130 

Government 2,36 
Humanitäre Hilfe: 2,1 7 
Sonstiges: 5.00 

Summe: 21X>3 


13.70 


10,71 


18/44 


WM 


Usbekistan 


84.66 


Skherheit<FSA)**:124/(6 

Landwirtschaft 44,1 8 
Government: 14,98 
Humanitäre Hilfe: 78,24 
Sonstiges: 36.21 

Summe: 297 M 


126,19 


10138 


9237 


49/41 


Gesamtsumm« 
fOrZA 


324/49 


69233 


419,64 


41638 


368/49 


23638 



* Freedom Support Act 

** meistens für andere SicherheiismaBnahmen (z. Bw Foreign MiHtaiy Finandng) 
*** inclusive NahrungsmittelhiHien 



Tabelle 4: US-amerikanische Finanz- und Technische Hilfe für Zentralasien 
(Mio. US-Dollar) 

Quelle: U^. Department of State: US. Asslstance to Europe and Eurasia (2001- 
2006); eigene Berechnungen und Erstellung 
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Für den NATO-Einsatz in Afghanistan brauchen die USA die Terri- 
torien von Pakistan und Zentralasien; dafür waren sie bereit, hohe 
Preise zu zahlen. So bekamen die USA das Recht auf Nutzung der 

Militärbasen in Chanabad (Usbekistan) und Manas (Kii^ien) sowie 
des Luftraumes von Kasachstan.'' In diesem Zusammenhang waren 
die USA mit der Frage der Kombinicrbarkeit ihrer außenpolitischen 
Strategien konfrontiert. Auf de-i einen Seite verfolgt die US-amerilca- 
nische Politik wichtige gcopolitischc Ziele in der Region, für deren 
Umsetzune; sie die autoritären Führungen dieser Staaten unterstützen. 
Auf der anderen Seite positionieren sich die USA als weltweiter Befür- 
worter und Bewachcr der demokratischen Werte und Menschenrechte. 
Deswegen war in der amerikanischen Berich rcrstartung lange Zeit die 
Meinung verbreitet, dass im muslimischen Zentralasien die politischen 
Repressionen durch aktive 1 ätigkeit der islamisrischen Terroristen 
verursacht werden (vgl. Simons 2007: 277). Hie enge sicherheitspo- 
litische Kooperation in i ragen der Bekamprung des internationalen 
Terrorismus konnte aber nicht das Problem der mangelhaften Demolaa- 
tisierung sowie die Missachtung der Menschenrechte überdecken. 
Schon im Jahr 2004 hat der amerikanische Kongress die wirtschaft- 
liche und militärische Hilfe in Höhe von 18 Mio. US-DoUar zurückge- 
halten. Nach den Ereignissen üi Andischan im Jahr 2005, als der lokale 
Aufstand mit Gewalt unterbunden wurde, konnte die amerikanische 
Regierung dem Druck der ÖfFendichkeit und der Medien nicht weiter 
standhalten und hat das Vorgehen der usbekischen Behröden kritisiert 
sowie sich für die internationale Aufklärung des Falls und gemeinsam 
mit der EU für die Einführung der Sanktionen ausgesprochen. Das hat 
bei der usbekischen Führung, deren Land als engster Verbündeter der 
USA in der Region galt, Empörung ausgelöst. Der usbcldschc Präsi- 
dent Islam Karimow forderte das Ende der MiÜtärpräsenz der USA 
in seinem Land. Die Schließung des Militärstützpunktes in Chanabad 
war ein härterer Rückschlag, für die amerikanische Strategie in Zentral- 
asien. l.s bleibt umstrirren. warum die US-Regierung härtere Töne 
bezüolich Karimows Regime angeschlaoen hat, während die Koopera- 

O O O O I 

tion mit solchen Ländern wie Saudi-.Arabien oder Ägypten, in denen 
die vorhandenen Regime genauso wenig Rücksicht auf demokratische 
Werte legen, weiter besteht. Seil dem Jahr 2006 versuchen die USA 
ihre Poliiik gegenüber Zcniralasicn in Fragen der Dcmokralisicrimg zu 
relativieren und setzen eher auf die realpoliiischcn als auf die ideologi- 
schen Bereiche. 

57 Turkmenistan hat das Oberqueien seines Luftraums nur fDr den Transport der humanitären Hilfe 
eriaubt 
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Die aktive Rolle der USA beim „R^ime change** im postsowje- 
tischen Raum hat unter den zentraiasiadschen Führungen Furcht 
ausgelöst, so dass die USA weniger als Sicherheitsgarant, sondern 
eher als destabilisierendcr Faktor bzw. eine Bedrohung für die Stabili- 
tät wahrgenommen werden. Der Sturz des alten sowjetischen Funkti- 
onärs Schewardanzc durch t-lcti prowestlichen Saakaschwilli oder die 
Machterhakung der prowestlich orientierten Elite in der Ukraine, die 
eine Umverteilung der Güter initiiert hat, wurden in zentralasiatischen 
Regierungskreisen sehr skeptisch wahrgenommen. Die Farbrevolutio- 
nen im GUS-Raum sehen die zcntralasiatischen Eliten als eine große 
Gchihr f ür die eigene Machterhakung und versuchen jegliche Tätigkeit 
von den NGOs, die teilweise hinter dem politischen Wechsel in der 
Ukraine und Georgien standen, zu unterbinden.''' Die zentralasiati- 
schcn Regierungen sind sehr vorsichtig geworden und sehen die NGO 
als polirische Instrumente des Westens, die auf den Umsturz der heuti- 
gen Machthaber abzielen. Das Zusammenspiel dieser Faktoren iördert 
die Beziehungen zu den USA nicht. 

Sicherheltspolltlsche Interessen der USA In Zentralsten 

Die USA sind weltweit der einzige Staat, der in der Lage ist, die eigenen 
Normen in der Welt durchzusetzen. Die wichtigsten Stützpfeiler der 
amerikanisdien Außenpolitik sind seit der Präsidentschaft von Ronald 
Reagen vor allem die militärische Vormachtstellung der USA sowie 
das „Erkaufen" der gegenüber den USA loyalen Staaten (vgl. Amineh 
2006: 12). Die amerikanische Militärmacht kann momentan kein Staat 
der Welt auch nur annähernd hcrauslordern. Die Ausgaben für den 
militärischen Bereich betrugen allein im Jahr 2006 etwa 4 Prozent des 
amerikanischen BIP, was sich insgesamt auf 396,2 Mrd. Euro beläuft. 
Allein auf die Vereinigten Staaten kommen 42 Prozent der weltweiten 
Rüstungsaussraben (vs}. Focus 1 1.06.2()()7). 

Selbst nach der Schwächung der eigenen Positionen in der Region 
haben die USA nicht auf die Durchsetzung ihrer sicherheitspoliti- 
schen Ziele verzichtet. Die beiden entscheidenden Determinanten der 
US-amerikanischen Politik in Zentralasicn sind: die vitalen Sicherheits- 
interessen bei der Bckämplung des internationalen Terrorismus, wolür 
die Zusammenarbeit mit den zeniralasiaiischcn Staaten von großem 
Nutzen ist, in der langiristigcn Perspektive sind die geostratcgischcn 

58 In Usbekistan wurden z. 6. am Vorabend der letzten Wahlen alle Büros der dort agierenden NGOs 
geschlossen. Unter das Verbot fallen auch solche Nichtregierungsorganisationen, deren IStigkeit 
keinen politischen IHlntergrund hat 
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Interessen der US-amerikanischen H^emonievorstellungen von 
großer Bedeutung, da die Region eine gute Plattform für die Einflus- 
sausübung sowohl auf die chinesische als auch auf die russische und 
iranische Politik darstellt. Diese beiden Variablen sind eng miteinander 
verbunden (vgl. Yinhong 2007: 170). Die hegcmonialcn Vorstellun- 
gen bilden die Grundlage der US-amerikanischen Politik im Ausland. 
Diese Vorstellungen Irisieren auf der Übcrlcgcnhcitsübcrzcugung des 
eigenen Modells. Der Hcgcmonialanspruch ist innerhalb der USA vor 
allem deshalb so konsensPähig, weil er das amerikanische Dcmokra- 
tiekon/ept, ökonomische Interessen und die Sicherheit der USA auf 
einen Nenner bringt. 

In Zentralasien versuchen die USA den Einfluss Russlands bzw. die 
Expansion des russischen Eintlusses in die GUS-Staaten einzuschränken. 
Auf der einen Seite würden die USA von der gcostratcgischen Perspek- 
tive aus die Region Zentralasicns für die Eindämmung der ehemali- 
gen Supermacht Russland nutzen, um deren Rückkclir in die globale 
Weltpolicik auszuschließen (vgl. Yinhong 2007: 164). Aul der anderen 
Seite wird auch die Eindämmung des steigenden Einflusses Chinas 
in der Region angestrebt, da das Land von Sdten der amerikanischen 
Politikmacher als die größte Herausforderung für die Vormachtstellung 
der USA angesehen wird. Dank der Militärpräsenz kann Zentralasien 
von Seiten der USA nach Mdnung vieler chinesischer Entscheidungs- 
träger als Sprungbrett für die direkte oder indirekte Einmischung in den 
Nordwesten Chinas benutzt werden. Das chinesische Atomversuchszen- 
trum in Xinjang liegt nun in Reichweite US-amerikanischer Militär- 
■ : . Das Gleiche gilt für die Sicherheit der russischen Installationen in 
Kasachstan und um das südwestliche Sibirien (vgl. Biermann/Klönne 
2006: 22). Nachdem Usbekistan für die USA verloren ist, versuchen 
die Vereinigten Staaten, die anderen Länder Zentralasiens zu umwer- 
ben. Zum wichtigsten strategischen Partner in der Region ist Kasachstan 
aulgestiegen. Als mögliche Alternative für die Militärbasis in Usbekistan 
wird das ladschikischc Terriiorium betrachtet, weswegen die USA aktive 
Gespräche mit der tadschikischen Regierung lührcn. 

Insgesamt lässr sich sagen, dass die USA wegen der aktiven Politik 
einer als „interventionistisch" angesehenen Demokratietörderung ihren 
Einfluss in dem Ci US-Raum sowie ihre Eegirimität als Sicherheitsga- 
rant bei den lokalen Machfinhabern verloren haben. Die Ereignisse in 
Andischan, die sowohl von den USA als auch von der EU verurteilt 
wurden, haben dazu beigetragen, dass die USA die eigenen Positionen 
zugunsten Russlands und Chinas aufgegeben hat. 



Oüpy tiyhioo inatotial 



Julia Bar. Wasserfconflikte in Zentralasien 



61 



2.3 Zwischenfazit 

Im Vergleich zu dem „Great Game" des 19. Jahrhunderts, das zwischen 
Eng^d und Russland entstanden wai^ g^bt es momentan kein Macht\'a- 
kuum in der Region, so dass die internationalen Akteure die politischen 
und wirtschaftlichen £ntwicklungcn bestimmen könnten. £s kann in 
dem Zusammenhang um ein modifiziertes Machtspid gehen, so dass die 
zentralasiadschen Staaten als partizipierende Aktcure an diesen Prozessoi 
teilnehmen, jede zentralasiatische Republik ist in der Lage, die eigen- 
ständige lV)litik entsprechend ihren nationalen Interessen zu führen. Die 
ausländischen Mächte konkurrieren in dem Sinne, dass sie unterein- 
ander um die stärkeren Positionen in der Region kämpfen. Für wessen 
jAngebote sich die Staaten entscheiden, ist allein ihnen überlassen. Jedoch 
können in dieser Akteuren- und Interessenkonstellation w;ewisse Paral- 
Iclcn zu den neorealislischen Konslrukien, Balance ot Power Konzept 
und Bandwagonine, ^eschen werden. Das Aulstci^cn von Chin.i und 
die Rückkehr Russlands in die Weltpolitik werden zukünitig die von der 
Hegemonie geprägte Politik der USA herausfordern. Das kann man in 
Bezug auf Zentralasien besonders gut beobachten, als die USA die eigene 
Vbrmachsteüung in der R^on audi wegen der aktiven Politik der beiden 
Großmächte verloren haben. Sowohl China als auch Russland und der Iran 
sind an der Herstellung des Mäditegleichgewichts interessiert. Man kann 
deswegen auch zukünftig erwarten, dass von Seiten der beiden Staaten eine 
Balance of Power Politik ^uiz im Sinne des Neorealismus gegenüber den 
USA betrieben wird. Momentan kann man aber nicht von der Entstehung 
einer Allianz zwischen China, Russland und dem Iran sprechen, da sich 
die nationalen Interessen dieser Mächte teilweise überschneiden. Vor allem 
die chinesischen und russischen Interessen in der Region prallen aufein- 
ander. Während Russland am Erhalt und an der Stärkung der Nord-Süd- 
Infrastrukturverbindungen interessiert ist, favorisiert China das Errichten 
einer Ost-Wcst-Achse, die das Land über Zentr^ilasien und das Arabische 
Meer mit dem Indischen Ozean und dem Persischen Göll verbindet. 
Aus diesem Grund investiert die chinesische Regierung sehr stark in den 
Ausbau eines Ol- und Containcrhalcns in C^vadar im Südwesten Pakis- 
tans (vgl. Perthes 2007: 29). Auf^erdcm haben China und Ru.ssland aus 
der historischen Perspekrive betrachtet kein leichtes Verhältnis. Die ru.s.si- 
sche Haltung gegenüber China ist von Misstrauen und Furcht geprägt. 

59 Beide Staaten haben eine lange Ländergrenze, v;as im Laufe der Geschichte mehimiil'; zu Aus- 
einandersetzungen geführt hat. Als Beispiel dienen die Ereignisse im Jahr 1969, als an der rus 
sisch-chinesischen Grenze ein bewaffneter Konflikt zwischen den Militärs der beiden Staaten 
ausgebfochen war. Russland steht auch dem chiitesischen Vordringen in sein Femost-Gebiet 
hauptsächlich wegen demographischer Bedenken sehr skeptisch gegenüber. 
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Die demografischen und wirtschaftlichen Überlegungen spielen dabei eine 
wichtige Rolle. Zentralasien ist damit ein geopolitischer Ort des Zusam- 
menstoßes der auf Hegqnonie basierenden Außenpolitik der USA und der 
sich am nationalen Interesse orientierenden Außenpolitik von Russland 
und China, die diese Interessen entschlossen verreidisien werden. Die 
Politik des Irans ist auf die Kooperation mit den beiden Mächten mit dem 
Ziel des Etablierens eines Gegenpols zu den USA und einer Vermeidung 
der Isolation gerichtet. 

Die zentralasiatischen Staaten haben dank der Präsenz der inter- 
nationalen Sicherheitskrähe die ci<rcnc Sichcrhcitsluiic verbessert. Sic 
versuchen, eine pragmalische Kooperation mii den USA im Bereich 
des Kampfes mit den islamischen Extremisten weiter tortzuli'ihren. Die 
Zulassung der westlichen Militärkräfre in die Region war damit ein 
kalkulierter Schritt, soweit diese den Nationalinteressen der /cnrralasi- 
atischen Sraareii einsprach und mehr Stabilität für die eigenen Regime 
bedeutete. l-)ie lokalen Iditen wollen narürlich nicht, dass die Region zu 
einem Schauplatz des neuen Grcate Game wird, aber ein gewisses Maß 
an Wettbewerb zwischen den Grofimäditen wünschen sie sich doch, 
da ein Desinteresse die Staaten verletzbar gegenüber der instabilen 
mudimischen Nachbarschaft machen könnte.^ Die zentralasiatischen 
Staaten können vor aUem in Fragen der Energieprojekte, Stationie- 
rungsrechte oder politischen Privil^ien die Großmächte g^eneinan- 
der zugunsten ihrer Vorteile ausspielen (vgl. Makeeva 2007: 292). 

Die Frage nach der Verhaltensstrategie bzw. dem gewählten Verhal- 
tenskonstrukt der zentralasiatischen Staaten (Balance of Power oder 
Bandwagoning), die im Rahmen dieser Arbeit vorgestellt wurden, 
lässt sich nicht so eindeutig beantworten. Die Schwierigkeit entsteht 
schon bei der Deutung bzw. der Interpretation der beiden Begriffe, die 
von Staat zu Staat variieren können. Wenn für den einen Staat seine 
gewählte politische Strategie ein Balancing darstellt, wird diese von den 
Wissenschaftlern oder von den anderen Ak teuren als Bandwagoning 
bezeichnet (vgl. Vogt 1999: 5S). [-„in Akteur kann gleichzeitig auch 
beide Strategien verfolgen: eine regionale Balancing-Politik und eine 
elobale Bandwaeon ins,- Politik. Kirgisien und Tadschikistan versuchen 
zusammen die eis^enen Interessen im Bereich des Wassers durchzuset- 
zcn, um der politischen inid ökonomischen Stärke der Untcranlieger 
entgegenzuwirken. Sie betreiben damit eine Balance-Politik gegenüber 
Kasachstan, Usbekistan und lurkmenistan aul der regionalen Ebene. 
Auf der internationalen Ebene sind beide Staaten in wirtschaftlicher 

60 Vor allem solange Russland eine starke Position in der Region besitzt, werden die Staaten Zentral- 
asiens nicht in die Einflusssphäre von Iran, Pakistan oder Afghanistan geraten. 
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und sicherheitspolitischer Hinsicht sehr schwach und versuchen 
desw^en die innerpoliti^en Mängel durch das Erhalten von Vortei- 
len von den internationalen Akteuren zu kompensieren. Damit betrei- 
ben Kirgisien undTadschikisran eine Bandwagoning-Polidk gegenüber 
den stärkeren Crofsmäcluen. l shekisran und Kasachstan führen eine 
regionale Balancing-i'*olitik durch. Die beiden Staaten stellen die regio- 
nalen Machtzentren dar, sehen sich als Rivalen und versuchen damit 
das Erstarken des Konkurrenten zu verhindern. Auf der anderen Seite 
stellt Usbekistan aut der internationalen Politikebene ein klassisches 
Beispiel des „h^i-kal"- Bandwagoning im Sinne von Schweiler dar. Der 
Staat ist nach seiner Konlronlation mit dem ehemaligen Bandvvagon 
(die USA) mit der entstandenen Isolation sowie mit seiner Sichcr- 
heitslagc unzufrieden. Taschkent versucht, Sichcrheitsgaranrien von 
Russland oder China zu bekommen, die in dem ball in der Rolle der 
„Wolves" auftreten. 

Sowohl C^hina als auch Russland bieten den zentralasiatischen 
Staaten verschiedene Anlockungsprojekte im Rahmen regionaler 
Organisationen an> Die OVKS ist eine von Russlands dominierenden 
Organisationen, während die SCO eine chinesische Initiative darstellt. 
Dank der Existenz dieser beiden regionalen Organisationen können die 
Staaten Zentralasiens auch eine Balance-Politik zwischen den beiden 
Großmächten betreiben und damit mehr Zugeständnisse gewinnen. 

Kasadistans Außenpolitik hat wcg^n der Bevölkerungsstruktur sowie 
der g^graphischen Lage zwischen China und Russland auch eigene 
Limits. Kasachstan versucht eine multivektorale Enet^epolitik zu betrei- 
ben. Auf der einen Seite ist Kasachstan der wichtigste russische Verbün- 
dete im postsowjetischen Raum. Das belegt die Tatsache, dass der erste 
Staatsbesuch des ncugcwählten Präsidenten Medwcdcw nach Kasachs- 
tan ging. Das Verhältnis der Kasachen zur russischen Kultur ist anders 
als das der Usbeken. Die Kasachen sehen die russischen Einflüsse als 
Bereicherung für ihre Kultur, als Weg des Zusammenschlusses mit 
der Welrkulrur. Die Usbeken betrachten das eigene kulturelle hrbe als 
über der russischen Kultur lie2.end. Wenn Karimow stets die Unterdrü- 
ckung der Usbeken durch das zaristische Russland und die Sowjertmion 
hervorhebt, beschreibt der Präsident Nazarbaev die kasachisch-russische 
Geschichte in positiveren Tönen (vgl. Olcott 2002: 71). Die größte 
Belastung des kasachisch-russischen Verhältnisses ist aber die Tatsa- 
che, dass diese wegen der sowjetischen Nationalitätenpolitik in ihrem 
eigenen Land zur Minderheit geworden sind. Die zahlreiche Einwande- 
rung der slawischen Volker hat dazu gefuhrt, dass die Slawen 60 Prozent 
der Gesamtbevölkerung in Kasachstan auanaditen. Trotzdem ist in der 
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Rhetorik der kasachischen Machthaber niemab die Rede von der „russi- 
schen Okkupation^.^* Die Kasachen sind im Vergleich zu den anderen 
zcntralasiatischen Landern am s^ksten „russifizicrt" oder „sowjeti- 
sicrt" gewesen. Auf der anderen Seite unterhält Kasachstan vor allem 
im wirtschaftlichen Bereich sehr gute Beziehungen 2u China. Allerdings 
sind die zcntralasiatischen Staaten bei der Kooperation mit China sehr 
vorsichtig. Es liegt nicht in ihren Interessen, eine Tankstelle Rir China^^zu 
werden. Zu einer wirtschaftlichen Integration mit einem bevölkcrun^rei- 
chen Nachbarn sind die Staaten Zentralasiens wegen der Angst vor einer 
möglichen „Sinisierung" auch nicht bereit. Die Beziehungen zwischen 
den zentralasiarischen Sraaren und C'hina sind damit durch dcmoora- 
phisch bedingtes M isstrauen aut kasachischer Seite geprägt. Ostlich der 
kasachisch-chinesischen Grenze leben aul 9,5 Mio. (Quadratkilometern 
etwa 1,2 Mrd. Chinesen; westlich der Grenze in Kasachstan leben auf 
2,7 Mio. Quadratkilometern ntir etwa 16 Mio. Menschen. In Kirgisien 
sind es 5 Mio. aul etwa 200. OOO QLi.ulraikilomerern, in Tadschikistan 7 
Mio. Einwohner aui etwa 140.000 Quadratkilonictern und in Usbekis- 
tan 27 Mio. Menschen auf 447.000 Quadratkilometern. Der demogra- 
phische Druck ist vor allen Dingen in Bezug auf die riesige Landfläche 
Kasachstans zu betrachten. Nach der Demarkierung der umstritte- 
nen Grenzen und Unterzeichnung der fesdegenden Dokumente hofft 
Kasachstan die natürliche chinesisdie Expansion beendet zu haben {v^. 
Schlagcter 2003: 106). I^e Grenzstreitigkeiten zwischen Tadschikistan 
und China sind aber immer noch nicht beseitigt.^ Usbekistans Überle- 
gungen bezüglich der ICooperation in den von China oder Russland 
initiierten Organisationen sind anders als diejenigen in Kasachstan. Das 
Land verfugt im Vergleich zu seinem großen Nachbarn über eine relativ 
homogene Bevölkerungsstruktur und über die beste gcostrategi sehe La^ 
in der Region. Dazu kommen noch eine relativ gut entwickelte Indust- 
rie und eine große Basis an Ressourcen. Die Achillesferse L^sbekistans ist 
die Sicherheit des Landc-s. Eben dieser Punkt ist Kir das usbekische Inter- 
esse an der Zusammenarbeit im Rahmen von SCO oder OVKS von 

61 Die zwangsläufige Sesshaftigkeit der kasachischen Nomaden und die Kollektivierung haben 7U 
dem Rückgang der Bevölkerung um 29 Prozent gefuhrt. Es wurden etwa 750 000 ermordet, 600 
000 flohen in di« Nachbarstaaten (China und die Mongolei) (vgl. Kuznezova 2006: 154). Im Jahr 

1925 l^h'en ■=^:if dem Territorium des heutigen Kasachstans 3,6 Mio Menschen (58,5 Prozent der 
Gesamtbevolkerung); im Jahr 1939 2,3 Mio. (37,6 Prozent), im Jahr 1959 2,7 Mio. (29,8 Prozent) 
(vgi Halbach 2007: 80). Ungeachtet dessen betrachten die Kasachen auch die russische Nation 
ak Opfer der sowjetischen Repressalien und heben ihre auf die Nationalität bezogene, .Opferrolie* 
nicht In den Vordergrund im Vergleich zu der Ukraine wird auch.Golodomor' nicht als ein Genozid 
der kasachischen Nation von der Sowjetunion ciargestellt 

62 Auch nicht für die EU oder eine andere GroQmacht 

63 China beansprudit für sich 30 Prozent des tadschikischen Gebiets in Gorno-Badachschan. 
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zentraler Bedeutung. Grundsatzlich ist Tasdikents Haltung zu SCO und 
OVKS ambivalent. Auf der einen Seite braucht Usbekistan die Unter- 
stützung von Russland und China bei der Bdrampfung der IMU und 
anderer terroristischer Gruppen. Die beiden Großmächte haben auch 
ein vitales Interesse an der Stabilität Usbekistans und wollen natürlich 
vermeiden, dass die IMU an die Macht l<.ommt.^'^ Auf der anderen Seite 
beabsichtigt Usbekistan mit seinem Beitritt zu diesen Organisationen 
die Stärkung der eigenen Positionen in der Region, Taschkent strebt die 
regionale Führung an und akzeptiert die Vorherrschaftsansprüche von 
C^hina oder Russland nicht. Im Rahmen der SCX^ vertole;t laschkent 
z. B. seine eigenen Nationalinteressen und wird die Instrumentalisie- 
rung oder Verwandlung der SCü in einen militärisch-politischen Block 
nicht zulassen (vgl. Trouch 2007: 224). Tadschikistan sieht sich bei der 
Verwirklichung seiner energicpolitischcn Interessen im Rahmen der 
SCO und EurAsEC enttäuscht und tendiert deswegen stärker Richtung 
Süden, nach Afghanistan inid Pakistan, da diese Staaten die Hauptab- 
nehmer des tadschikischen Stroms sind (vgl. Kabiri 2007: 38). Außer- 
dem sind Tadschikistans Verbindungen zum Iran stärker als diejenigen 
der anderen Staaten Zentralasiens. Viele junge Tadsdhiken gdien in den 
Iran, um eine Ausbildung zu bekommen, 70 Prozent von ihnen sind 
Theolo^estudenten {v^ Kabiri 2007: 39)* Desw^en ist Tadschikis- 
tan strikt gegen die Intervention der USA im Iran. Was die russisch- 
tadschikischen Begehungen bdastet, ist die russische Migrationspolitik. 
Die tadschikische Regierung steht den neuen russischen Regelungen der 
Arbeitsmigradon sehr skeptisch gegenüber, die die Arbeit der tadschiki- 
schen Bevölkerung in Russiand verhindern (vgl. Scharipow 2007: 71).*' 
Was die Beziehung zur Huropäi clicn Union angeht, so bietet die 
EU den zentralasiatischen Staaten im Vergleich zu den anderen inter- 
nationalen Akteuren in der Region keine Sicherheitsgarantien an, 
wobei eben dieser Bereich von den Staaten Zentraiasicns als besonders 
wichtig eingestuft wird. Der zivile Ansatz der EU bleibt den regiona- 
len Staaten Iremd. Deswegen können China, Russland oder atich die 
USA, die eine gewisse Erfahrung in bragcn der Bckämplung der irmcr- 
staatlichen Sicherheirsproblertie haben, eine bessere Grundlage tür die 
Kooperation als die EU anbieten. 



64 Wenn die Islamisten in Usbekistan an die Macht kommen. Wird es die Situation im russisciten 
Nordkaukasus und im chinesischen Xinjtituj destdbilisieren 

65 Momentan arbeitet fast die l-lälfte der tadschikischen Bevölkerung im Ausland, hauptsächlich in 
Russland und Kasaclistan. Die ausländisclien Olserweisungen der Arlseitsmigranten steilen eine 
der wichtigsten Devisenquellen dar. 
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3 Das Konfliktpotential des Wassers in 

Zentralasien 



3.1 Risiko- und Sicherheitsfal<toren für die regionale Stabilität 

Wie bereits in der vorli^enden Arbeit angesprochen wurde, stellt 
Zentralasien eine potentielle Krisenregion dar, deren fragile Sta- 
bilität durch strukturelle und prozessuale Ursachen gefährdet wird. Zu 
den strukturellen Ursachen, die eine destahilisicrende Wirkung auf 
die Region haben, iiehören die gesellschaftlichen Strukturen Zcntral- 
asicns, die durch Klicntclisnuis und Klanloyalitären''" gekennzeichnet 
sind. Eines der größten Probleme wird dabei in dem Ausin.ils der Kor- 
ruption gesehen. Zu den prozessualen Ursachen der instabilen kage 
der zentralasiatischen Staaten, die ihre Systeme verwundbar machen, 
gehören die Aktivitäten der religiösen Extremisten, diskriminierende 
Nationsbildungsprozesse, die von den regionalen Führungen einge- 
leitet wurden, sowie die mangelhafte wirt^afUidie Entwiddung, die 
sich im sozialen Bereich als negadv erweist. 



3.1 .1 Die Gefahr des religiösen Extremismus 



Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion erlebte der Islam in 
Zentralasien eine ^edergeburt. Seither bemühen sich die politisdien 
Führer der Region um die Integration des Islam ins öffentliche Leben. 
Mittlerweile wurde der Islam dank der Bemühungen der postkommu- 
nistischen Eliten aus dem politischen Leben der Länder au^;eschlossen. 
Nur in Tadschikistan wurde nach dem langwierigen Fricdcnsprozess die 
Islamic Renaissance Party of Tadschikistan legalisiert und darl atn polid- 
sehen Leben des Landes partizipieren (vgl. AbduUacv 2007: 64). 

In Zentralasien existiert neben dem Volksislam, der sich im allräs;li- 
chen Leben der Bevölkerung, bei der Beachtune, der IVadirionen wieder- 
Findet, ein offiziell gebilligter Islam. Obwohl in den \ eriassungen der 
meisten zentralasiatischen Staaten die Trennung von Religion und 
Politik verankert ist, versucht der Staatapparat über Institutionen des 
offiziellen Islam die religiösen Aktivitäten zu kontrollieren. In Zcntral- 
asicn sind generell drei politische Umgangsmustcr des Staates mit dem 
Islam vorhanden. Zu nennen sind das Bckämpicn/Kontrollc- Prinzip 
(Usbeldstan, teilweise Kirgisien), das Kontroil-ZKoopcrations-Prinzip 

66 Mehr dazu bei Collins, Kathleen P006): Clan PolMcs and Regime TransMon in Central Asia, New 
York. 
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(Tadschikistan), sowie das Kontroli-Prinzip (Turkmenistan) (v^. 
Abduliaev 2007: 64). In Turkmenistan ist die Gesellschaft stark durch 
tribale Hierarchien gekennzeichnet, bei denen der Islam eine unterge- 
ordnete Rolle spielt und keine Absicht bezüglich des Regimewechsels 
äußert. Kasachstan srellr die einzige Ausnahme in Zentralasien dar, wo 
der Islam eine relativ friedliche Rolle spielt und die säkulare Ordnung 
des Staates nicht gefährden kann. 

Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion haben die Islamis' 
ten ihre Täticrkeit in den Kulturstädten Samarkand und Bukliara sowie 
in dem dicht besiedelten Feriiana-Tlil aktiviert. Die lokalen Imame in 
Namangan'' haben einige miliianlc Einheilen gegründet (vgl. Louncv 
2007: 175). Im Jahr 1991 wurde die Islamische Bewegung Usbekistans 
(Islainic Movement oi Uzbckistan) ''^ ins Leben gerufen und im Jahr 1996 
von den Taliban in eine militante Organisation translormiert, deren 
Mitglieder in al-Qaida-Kamps ausgebilder und auf die terroristische 
l ärigkeit vorbereitet wurden. Die IMU agiert hauptsächlich im Hergana- 
Tal. Die Finanzierungsquclle der IMU stellt der Heroin- und Opium- 
handel in Zentralasien dar. Die Oi^ganisadon inderte ihren Namen im 
Jahr 2001 und heißt momentan Hezb*e Islami Turkestan. Die symboli- 
sche Namensänderui hat einen gewissen ideolo^schen Hinterg^rund. 
Wenn die früheren Ziele der Bewegung im Sturz der usbekischen Regie- 
rung und im Etablieren eines islamischen Staates in Usbddsun lagen, so 
strebt die Islamische Partei Turkestans jetzt die Gründung eines islami- 
schen Staates auf dem Territorium aller zentralasiatischer Staaten und 
Xinjangs an. Momentan hat die Partei über 5.000 bewaffnete Mit^ie- 
der, hauptsächlich Rekruten aus Usbekistan, Xinjang, Tschetschenien, 
Pakistan und aus arabischen Ländern (vgl. ChristofFcrscn 2007: 54). Die 
Aktivisten der IMU waren in den Bürgerkrieg in Tadschikistan (1992- 
1997) involviert sowie an vielen Angriffen im Süden Kirgisiens und 
Usbekistans beteiligt (vgl. Khamidov 2007: 80). Die andere islamische 
Bewegung, die in Zenrralasien aktiv ist, stellt Hizb-ut- lahrir dar, die 
sich bis jetzt nicht offen für (lewaltanwendung ausgesprochen hat. Die 
Bewegung ist vor allem im Süden Kirgisiens aktiv. "'^ 

Die Anziehuno-skraft der islamistischen Parteien wie Hizb-ut-Tahrir 
oder der Islamischen Bewegung Usbekistans ist für die Bevölkerung 

67 Eine Stadt im Fergana-Tal. 

68 Die Islamische Bewegung Usbekistans wurde im Jahr 1999 von zwei ethnischen Usbelwn, Tahir 
Yusidoshev und Juma Namangani, gegründet Das vorrangige Ziel war der Sturz des Regimes 

Karimows. 

69 Hizb-ut Talirir ist ein Beispiel der „importierten " islamisclten Ideologie. Die in London basierende 
Organisation strebt die Gründung eines utopischen Kalifaties auf demTerritorium der muslimischen 
Staaten an. 
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Zentralasiens hoch. Vor allem w^en des ideologischen Vakuums nach 
dem Zusammenbruch der Sowjetunion konnte die Religion zu einer 
Art des emanzipatorischen idcntitätsstiftenden Nationalismus werden. 
Außerdem positionieren sich selbst die islamischen Parteien als Befür- 
worter und Garanten der sozialen und ökonomischen Gerechtig- 
keit, was bei dem sozial vernachlässigten Teil der Bevölkerung gut 
ankommt. Die Gcrechtigkcits- und Umverteilungsrhetorik der islamis- 
tischcn Missicni'irc kann zukünftig bei Ausbleiben massiver Refor- 
men aut große Zustimmung bei der Bevölkerung stoßen. Im Prinzip 
besteht der Grund der Instabilität der zentralasiatischen Staaten nicht 
in der Gefahr der Ausbreitung des l.influsses der islamischen l'.xtre- 
misten, sondern in der misslungencn politischen und ökonomischen 
Transformation der Republiken, in der angestiegenen Korruption und 
rasanten Verschlechterung der Lebensqualiiäi der Bevölkerung. Das 
rchlen zwischenslaatlichcr Kooperation und steigende Mililarisierting 
tratren weiterhin zur Iraiiilen Staatlichkeit der Länder bei. Die Rcsiie- 
ruügcn haben Repressionen als einzige Antwort aut die oppositionelle 
Meinung gewählt (vgl. Davis/ Azizian 2007: 4). Der alleinige Weg zur 
Bekämpfung der isiamistisch geprägten Gruppen in Zentralasien ist 
damit die Umsetzung von ökonomischen Reformen und politischer 
Liberalisierung, da der wahre Grund der Popularität der extremisti- 
schen Ansichten die Unfähigkeit des Staates ist, eine effiziente Politik 
in sozialen und ökonomisdien Bereichen durchzuführen. 

3.1 2 Wirtschaftliche Entwicklung 

Schon zu Sowjetzeiten galten die zentralasiatischen Staaten als eine 
wirtschafdiche Peripherie, Obwohl in der UdSSR offiziell keine Armut 
existierte, waren die sozialen und wirtschaftlichen Unterschiede zwischen 
Norden und Süden erheblich. Die Republiken Zentralasiens (mit 
Ausnahme von Kasachstan), vor allem aber ladschikistan, iialten als die 
ärmsten in der ganzen Sowjetunion, deren Wirtschalt vom Zentrum stark 
subventioniert wurde. Die russischen Subventionen haben zu Sowjetz- 
eiten bsr 4() Prozent des tadschikischen BIP ausgemacht (vgl. Kuznezova 
2006: 133). Seit der Löslösung hat sich der Anteil der zentralasiarischen 
Bevölkertmg in Armut vervielfacht. Heute leben 60 Prozent der Bevöl- 
keruiip in Kirgisien und 80 Prozent in Tadschikistan unterhalb einer 
Arm utsscli welle von 2,15 US-Dollar pro Tag (vgl. Warkotsch 2006: 35)- 
In Kasachstan sind es etwa 25 Prozent der Bevölkerung. 
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Und 


BIP pro Kopf 


HDI* 


CPI^ 


FalMSlatMlndax^ 




(US-OollMr)2007 


2007/2008 


2007 


2008 


Kasachstan 


11.100 


73 


150 


101 


KirgMen 


2.000 


116 


150 


39 


IlMltchiklttin 


1.800 


122 


150 


38 


TUrfcmantctan 


5.200 


109 


162 


46 


Usbekistan 


Z300 


113 


175 


26 



* Human Devetopment Index - Platzieiung von 177 evakiterten Staaten 

•*Corruption Perceptions Index Platzierung von 1 79 evaluierten Staaten 
*** Faiied States index - Platzierung von 1 77 evaluierten Staaten'" 



Tabelle 5: Soziale Verhältnisse in Zentralasien 

Quelle: UNDP: Human Developnnent Reports (Statistics);Transparency Inter- 
national: Corruption Perceptions Index 2007; The Fund for Peace: Faiied States 
Index 2008, eigene Darstellung 

Zcntralasien stellt den Ausgangsort förAibcitsmigration im postsowje- 
tischen Raum dar. Tadschikistan verlassen jährlich 500.000 Menschen 
auf der Suche nach Saisonarbeit. Der ^ößte Anteil geht nach 
Russland. Die russische Föderation ist das am häufigsten gewählte Ziel 
von Arbeitsmigraten aus der R^on. In Russland sind 97 Prozent der 
tadschikischen Arbeitsmigranten, 70 Prozent der usbekischen Arbeits- 
migranten und 50 Prozent der kirgisischen Arbeitsmigranreii tätig (vgl. 
PeyroLise 2007: 251). Die Schatrenwirtschaft blüht in der R^on. In 
Kirgisien wird der Anteil der Scharrenwirtschaft zu dem gesamten 
BIP auf 30 Prozent geschätzt, in Tadschikistan sind es fast 60 Prozent 
(vgl. Trushin/Trushin 2002:410) Der wichtigste Punkt, der immer 
mehr Frustration in der Bevölkerung auslöst, sind die zunehmenden 
Einkommcnsuntcrschicdc. Besonders rasant sind diese in Kasachstan. 
Auf die ärmsten 20 Prozent der Gescllschalt kommen 6,7 Pro/ent des 
Landeseinkommens hinzu, auf die 20 Prozent reichsten 42,3 Prozent 
(Ülcott 2002: 201). Diese Tendenz ist steigend. 

3.13 Diskriminierende Nationenbildungsprozesse 

Keine der zentraiasiatischen Republiken ist durch staatliche Revolu- 
tion (wie z.B. Frankreich), in Folge eines Einigungsprozesses von 

70 Je höher die Platzieiung Ist, desto fragiler ist die Staatlichkdt des Landes. 
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oben (wie z. B. Deutschland oder Italien), im Befreiungskampf gegen 
Kolonialherrschaft (wie z.B. Algerien) oder als Resultat eines Büi^er- 
kri^es (wie z.B. Sowjetunion) entstanden. Das Geschichtsbild der 
zentralasiatischen Volker ist ein Produkt sowjetischer Geschichtsfor- 
schung, die jedem als solchen anerkannten und einmal definierten 
\ der UdSSR seine eigene Geschichte verliehen hat. Ende des 19. 
Jahrhunderts hat Russiand das Territorium Zentralasiens in seinen 
heutigen äußeren Grenzen erobert''' und zur administrativen Einheit 
des Generalgouvernements Turkestan geformt (vgl. Reinhard 1991: 9) 
Die muslimischen Republiken der ehemaligen UdSSR waren also das 
Produkt der zwischen 1924 imd 1936 angenommen Dekreie, die ihre 
Grenzen, Namen, Gcschicluc, die Definition von cdinischcn Gruppen 
und sogar ihre Sprachen dererminierr haben (vgl. Roy 2000). Die 
sowjetische Narionalirätenpt^lirik hat dazu geführt, dass zmn Zeitpunkt 
der Unahhängigkeitserklärung aul" den Territorien jeder zentralasi- 
atischen Republik viele Vertreter von Minderheiten wohnten, die in 
dem Nachbarland die Mehrheit darstellten. In Kirgisien leben etwa 
700.000 Usbeken, was 14 Prozent der Gesamtbev3lkerung des Landes 
ausmacht. In Tadschikistan lebt die größte usbekische Gemeinde 
außerhalb von Usbekistan. Das sind etwa 1.000.000 Usbeken, was 
15 Prozent der Gesamtbevolkerung entspricht. In Usbekistan leben 
wiederum etwa drei Millionen Tadschiken, die hauptsächlich in 
historischen Städten wie Samarkand und Budiara präsent sind. In 
Turkmenistan leben etwa 400.000 Usbeken, in Kasachstan 370.000 
(vgl. Fumagalli 2007: 238-239). Besonders heterogen ist die Bevölke- 
rungsstruktur in Kasachstan, wo die Kasaciien eine knappe Mehrheit 
(54 Prozent) der Bevölkerung darstellen. Fast 35 Prozent kommen den 
slawischen Minderheiten zu. 

Obwohl Zencralasicn immer durch eine ethnische Hctcrogenität 
gekennzeichnet war, wobei verschiedene Nationalitäten im Laufe der 
Geschichte Jahrtausende lang friedlich zusammengelebt haben, hat die 
nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion erworbene Staatlichkeit 

71 Vor der russischen Froberung existierten auf dem Territorium von Zentralasien drei Horde zwei 
Kiidiidte und ein Emirat. Au&gehend von dieser politisclien Ordnung wurde auch die zaristisclie 
Kolonialverwaltung ausgeübt. Die tenritoriale Gienzenziehung und die Zusammenfassung der 

Bevolkerunn P'^publiken nach ethnischen Kriterien [konfrontierte diese Region mit einem bisher 
ihr völlig unbekannten politischen Ordnungsprinzip. Die Nationen, für die die territorialen Grenzen 
bestimmt wurden, gab es vor der Teilung nicht. ZumTeil existierten nicht einmal die Völker, für die 
diese Republiken geschaffen wurden. Sie wurden mit Hilfe der staatlichen Lenkungsmittel aus ver- 
schiedenen Volksgruppen zu Völkern geformt fvql Geiß 1995: 53). 

72 Wahrscheinlich war es den sowjetischen i^unktionaren bewusst. dass die provisorisch gezogenen 
administrativen Grenzen ein erheblidies KonfDktpotential in skh bergen, damals hat aber keiner 
an das Ende der UdSSR geglaubt 
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die neuen Staaten vor die Herausforderung einer alle geseilschaftli- 
chen Teilbereiche erfassenden Transformation gestellt. Die histori- 
sche Einzigartigkeit eines solchen Umgestaltungsprozesses besteht in 
der Gleichzeitigkeit dreier politischer Herausforderungen: erstens in 

der Schaffung einer neuen Wirtschaftordnung zur Erzeugung und 
Verteilung der Ressourcen, zweitens in dem Aufl^au einer Rechts- und 
Verfassungsordnung und drittens in einer Neubestimmung der zivil- 
kulturcUcn Regeln sozialer Integration (vgl. Wälzholz 1998: 8) Dieser 
Prozess wurde von der Suche nach einer eigenen nationalen Identität 
begleitet. Ungeachtet dessen, dass die politischen Eliten der neuen staat- 
lichen Bildungen verbal die Notwendigkeil der Gleichberechtigung 
aller Bürger unabhängig von der ethnischen Zugehörigkeit anerkannt 
haben, wurde In der Realität die Nationcnbildung auf der Crimdlage 
der Donu'nan/ der „ütularnation" in den polirischen, ökonomischen 
und kulturellen Bereichen durchgeführt. In der Realität habeti sich 
diesem Modell der staatlichen Ordnung die ethnischen Minderheiten, 
die national-territorialen Autonomien und einfach auch jene Gruppen 
und Individuen nicht angepasst, (ur die es schwierig war, mit der 
neuen ethnozentrierten Staatlichkeit zurechtzukommen. In den Zeiten 
der allg^einen ideologischen Krise, sozialer Verunsicherung und 
politischer Desorientierung durch die die ersten Jahre der Unabhän- 
^gkeit gekennzeichnet wurden, nahmen die cthno-nationalistischen 
Bestrebungen in der R^on zu. Die ethnisdien Minderheiten in den 
mittelasiatischen Ländern sehen sich damit dem wachsenden Vertrei- 
bungsdruck durch die „Heimatrecht" beanspruchende Titularnation, 
das aus dem Nationsbildungskonzept der Rc^erung folgt, ausgesetzt 
(vgl. Kaiser 1994: 110). 
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3.2 Wasserknappheitsproblematik in Zentralasien 
Ausgangslage 

Die nicht nachhaltige Rcssourcennutzung, die die Austrocknung 
des Sees hervorgerufen hat, verursachte auch viele negative Auswir- 
kungen in wirtschaftlichen, ökonomischen und sozialpolitischen 
Bereichen. 1992 wurde ein ca. 400000 km^ groi^es Gebiet um den 
Aralsee mit einer Bevölkerungszahl von etwa 4 Mio. Menschen zum 
Weltkatastrophengehiet erklärt (Gimippenberg, Steinbach 2004: 
23). Die Folgen nicht nachhaltiger Rcssourcennutzung lassen sich 
auch in den Bereichen Gesundheit, Armut, Arbeitslosigkeit und 
Migration Icststcllen. Die gesundheitliche Lage der Bevölkerung 
dort ist miserabel: Die Kindcrslcrblichkcilsraie gehört zu einer der 
höchsten auf der Welt, die Menschen leiden unicr schweren Krank- 
heiten wie Anämie, Typhus, Hepatitis, Krebs, die übcrproportional 
häufig auftreten. Die wirtschaftlichen Folgen des Ressourcenmiss- 
managements äußern sich vor allem in der sinkenden Produktivität 
des landwirtschaftlichen Sektors. Auch ökologische Folgen, wie 
Desertifikation, Versalzung der Böden, Biodivcrsität und allgemeine 
klimatische Veränderungen, werden durch ungeeignete landwirt- 
schaftliche Produktionsmethoden bzw. schlechtes Wassermanage- 
ment verursacht. 



32.1 Geschichtliche Hintergründe 

Das heutige Problem der Wasserknappheit in der Region ist durch die 
sowjetische Wirtschahspolitik gegenüber Zentralasien bedingt, die 
dieser Rcirion den Baumwollanbau aufirc/wuniicn hai. Damii wurde 
die zukimttigc Entwicklung der Wirtschaft Zcncralasicns einseitig 
geprägt. 

Die sehr schnelle und sehr ineffektive Erweiterung der Baunnvol- 
lanbaufläche stand offiziell unter dem Zeichen, die Sowjetunion von 
Baumwollimporten unabhängig zu machen. Die Forcierung des 
Baumwollanbaus in den ßcwässerungsgebieten Zentralasiens wurde 

73 Als in den 1860er Jahren der US-amerikanische Buigetktley die ausreichende Versorgung des rus- 
sischen Zaienreichs gefähidete, wurde der Anbau von Weizen zugunsten der Baumwolle einge- 
schränkt 
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nicbt nur gegen den Widerstand der Betroffenen, sondern auch g^en 
den Willen der republikanischen Parteiführungen durchgesetzt. Der 
Protest war allumfassend und hat das Wiederaufleben der Basmacen^^- 

Nationalbcw^ungen ausgelöst (vgl. Simon 1986: 124). Zcntralasiati- 
sche Staaten, vor allem Usbekistan, musstenden eigenen Getreideanbau 
zugunsten der Baumwolle rcckizicrcn, was die Region abhängig vom 
Gecreidelmport aus dem Norden gemacht hat. Die Erweiterung des 

Baumwollcanbaus wurde nicht mit der entsprechenden verarbeiten- 
den Industrie verbunden, die in Zentralasien produzierte Baumwolle 
wurde in den nördlichen Teil der UdSSR (Russland, die Ukraine) 
exportiert und dort verarbeitet. L3amit trug die Wirtschaft /entral- 
asiens, die hauptsächlich durch Landwirtschaft geprägt war und ist, 
koloniale Züge (vgl. Simon 1986: 122). 

Da alle Gewässer in der UdSSR zentral verwaltet wurden und die 
Wasscrrcssourccn als Staatseigentum galten, war deren Verbrauch fast 
kostenlos. Das iiihrrc dazu, dass das Wasser sehr incilizient verwaltet 
wurde. Das Ergebnis der verschwenderischen Wasserpolitik in Zentral- 
asicn ist die Katastrophe vom Aralsee, die gezeigt hat, dass das sowjeti- 
sche Wassermanagement indOßzient war und reformbedürftig ist. 

3.2.2 Baumwollanbau und Bewässerungspraxis 

Die Süßwasservorkonamen der Erde stehen unter dem erhöhten 
Druck von Bevölkerungswachstum, wirtschaftlicher Entwicklung und 
Verschwendung. Den Löwenanteil davon trägt die Landwirtschaft; vor 
allem die künstliche Bewässerung verbraucht riesige Wassermengen. 

Das Jahr 1960 gilt als Wendepunkt in der Entwicklung der Bewäs- 
serungswirtschaft in Zentralasien, Seit diesem Jahr ist das natürliche 
Gleichgewicht zwischen Zuüuss und Verdunstung des Sees unwiderruf- 
lich zerstört. In dieser Zeit wurden der 1 600 km lange Karakumkanai 
und die meisten größeren Stauseen und Bewässerungssysteme gebaut 
(Klötzli 1996: 244). Die intensive Ausweitung des Baumwollanbaus 
und dessen Bewässerungsintensität " haben die Wasserknappheit in der 
Region bedinH;r- Allein in Usbekistan hat sich die Bcwässerun&sfläche 
zwischen 1960-1980 von 1,3 Mio. Hektar bis 2,1 Mio. vergrößert (vgl. 
Spoor 1998:416). 



74 zentralasiatische Freischärler. 

75 Die bewässerte Fläche hat sich inneihalb der sowjetischen Wirtschafipolitik in Zentralasien von 2,9 
Mio. ha im Jahre 1950 auf 7^ Mio. ha im Jahre 1989 vergröBert 
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Land 


Bewässerungsfläche (Mio. Hektar) 


Usbtklstan 


43 


Kasachstan 


2» 


Kirgisien 


1.1 


Tadsciiikistan 


0.7 


Insgesamt 


8^ 



Tabelle 6: Bewässerungsfläche in Zentraiasien Anfang der 1990er Jahre" 
Quelle: Olimov/Petrov 2007 

Die Lanclwirtschah in Zentraiasien ist, wie schon oben erwähnt wurde, 
der wichiii;sic Wirl!>chalts/\vc-ig und fast völlig von der Bewässerung 
abhängig. Für die Bcwäs.serung werden über 90 Prozent des jährheh zur 
Verfügung srclicndcn Wassers verbraucht. Die r)'pischc Bewässerungs- 
quote in ariden und scnii-ariden (iebieten, zu denen die zentralasiati- 
sche Region gehört, beträgt jährlich 10000 Kubikmeter pro I lektar. Das 
entspricht einem kubiknieter bzw. 1000 Liter Wasser pro Quadratmeter 
bewässerten Ackerlandes (vgl. Libiszewski 1996: 118). Der Wasserver- 
brauch pro Hdoar liegt also z. B. in Usbekistan bis zu dreimal höher ak 
im internationalen Durchschnitt (vgl. Neubert/Herrfahrdt 2005: 244). 
Insgesamt ist in der Region der Wasserverbrauch pro Kopf 20-mal größer 
als in den Industriestaaten (vgl. Namatbaeva 01.10.2003). 

Die Irrigation in Zentralasien hat eine enorme Erhöhung der 
Produktivität von Baumwolle bedingt und einige Staaten der R^on 
zu den weltweit führenden Exporteuren von Bauwolle gemacht. In den 
Jahren 2004-2005 wurden in der R^on etwa 6,5 Prozent des gesam- 
ten Weltvolumcns an Baumwolle produziert, was 15,4 Prozent des 
weltweiten Baumwollexports ausmacht (vgl. ICG Asia Report No 93 
2005: 2). Der BaumwoUzwcig bietet auch die größten Bcschäftigungs- 
möglichkeitcn für die Bevölkerung da diese meist auf dem Lande 
lebt. 

Der ununterbrochene Baumwollanbau erschöpfte aber natürliche 
Bodennäbrstoffe und machte den breiten l'änsarz von Kunsrdünücrn 

vT* 

nötig. Im landwirtschaftlichen Sektor ist deswegen eine Abnahme 
der Produktion zu beobachten. Mit steicfender Bevölkerungszahl und 
abnehmender Produktivität der Landwirtschaft sind fast alle Repub- 
liken Zentralasiens auf Nahrungsmittciimporic angewiesen. Diese 
Tendenz ist steigend. 

Die intensive Bewässerung mit teilweise mincralisicrtcm und 
verschmutztem Wasser in Zentralasien hat seit der zweiten Hälfte der 

76 Leider ist es schwer, die entsprechende Information Ober Turkmenistan zu finden, da die Republik 
diese nicht zur Verfügung stellt 
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achtziger Jahre zur Versalzung der Böden, deren Vergiftung mit Pesti- 
ziden sowie zur Desertifikation gefuhrt. Zentralasien gehört zu den 
am stärksten von Desertifikation bedrohten Regionen der Weit. Über 

60 Prozent der zenrralasiatischcn Trockengcbictc sind von Dcscrrifi- 
kation betroffen (vgl. Herrfahrdt 2004: 20). Die zunehmende Versal- 
zung der Böden ist ein wichtiger Faktor für den nach wie vor hohen 
Wasserverbrauch in der Landwirtschah. \n den usbekischen Gebieten 
Nawoiyskaja, Bukharskaja, Surhandarjainskaja, Khorezmskaja und in 
der autonomen Republik Karakalpakstan sind bis zu 96 Prozent der 
Bewässcrungsilächcn versalzen (ICG Asia Report No 93 2üüS: 40). 
Das Auswaschen (Icaching) der Salze verbraiichi erhebliche \lengen an 
Wasser. Mit der zunehmenden Versalzung in den letzten Jahren steigt 
auch der Wasserbedarf 

Da die Bcwässcrunossystcme offen und die Kanäle meistens nur 
teilweise ausbetoniert sind, sind die Wasserverluste durch die Verduns- 
tung währeiid der trocken-heiisen Sommei nionatc und durch die Versi- 
ckerung des Wassers wegen der veralteten Bewässerungstechnik sehr 
hoch. Nach der Einschätzung der Weltbank, werden nur 21 Prozent 
des Wassers in Zentralasien effizient genutzt, die restlichen 79 Prozent 
gehen damit verloren. Das sind weltweit die größten Wasserverluste in 
den Entwicklungsländern (^. Stadelbauer 2007: 17f.). Die Rekon- 
struktionskosten der Bewässerungssysteme in Zentralasien betr^en 
mindestens 40 Milliarden US Dollar (ICG Asia Report No 93 2005: 
3). Der Bau von Bewässerungssystemen hat zu Sowjetzeiten zur Entste- 
hung von vielen Wohnungsgebieten entlang den Bewässerungskanä- 
len geführt. Wenn die Bewässerungssysteme ausfallen würden, würde 
damit eine große Bedrohung fiir das Überleben der Menschen entste- 
hen. Das veraltete Irrit^ationssystem bringt auch starke ökonomische 
Verluste mir sich. Nach Schätzung der Asian Development Bank betra- 
gen die jährlichen Verluste wegen der technischen Probleme in den 
Trrigationssvstemen in fünf zentralasiatischen Staaten etwa 1,7 Milli- 
arden US Dollar (vgl. Valintini et al. 2004:72). Die weitere Bewäs- 
serungspraxis ist dann nur durch Wassereinsparung, Renovierung der 
Bewässerungstecliniken und Wiederaufbau der alten Bewässerungs- 
landfläche möglich (vgl. Eygorn 2007). 

Die Naiurkaiastrophe des Aralsees ist auch durch die Ausweitung 
der Bewässerungsland wirtsciuill und des Baumwollanbaus bedingt 
und ist „der Endzustand des Versagens von Wasserpolitik" (Barandat 
1997:19). Damit sind die ökologischen Folgen anthropogen verur- 
sacht und kein Resultat der natürlichen Wasserknappheit. 
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3.3 Die Konflikte um die Wasserressourcen In Zentralasien 

Die Forsdhiun^^uppe International Crisis Gioup hat im Jahr 2002 einen 
Bericht zum Thema Wasser und Konflikt in Zentralasien veröffentlicht, 

in dem diesem Problem ein hohes Konfliktpotential ziigcmcsscn wird. 
Zentrale ökologische Probleme wie Wasserknappheit, Bodendegradation, 
Dcscrtifikadon, Biodiversicät, die aus der katastrophalen ökologischen Lage 
Zcntralasicns resultieren, können als Sichcrhcitsrisikcn gedeutet werden, da 
sie zu Arbeitslosigkeit, Armut, Kranklieiren, Migration, Überbevölkerung, 
also zu allgemeiner politischer Instabilität der Region fuhren können. 

Die I lauptursache für die F.ntsrehung von Wasserkonflikten sind 
konkurrierende Ansprüche auf begrenzte Wassermengen und die Bereit- 
schaft von Akteuren, diese i\nsprüche zu verteidigen. Damit gehört 
Zcntralasicn seit langem zu den Regionen, in denen die zunehmende 
Wasserverknappung imd die heftigen Spannungen um Wasserverteilung 
ein crlicblichcs [-"roblcm für die regionale Stabilität darstellen. 

33.1 Ausgangslage des Konfliktpotentiales des Wassers in Zentralasien 

Nach Auflösung der Sowjetunion sind in Zentralasien zwei neue inter- 
nationale Flussbecken entstanden: das Tarimbecken^ und das Aralsee- 
becken.^ Zum Aralseebecken gehören Usbekistan, Tadschikistan, 
Turkmenistan, der größte Teil von Kirgisien, südliche Provinzen von 
Kasachstan sowie der Norden von Afghanistan und der Osten des 
Irans (s. Anhang: Abbildung 1). Das Bedcen umfasst eine Fläche von 
1,8 Mio. km^, wovon 5/6 auf die ex-sowjetischen zentralasiatischen 
Republiken entfallen. Den Rest teilen sich der Iran und Afghanistan 
(vgl. KJötzli 1996: 243). i^ie wichtigsten Flüsse des Araiseebeckens 
sind Amu Darja und Syrdarja, die in den Aralsee münden. 

Die Region gehört zum passatisch bedingten Trockcngürtel, der sich 
von Marokko bis nach Afghanistan erstreckt. Aulgrund dieser natur- 
geographischen Gegebenheiten sind die bewohnbaren Landesteile 
beschränkt imd imiso weniger geeignete Fläche steht für die Landwirt- 
schaff zur Verfügung. Viele Landcsrcilc sind von Steppe, Wüste oder 
Hochgebirge bedeckt und somit unbew[)hnbar. Wegen des Wachstums 
der Bevölkerung müssen weitere Flächen bewässert werden, um die 
steigende Bevölkerung ernähern zu können. 

77 Zum Tri r imb«cken gehören die Autonome Republik der VR China Xjnjiang sowie der ösdiche Teil 

von Kirgisien. 

78 in der vorliegenden Arbeit werden ausschließlich Entwicklungen im Aralseefaecken betrachtet, da 
die umfangreiche Thematik sonst den Unrfang der Arbeit sprengen würde. 
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KW 




TAD 


TUR 


Flache (1000 km') 


2.717 


198 


447 


143 


488 


ElnwohnerdMia) 




53 


273 


7^ 


5.1 


Bcvöllwfungswadistuin 
pro Jahr 


037 Prozent 


138 Prozent 


0.96 Prozent 


139 Prozent 


139 Prozent 


Geburtenrate 




247 


2,01 


3.04 


3,07 


Topographie 


90 Prozent 
Steppe 


90 Prozent 
Beige 


90 Prozent 
Wüste 


90 Prozent 
Beige 


90 Prozent 

waste 


Landwirtschaftlich 
nutdNmFUklM 


8;28 Prozent 


6^5 Prozent 


103 Prozent 


63 Prozent 


43 Prozent 



Tabelle 7: Landknappheit im Ländervergleich 
Quelle: CIA Wbrid Factbool<. eigene Darstellung 



Die WasserverteUiing und der Wasserverbrauch sind in Zentralasien 
ungleich. ^^C^hrend die Obenanli^er (Tadschikistan und Kirgisien) 
über 87 Prozent der Wasserressourcen verfugen, werden etwa 83 Prozent 
von den Unteranliegern (Usbekistan, Kasachstan und Turkmenistan) 
verbraucht (s, Anhang: Abbildung 3). Diese Situation birgt ein großes 
Konfliktpotential in sich, da das sowjetische System der Quoten " den 
Interessen der Oberanlieger widcrspricbr, womit sie größere Entnah- 
mequoten fordern (vgl. Gumppenberg, Steinbach 2004: 308). 

Das bis heute gültige System der Wasserverteilung ist noch zu 
Sowjetzeiten im Rahmen der einheitlichen ökonomischen Beziehun- 
gen entstanden, als die Wasscrrcssourcen asymmetrisch zugunsten der 
Territorien der Untcranlicgcrstaaten Kit die Eiuwicklung einer Bewäs- 
serungswirtschaft verteilt wurden. Aul den lerritorien der Oberanlie- 
gcrsraaten wurden Wasserobjekrc Kir die Zuhihr des Wassers in die 
LJnteranliegerstaatcn gebaut. Hie Bewässerungslandwirtschaft wurde in 
den Ländern am Oberlauf wesentlich verringert, dafür haben Tadschi- 
kistan und Kirgisien als Kompensation Energieträger, landwirtschaft- 
liche und industrielle Produkte erhalten. Die Energiekompensationen 

79 Nach diesen Quoten durften die Unteranlieger den Großteil des Wassers für den Baumwollanbau 
nutzen, während die Oberanlieger stark eingeschränkt wurden und die eigene Landwirtschaft 
nicht entwickeln durften. 
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kamen in der Winterzeit aus Russland, Kasachstan und Usbekistan. 
Nadi der Entstehung der souveränen Staaten in Zentralasien wurden 
die vorhandenen Wasserverteiiungsmuster mit dem Unterschied 

aufbewahrt, dass die Oberaniicgcrstaaten keine Kompensationen mehr 
erhielten, obwohl die zwischenstaatlichen Abkommen dies vorsahen. 
Damit wuchs in Kirgisien und Tadschikistan der Handlung^druck in 
Fragen der F iu-rgicversorgung, um eine Energieiorise ZU vermeiden. 

Ungeachtet der zahlreichen^ ' Abkommen und zwischenstaatlichen 
Erklärungen ist es den Staaten bis jetzt nicht gelungen, neue funktionie- 
rende Mechanismen aus7uarbeiren. Das grundlegende Abkommen, das 
im Prinzip die Unstimmigkeiten /Avischen den Unter- und Oberanliegern 
behandeln soll, stellt das Abkommen von 1998 dar. Dieses Abkommen 
bestätigt sowjetische Nut/.ungsmuster und wurde von Usbekistan, Kasach- 
stan, Kirgisien und Tadschikistan unterzeichnet. Die wichtigste Vertrags- 
bedingung ist die Verankerung der Austauschliclerungcn. Im Sommer 
solle von der Seite der Obcranlicgcr das Wasser aus den Stauseen zuguns- 
ten des Nutzens von Unreranliegern abgelassen werden, dafür würden 
diese im Winter die Energielieferungen aus Kasachstan und Usbekistan 
erhalten. Das Abkommen wurde aber in der Form nie umgesetzt, da es 
immer wieder zu Verstößen auf allen Sdten kam. Deswegen gilt es mitder- 
wdle als gescheitert. I^e \^handlungen werden momentan auf dner 
bilateralen informellen Basis gefuhrt. Die Abflussmenge und Kompen- 
sationen werden jedes Jahr neu ausgehandelt, so dass keine langfristige 
Planung^icherheit besteht (vgl. Giese/Sehring 2007: 489). Im Juni 2008 
kam CS zu einem erneuten Treffen der vier"' zentralasiatisdien Regierun- 
gen in Bischkek. Das Ziel w.u die Regelung der Wassernutzungsfragen des 
Naryn-Syrdar ja- Beckens fiir das Jahr 2008 und für das erste Viertel des 
Jahres 2009. Die Teilnehmer haben vorübergehend einen Kompromiss 
erreicht, so dass Kirgisien den Strom im Umfang von 1 Mrd. kWh in die 
Nachbarstaaten liefern und damit 1,2 Mrd. Kubikmeter Wasser zusätzlich 
ablassen wird. Ungeachtet des Kompromisses hat sich die usbekische Seite 
doch geweigert, das Protokoll des vierslaatlichen Trellens zu tintcrzcich- 
ncn, ohne diese Entscheidiuig zu begründen. Später wurde bekannt, dass 
Usbekistan die bilaterale Basis der Verhandlungen bevorzugt {vgl. Kliseev 
27.07.2008). Die bilateralen .Absprachen erweisen sich aber meistens 
als nicht funktionsfähig. So kommt das Wasser über Tadschikistan und 
Usbekistan, wenn Kasachstan mit Kirgisien den Abtluss des Wassers aus 
dem Tüktogul-Stausee für seine südliche Baumwolliläche abspricht, was 

80 Im Bereich der Regelung der Verteilungs und Nuuungsfragen beim Wasser haben die zentralasia- 
tischen Staaten Ober ISO Abkommen abgeschbssen. 

81 Kasachstan, Kirgisien, Usbekistan undTadschikistan. 
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häufig zu der unsankdonierten Wasserentnahme und damit zu Konfiiktoi 
zwisdien den Staaten fuhrt 

Die Unteranli^er setzten damit ihrerseits alles daran, um den Status 
quo zu bewahren. Der Baumwollexport stellt, wie schon zuvor erwähnt 

wurde, den wichtigsten Wirtschaftszweig vieler mittelasiatischer Länder 
(Usbekistan, Turkmenistan) dar und spielt eine entscheidende Rolle für 
die Existenzsichcrung der Bevölkerung. Deswegen ist die stete Wasser- 
versoi^ng für Jie Staaten am Unterlauf überleb cnswichtig. Vor allem 
Usbekistan und lurkmenistan betrachten die problemlose Wasserversor- 
gung als wichtigen ieil der nationalen Sicherheit (vgl. ICG Asia Report 
No 34 2002: 4). Ungeachtet der schwierigen Wassersituation beabsich- 
tigen alle Regionalstaaten ihre künstlich bewässerten Flächen weiter zu 
erhöhen, ohne die Staaten am Oberlaiit daKir zu bezahlen. Ungleich 
ist auch die Verteilimg der Kir die Bewässerung geeigneten Flächen. In 
Kasachstan inid Turkmenisi<ui gibt es keinen Mangel an Flächen, um die 
Nachtrage der eigenen Wirrsdiah dud\ zukünftig bctricdigcn zu können. 
In drei anderen zentralasiatischen Ländern herrscht entweder ein allge- 
meiner Mangel an Fläche (tviigisien und Tadschikistan) oder dieses 
Problem existiert nur in eini^n Gebieten (wie im Fall der Usbekistan-, 
Chorezm- und Samarkand-Gd>iete sowie im Fetgana-Tal) (s. TabdUe 7). 

Die wasserreichen Staaten Kir^sien und Tadschikistan berufen sich 
auf die „Dublin Ptindples" von 1992> die den ökonomischen Wert 
des Wassers festschreiben, imd wollen aus den eigenen Wasserressour- 
cen mehr Profit erzielen. Die Forderungen können aber wegen ihrer 
politischer Schwäche nicht umgesetzt werden. Usbekistan hat 130.000 
Soldaten an der kirgisischen Grenze stationiert, um umstrittene Reser- 
voirs zu bewachen (vgl. Sehring 2002: 7). Eine neue Konfliktkons- 
tellation droht außerdem aufgrund des angestrebten Wiederaufbaus 
Afghanistans. In Afghanistan entstehen 27 Prozent der Wasserressour- 
cen des Amudarja-Beckens, es ist damit nach Tadschikistan der zweit- 
größte Wasserzulieferstaat. 

Eine weitere Konllikidimension stellen die inncrstaailichen Konllikle 
dar. Besonders angcsp.jnni bleibt die Situation in den Gebieten rund 
um den Aralsee, die unmittelbar unter den Folgen der Wasserknapp- 
heitsproblematik leiden. In der Pri-Aral-Region sind eine stark ausge- 
prägte ökonomische Diskriminierung und gesundheitliche Belastung 
zu beobachten. 

Im Allgemeinen bietet Wasser ein Kontliktpotential aui folgenden 
Ebenen, die im Rahmen der vorliegenden Arbeit behandelt werden: 
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Die innerstaatliche Konfliktebene 

Bei der innerstaatlichen Konfliktebene handelt es sich (z. B. wie im Fall 
von Usbekistan) um die Verteilungsproblematik des Wassers innerhalb 
der Staaten, wo die Gebiete am Oberlauf der Flüsse (v. a. Fcrgana-Tal) 
relativ viel und qualitativ gutes Wasser erhalten. Hing^en erhalten die 
Gebiete am Unterlauf der Fl-i ^ (in der Nähe vom Aralsee) quanti- 
tativwenig und qu;dirariv schlechtes Wasser (v. a. Chorczm, Karakal- 
pakstan), oder im Fall von lurkmenistan, wo die Provinz Daschhowuz 
besonders stark von den Fojoen der Aralseeaustrocknune, betroffen ist. 
Die allgemeine Frustration der Bevölkerung auf dem Lande bezüg- 
lich der langjährigen politischen und ökonomischen Marginalisierung 
und die zudem unter den Auswirkungen der Wasserknappheit und 
der Umweltdegradation leidet, könnte eines Tages die Regierung für 
die schlechte Wasscrversorirunii zur Rechenschaft ziehen. Als Fallbci- 
spiel zur Analyse der innerstaatlichen Konfliktebene ist das Beispiel 
der autonomen Republik Karakalpakstan als klassischer Marginalisic- 
rungskonflikt zu behandeln. 

Die zu/is^enstaatliche Konfltktehene 

Bei der zwischenstaatlichen Konfliktebene geht es hauptsächlich um 
die VerteUungdconfUkte zwischen den Ober- und UnteranUegem im 
Syrdarja-Becken (Kasachstan, Usbekistan auf der einen Seite und 
hauptsächlich Kirgisien auf der anderen Seite) sowie Konfliktkons- 

tellationcn im Amudarja-Becken, die auch einen zwischen sraatlichcn 
Charakter tragen (die Auseinandersetzungen zwischen Usbekistan 
und Turkmenistan, die einander die gröf^ere Entnahme des Wassers 
aus Amudarja vorwerfen sowie eine Ober-Unteranliegerproblematik 

zwischen Usbekistan und Turkmenistan auf der einen Seite und 
Tadschikistan auf der anderen). Als Fallbeispiele für die Behand- 
luniT der zwischenstaatlichen Konfliktdimension dienen der Konflikt 
zwischen Usbekistan, Kasachstan inid KirH:isicn um das NutzunH;src- 
gime des Tokrogul-Srausces sowie der Konflikt zwischen Turkmenistan 
und Usbekistan um den Bau des Stausees „Goldenes Zeitalter". 

33.2 Innerstaatliche Konfliktebene 

Bei den MarginaÜsierungskonflikten kann man je nach ökoregionaler 
Konfliktebene und beteiligten Akteuren zwei Untertypen unterscheiden 
(vgl. Klötzli 1996: 284). Der erste Typ bezeichnet einen (potentiellen) 
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Konflikt zwisdien der Zentralregierung und ihren Peripherien. Als 
Beispiele dafür sind die marginalisierten „Opfergebiete'' wie die 
Autonome Republik Karakalpakstan in Usbekistan, die turkmeni- 
sche Provinz Daschhowuz und das kasachische Gebiet Kysylorda zu 
nennen. Zu dem zweiten Typ gehören die Marginalisicrungskoniliktc 
auf der Ebene der Bcwässcrungsgebiete und sie spielen sich entlang 
gruppcnspr/i fischen Spaltungslinien wie Ethnien (Fergana-Tal) oder 
regionalen Identitäten (Tadschikistan) ab. 

Die Gestaltung von Wassermanagement bzw. der Wasserverteilung 
in den Hntwicklungsliindcrn wird immer häufiger mit den Fragen 
der sozialen Gerechtigkeit und politischen Legitimität in Verbindung 
gebracht (vgl. Houdret 2008: 2). Deswegen ist die Frage der sozialen 
Umweltgerechtigkeit anhand der vorliegenden Untersuchung nicht zu 
überbrücken, da die sozio-ökonomische \ ernachlässii^uniz; bestimmter 
Regionen oder ethnischer Gruppen die Eskalationsgetahr der Konilikle 
erhöht. Im Rahmen dieser Arbeit wird der iiinerstaarliclic Kontlikt in 
Karakalpakstan anhand der ausgewählten Kriterien der Gerechtigkeits- 
problematik untersucht. 

3.3.2.1 Umweltgerechtigkeitsproblematik der innerstaatlichen Konflikte 



Ausgangslage 

Nach dem Gipfel in Johannesburg im Jahre 2002 1 ir sich die 
i^akung gegenüber dem Nachhaltigkeitsdiskurs verändert. Seitdem 
besteht ein politischer Konsens darüber, der den bisherigen prinzipi- 
ellen Vorrang der ökologischen r')imension ablehnt und eine gleich- 
berechtigte Behandlung alier drei „Säulen" der Nachhaitigkeit, der 
ökologischen, der ökonomischen und der sozialen, vorsieht (vgl, 
Beckenbach 2007: 7). Die Kernboisch ift des Drcl-Säulcn-Modclls 
nachhaltiger Entwicklung lautci; Uic Dimensionen Soziales, 
Ökologie und Wirtschah sind gleichrangig zu behandeln, mitein- 
ander zu vereinbaren, in ein Gleichgewicht zu bringen oder integ- 
rativ zu betrachten (vgl, Paech, Pfriem 2007: 101). Ausgehend von 
dieser Logik sind Maßnahmen zur Umweltentlastung nur dann 
nachhaltig, wenn sie zugleich einen sozialen und wirtschattlichen 
Nutzen generieren. 
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Nachhaltigkeit zeigt vide Elemente einer Gerechtigkeitstheorie: Das Ziel 
ist die gerechte Verteilung zwischen den Generationen, aus dem ethischen 
Postulat, dass allen Generationen unabhängig von ihrem Geburtszeit' 
punkt das Recht auf ein gutes Leben zusteht (vgl. Krysiak 2007: 129). 
Die Forderung nach intcr- und intragencrationcllcr Gerechtigkeit bildet 
einen Kern des Nachhaltigkcitskonzcptcs (vgk Michaelis 2000: 3). 

Wenn man über ökok^gischc Gerechtigkeit spricht, so herrscht sie in 
einer Gesellschaft aktuell und längerfristig nur dann, wenn alle ökologisch 
relevanten Güter und Lasten, Freiheiten und Pflichten aktuell und länger- 
fristig gerecht unter den Beteiligten verteilt sind (vgl. Leist 2007:1). Die 
ökoloojsche Gerechripkeir in einer Gesellschaft sety.r die lu'Hilkinc' der drei 
Dimensionen voraus. Erstens geht es um eine ökologische Chancengleich- 
heit: ein Zustand, in dem jeder dieselben Chancen hat, knappe Umwcdtres- 
sourccn zu erhalten. Die zweite Bediniiunw; für die Etablicrung ökoloi^ischer 
Gcrcchuiikeit ist die Priorität der ökoloirischcn Menschenrechte, die die 
moralisch bcgriindcren Rechte auf Mindesisiandar^ls hu eine gesunde liikI 
ungelährliche Umwelt (Lüh, Wasser, Strahlung, Lärm etc.) darstellen. Die 
dritte Dimension der ökologischen Gerechtigkeit besteht in ökolog^chcn 
Gestaltungsrechten, die vor allem das Recht der Menschen auf die Partizi- 
pation an EntScheidungsprozessen über den Erhalt und die Gestaltung der 
Umwelt akzentuiert (y^ Leist 2007). 

Für die Analyse von Mar^alisierun^konilikten in Zentralasien 
wird die Dimension des Sozialen im Sinne von sozialer Gerechtig- 
keit oder Umweltgereditigkeit behandelt. In Bezug auf den zentralasi- 
atischen Marginalisierun^konfÜkt werden solche Kriterien wie die 
Verteilung der Wasserressourcen, Verteilung des Wohlstandes in nerhaib 
der Gesellschaft sowie die gesundheitiiche Belastung der Bevölkerung 
ausgesucht. Das Ziel der Projizierung dieser Kriterien auf innerstaat- 
liche Konflikte besteht darin, die Eskalationsgefahr einschätzen sowie 
mögliche Präventionsansätze entwickeln zu können. 

3322 Der Konflikt zwischen der Zentralregterung und Peripherien: 
Fallbeispiel Karakalpakstan 

Ein ausgesprochenes Krisengebiet in sozialer und ()kologischcr I linsicht 
ist die Region um den Aralsee. „Stummer Ischernobyl" nennt man die 
Katastrophe des Aralsees (vgl. Giese et al. 1998: Das ökologische 

Gleichgewicht nicht nur des /Vralsees, sondern eler gesamieii Kegion 
wurde schwerwiegend geschädigt. Die drei Katastrophenzonen'^ wo die 

82 Autonome Republik Karakalpakstan in Usbekistan, die turkmenische Provinz Dasdihowuz und 
kasachisches Gebiet Ky^orda. 
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Umweltd^radation die L^ensqualität der Menscben Stade verschlechtert 
hat^ gehören zu der um den Aralsee herum Übenden Pri-Aral-R^on. 

£)ie innerstaatlichen Wasserkonflikte entstehen häufig dann, wenn 
Restriktionen in der \^eilung eine Verstärkung der sozioökonomischen 
Marginalisierung bestimmter Gruppen (oder Gebiete) hervorrufen (vgl. 
Houdcrt 2008: 10) Das Ausbleiben der Kompensationsmaßnahmen stärkt 
bei den Benachteiligten das Bewusstsein der sozi» I nomischcn Margi- 
nalisierung und kann Proteste sowie die Bildung der Inrercsscngruppcn 
hervorrufen. Ein sehr anschauliches Beispiel des Marginalisierungskonflik- 
tes auf der innerstaatlichen F.bene steHt die usbekische autonome Repub- 
lik Karakalpakstan dar. Im Fall von Karakalpaksran ist die Bevölkerung 
dadurch marginalisiert, dass sie die ökologischen Kosten der Ausbeutung 
von Umweltressourcen trägt, ohne einen wirtschaftlichen Profit von dem 
Export der Baumwolle zu erzielen. Die Bewohner der autonomen Repub- 
lik sind sehr stark von den Folgen der Auslrocknung des Aralsees sowie der 
schädlichen Baumvvollanbaumethoden betroücn. Schlechte drinkwasscr- 
qualität, pestizidbelastcte Nahrung und windverlrach teter Salzstaub sind 
einige Folgen der ökolo^schen Katastrophe, die zu ihrem Alltag gehören. 

Die ne^tiven Folgen der Umweltdegradation spiegeln sidi in ökono- 
mischen, sozialen und ökologischen Bereichen wider. Wegen des 
Wassermangels wurde das Pflanzen von traditioneller Reiskultur, die 
viel Wasser braucht, um etwa 95 Prozent reduziert — von 86000 Hektar 
im Jahr 1999 bis 4800 Hektar im Jahr 2001. Die Getreideproduktion 
wurde auch um (ast 80 Prozent gekürzt {v^, ICG Asia Riq>ort 2002: 
27). Etwa 48 Prozent der Böden in der Pri-Aral-Region sind versalzen. 
Innerhalb der letzten zehn jähre kann man eine Steigerung des Anteils 
um 56 Prozent beobachten. Die Fischereiindustrie war die wichtigste 
Beschäftigungsbranche in der Pri-Aral-Region, derer jährlicher Umhing 
40000-SOOOO Tonnen betrug. Seit dem lahr 1950 gingen etwa 60000 
Arbeitsplätze w^en der Austrocknung des Aralsees verloren (vgl. Klötzii 
1994: 22 f ). 

Momentan leben aul dem Territorium von Karakalpakstan eiwa 1.5 
Mio. Menschen. Die Umweltdegradaüon bedingt aber einen Migra- 
tiondruck bei der Bevölkeriuig. Offiziell sind seit dem Jahr 1991 aus 
Karakalpakstan allein nach Kasachstan etwa 63-000 Menschen ausge- 
wandert. Die inoffizielle Zahl beläuft sich auf 100.000 oder sogar auf 
250.000 Karakalpaken (fast '4 der Clesamtbevölkerung) (vgl. Borisova 
2002). Eine massenhake Migration tindet iiauptsächlich unter den 

83 Kdrakdlpaken fühlen sich kulturell mehr mit Kasachbtdn verbunden, die bptächen und Traditionen 
der beiden Völker sind sehr ältniich. Zwisciten 1924 und 1930 gehörte Karakalpal(stan zur Kasa- 
chischen SSa Seit dem Jahr 1936 ist die RepuUilcTdl von Usbekistan (früher Usbekische SSIQ. 
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jungen Menschen statt, die den ethnischen Minderheiten angehören 
(Russen, Koreaner, Kasachen). Allein in der karakalpakischen Stadt 
Muynak haben im Jahr 1960 45000 Mensdien gewohnt, von denen 
drca 27000 aufgrund der Umweltzerstörung und der damit verbunde- 
nen Folgen ausgewandert sind (vgl. Klötzli 1994: 26). 

Was das erste Kriterium der sozialen Gerechtigkeit angeht, /^as Krite- 
rium der gerechten Wasserverteilung, so ist die Situation in Usbekistan 
sehr ungleich. Die usbekischen Gebiete am Unterlauf (Karakalpaks- 
tan und Chorezm) werfen den Gebieten am Oberlauf (Surhandarja 
und Bukhara Gebiet) vor, an dem Wasscrdcfizit schuldig zu sein. Dies 
wird ,uich von der oltizicllcn Statistik bestätigt, entsprechend der die 
Obcranlicgcrgcbietc regulär 50-60 Prozent seiner Wasserquoten bekom- 
men haben. Das Chorezm Gebiet hat z. B. nur 6-8 Prozent der eigenen 
Quoten erhalten, die autonome Republik Karakalpaksran nicht mehr 
als 7 Prozent. Neun von fünfzehn Bezirken von Karakalpaksran haben 
in letzten Jahren gar kein Wasser bekommen (vgl. ICCj Asia Report 
2002: 27). In Karakalpakstan haben 35 Prozent der Bevölkerung 
etwa 8-1 1 Liter Wasser am Tag zur Verfügung, wobei der weltweite 
Minimtmistandart 50 Liter beträgt (vgl. Atanijasova 03/2008: 8). 

Das Kriterium der gesundheidichen Belastung. Die usbekischen 
Behördai registrieren seit Mitte der 1970er Jahre überproportional 
viele Fälle von Tuberkulose, Hepatitis, Typhus und Cholera. Vereinzelt 
sind bereit Erkrankungen an Beulenpest aufgetreten. 





Karakalpakstan 


Landesweit 


AnSmie 

(von IOOjOOO Menschen) 


15Xm4.1 (der höchste 
Anteil landeswdQ 


7|803.70 


»uglingsstefbnchkeit 
(\Fon 1000 Neugebofenen) 




14^ 


Tuberfculöserkrankungm 
(von IOOjOOO Menschen) 


1374 (der höchste Anteil 
landesweit) 


76 


Nahrungsinfektionen 
(von 100.000 Menschen) 


503 


30,1 


Der Zugang zu Kanalisation 
(anderen Abfluss- und Sani- 
tä ranlagen) 


1 6/* Prozent der Gesa mt- 
bevölkening in Karaiuil- 
pakstan 

(der niedrigste AnteÜ 
landesweit) 


60,00 Prozent der Gesanttbevölkening 
landesweit 



Tabelle 8: Der gesundheitliche Zustand der Bevölkerung von Karakalpakstan 
(2005) 

Quelle: Sarkar (2008: 10) 



Oüpy tiyhioo inatotial 



Julia Bar. Wasserfconflikte in Zentralasien 



85 



Niedrige Wasserquaiität ist der Hauptg^rund fiir den miserablen 
Gesundheitszustand der einheimischen Bevölkerung. I^e schl<xhte 
Trinkwasserqualität ist durch Windverfrachtung ^ftiger Salze bedingt 
und der Grund fiir das Auftreten vieler Krankheiten in der Region. 
Das Trinkwasser wird größtenteils den salzhaltigen, mit Pestiziden, 
Düngern und Pathogen en verschmutzten Flüssen und Bewässerungs- 
kanälen entnommen. Die neuen Untersuchungen des gesundheitli- 
chen Zustandes der karakalpakischen Bevölkerung haben den Verdacht 
bestätigt, dass die gesundheitlichen Probleme zum großen Teil durch 
den Einfluss der Baumwollchemikalien bedingt sind. Die DNA-Analv- 
sen der einheimischen Bewohner haben irenetische Anomalien gezeiirt, 
die zur rasanten Zunahme von Krebskranken führen (vgl. Blua 
2004). Seit den 198()cr Jahren kann man in Karakalpaksran eine 
3000Pro7enr-Stciiicrung der Halle von bronchialen und Nierenerkran- 
kungen beobachten (vgl. Sarkar 03/2008: 1 1). Ks kann in dem /.usani- 
mci^hang über eine „Epidemie" der onkologischen Krankheiten sowie 
der AnämiePällc unter den Frauen gesprochen werden (vgl. Shadimctov 
03/2008:2). Zwischen 50 und 80 Prozent der Kinder in Karapalkastan 
leiden ebenfalls unter Anämie. 

Das dritte Kriterium der soaalen Gerechtigkeit stellt Me gerechte 
Verteilung von Wohlstand dar. Karakalpakstan ist ökonomisch stark 
zurüd^blieben» der Lebensstandard li^ hier unter dem Durch- 
schnitt in den Republiken, \7ahrend das BIP pro Kopf landesweit in 
Usbekistan von 2422 US-Dollar im Jahr 2000 auf 2835 US-Dollar im 
Jahr 2004 angestiegen ist, konnte man in Karakalpakstan eine Rezes- 
sion beobachten. Im Jahr 2000 betrug das BIP pro Kopf in der autono- 
men Republik 1325 US-Dollar, im Jahr 2004 waren es 1270 US-Dollar 
pro Jahr (vgl. Sarkar 03/2008: 9). Wegen der Aralsee-Krise sind solche 
Wirtschaftszweige wie Fischerei, Tierfang und Seeverkehr verschwun- 
den, viele Industrieunternehmen wurden geschlossen. Die ungleiche 
Verteilung des Wohlstandes begründet sich auch in der Exploration 
des ba'dgases auf dem Territorium von Karakalpakstan, von der die 
Bevölkerung ebenso wie vom Eransit des Erdgases über das Territorium 
der autonomen Republik wenig profitiert. 

Im Fall von Karakalpakstan wird von Seiten der usbekischen Regie- 
rung die Tatsache in Kaul genommen, dass die Existenzgrundlagen der 
Menschen in dieser Region durch stark verschmutztes und versalztes 
Wasser gelährdct sind; und es wird somit zugunsten der Bcwässcrungs- 
wirtschaft entschieden. 
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33:23 Eskalationsgefahr der Innerstaatlichen Ifonfllkte In Zentralasien 

Insbesondere die innerstaatliche Ebene der weltweiten Wasserkon- 
flikte isr durch große Eskalationsgefahr gekennzeichnet, da gerade 
in den landwirtschaftlich geprägten Ländern der Einfluss in Politik 

und Cicsellschaft häufig mit dem Zugang 7u Wasser verbunden ist 
(vgl. Houdert 2008: 2). Zentralasien ist dabei keine Ausnahme. Die 
innerstaatlichen Konflikte in der Region bersen eine größere Eskala* 
tionsgefahr als die zwischenstaatlichen Wasserkonflikte, denn wenn 
die Umvveltdegradation in Kombination mit anderen Aspekten wie 
Rt\ rilkcrungszunahme, Armut, imgerechi verteilte materielle und 
immaterielle Ressotirccn, Migration, politischer Instabiliiär oder cthno- 
polirisclicii Spannimgen aultritt, vermag diese einen wichtigen Beitrag 
an politischen Spannungen oder gar deren Eskalation zu gewalttätigen 
Konflikten zu leisten (vgl. I.udi 2003: 6). 

Anhand der angewendeten Kriterien der sozialen Umwcltgc- 
rechtigkcit am Fallbeispiel Karakalpakstans kann man konstatieren, 
dass keines der untersuchten Kriterien erfüllt ist. In Karakalpakstan 
findet keine gerechte Wasserverteilung statt, die Bevölkerung leidet 
unter enormem ökolo^schem I>ruck, der sich in einem miserablen 
gesundheitlichen Zustand äußert, es findet keine gerechte Verteilung 
des Wohlstandes statt. Das NichterfuUen dieser Kriterien spricht für 
ein großes Konflikt- bzw. Eskalationspotential in dem Gebiet. Das 
Konfliktpotential zwisdien dem politischen Zentrum und der autono- 
men Republik ist in dem Sinne vorhanden, dass die stete ökonomische 
Vernachlässigung und Marginalisicrung von Karakal^ a'.vscan sowie die 
allgemein herrschende Frustration der Bevölkerung dort theoretisch zu 
einer Eskalation füliren icönnten. In der Praxis muss man aber darauf 
hinweisen, dass die autonome Republik über ein stabiles politischen 
System und ein schwach ausgeprägtes Umweltbewusstsein verfügt, 
wo die Menschen eher mir einer fatalistischen apathischen Haltung 
den sich verschlechternden 1 .ehenshedinouneLcn ctcoen überstehen. 
Die Karakalpaken haben bis jetzt im Vergleich zu den Bewohnern des 
Fergana-Tals keinen öffentlichen Protest gegeni.iber der Zentralregie- 
rune, in Taschkent e,cäußert. Den einziiien Auswesr aus dem schlech- 
ten Zustand sehen die meisten nur im Auswandern. Damit lässt sich 
behaupten, dass trotz der Komplexität der vorhandenen ökonomischen 
und ökologischen Probleme in der Region das Potential für soziale 
Unruhen oder separatistische Bewegungen nicht kritisch ist. 
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333 Zwischenstaatliche Wassernutzungs- und Vertellu ngskonflikte 

Das Wasser ist keine raumgebundene ökologisdie Ressource. Diese 
Tatsache verleiht dem Konl^Ik;| Dtenrial des Wassers eine zwischen- 
staatliche Dimension, Durch die Ober-Untcranli^cr-Prol^lemlcon- 
stcilation könnc^t^ elativ schnell Konflikte entstehen. I^ie Lösung 
derartiger Probleme beim Wassermanagement an großen Flüssen erfor- 
dert einen großen Kooperationsaufwand (vgl. Scherer 1997: 341). 
Eben die mangelhahe Kooperation der zentralasiatischen Staaten und 
die Absicht, nur den eigenen nationalen Interessen zu folgen, haben bis 
jetzt die Verringerung des Konlliktpoientials erschwert. Trotz unter- 
schiedlicher Interessen ist ihnen dabei meist ein Bestreben gemeinsam: 
den Nutzen aus dem Wasser zu nationalisieren, die Lasten aber zu 
internationalisieren (vgl. Giese/Seiiring/ Lrouchine 2004: 1). 



Konflliabeispiel 


Konfliktebene 


Geografische 
Lage desObjeIctes 


Konfliktparteien 


Hintergrund des 
Konflikts 


ToktogulStausM 


zwischenstaatlich 
(up-downstredm) 


Syrdarjaliecicen: 
Kirgisien 


Kirgisien vs. 
Usbekistan 
Kirgisien vs. 
Kasachstan 


Das Nutziings- 
regitrie von 
Toktogul: 
Hydroenergievs. 
Baumwolleanbau 


Der Stausee 
vGoMencs Zetohcr" 


zwischenstaatlich 


Amudaijabecken: 
Turi(menistan 


Turkmenistan vs. 
Usbekistan 


Der Streit über 

die größere 
Entnainmedes 
Wassers 
(QuotenstreiO 



Tabelle 9: Die Typologisieirung der zwischenstaatlichen Konflikte** 
Quelle: eigene Darstellung 



3.33.1 Ober-UnteranÜeger-KonfÜkte Im Syiciarja-Becken: 
Fallbeisp'tel Toktogul Stausee 

Seit der Unabhäncii^keit der zcntralasiatischen Staaten ist es oft zu 
tirenzüberschreitenden Wassern utzimiiskonflikten im Svrdaria-Becken 
zwischen L'sbekislan und Kirgisien gekommen. Die LJrsache der 
stärksten Auscinandcrscizimgen zwischen den beiden Republiken 
ist das Nutzungsregime des Stausees Toktogul. Ai\ dieser Stelle muss 

84 Nach Meinung der Verfasserin bergen diese Fallbeispiele eine große Eskalationsgefahr. Das Fer- 
gana-Tal wurde bewusst nicht als Gegenstand der vorliegenden Untersuchung gewählt, da eine 
Darstellung der dortigen vielschichtigen Konflikte den Um^g der Arbeit sprengen würde. 
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man ebenfalls darauf hinweisen, dass die kir^isch-usbekisdien Bezie- 
hungen auch ohne Verteilun^problematik des Wassers nicht einfach 
sind. Der Grund der Feindseligkeit auf der usbekischen Seite besteht in 
der Anschuldigung der kirgisischen R^erung, den Bombenlegern von 
Taschkent im Jahr 1999, die das Attentat auf den Präsidenten Karimow 
ausgeübt haben, Zuflucht*^^ geboten zu liaben. Diese Tatsache veranlasste 
Taschkent zu einer Völkerrecht swidrigcn Aktion, als usbekische Sicher- 
heitsbeamten die kirgisische Grenze ohne entsprechende Erlaubnis 
überquert und die ethnischen Usbeken mit der kirgisischen Staatsange- 
hörigkeit verhaftet haben. Seitdem bleibt das Verhältnis 7\vischen den 
beic^en Ländern angespannt. Der Ciashahn wird immer wieder von den 
Usbeken zugedreht, entk^ng der usbekisch-kirgisischen Grenze wurden 
Minen und Stacheldraht gelegt. Außerdem kam es zur Unterbrechung 
der Wasserversorgung des kirgisischen Teils des Fcrgana-Tais, nachdem 
Taschkent diese blockiert hat (vgl. Schlagctcr 2003: l42). 

Aber eben das Nutzungsregime von Toktogul stellt einen steten 
Streitpunkt zwischen den beiden Staaten dar. Der Toktogul-Siausee 
bildet den größten Stausee bei der Naryn-Syrdarja"^ Stauseekaskade. 
Seine Wasserkraftwerke veifugen über eine Gesamtkapazität von 1200 
MW. Durch den Bau des Toktogul-Staussees wurden 24 Ortschaften 
mit einer landwirtschaftlichen Nutzfläche von 21.000 Hektar überflu' 
tct (vgl. Gicsc/Schring 2007: 487). 

Die jährlichen Kosten fiir die Nutzung von Toktogul betragen 1 5-27 
Mio. US Dollar, wobei die Unteranli^rstaaten'^ die das Wasser aus 
dem Stausee bekommen, an der Finanzierung nicht beteiligt sind. Da 
diese Ausgaben für das kirgisische Budget zu hoch sind, hat die R^ie- 
rung des Landes Anfang der 1990er Jahre versucht, Kasachstan und 
Usbekistan zu überreden, einen Teil der Kosten für die Nutzung von 
Toktogul zu übernehmen (vgl. ICG Asia Report 2002:19). Kasachs- 
tan hat teilweise den Forderungen der kirgisischen Seite zugestimmt. 
Usbekistan, das Land, dessen Bewässerung vom Toktogul abhängt, hat 
sich geweigert, für die Nutzung des Tokroguls zu zahlen. Damit hat die 
Republik auch die Chance vcrpasst, die Kontrolle über die Wasserver- 
sorgung des eigenen Territoriums herzustellen. 

85 Mach den Ereignissen von Andischan sind die Flüchtlinge aus Usbekistan erst einmal nach Kirgi- 
sien geflohen. Oie Kirgisen haben aus Angst vor dem großen Nachbarn angefangen, die Menschen 
auszuliefern, bevor die Internationale Gemeinschaft sich eingemischt hat und den Flüchtlingen 
einen Aufenthaltsort hauptsächlich in Runnf; ir-i-i rjr V-Tfügung ge-itelit hat. 

86 Insgesamt sind es fünf Stauseen an der Naryn 5yrtl<irjri StdLiseei^askdde: Toi<togul (Kirgisien), 
Tscharvak und Andizhan (Usbekistan), Kayrakltum (ldds<:hikistdii) und Tschardara (Kasachstan). 

87 Es geht hauptsächlich umUsbelclstan,dasdiegiößten WassermengenausdemStauseeentnimmt 
Kasachstan hat der Beteiligung an den Kosten für die Nutzung von Toktogul zugestimmt 
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Am 29. Juni 2001 hat das kirgisische Parlament (Zhogorku Kenesh) 
das Gesetz „Ober die zwischenstaadiche Nutzung der Wasserobjekte, 
der Wasserressourcen und wasserbetriebiichcr Objekte"" verabschiedet 

(vgl. ICG Asia Report 2002: 20). Damit hat die kirgisische Regjlenmg 
die Absicht geäußert» Geld für das Wasser von Unteranliegerstaaten zu 

fordern. 

Die Reaktion der usbekischen Seite war die Stationierung von militä- 
rischen Kräften an der usbekisch-kirgisischen Grenze in der Nähe von 

Toktogul und die Durchführung einiger militärischer Übungen."' In 

kirgisischen Medien entsranden diesbezüglich Äußerungen über die 
Sprengung des Staudammes, die die Vernichtung der usbekischen 
Fergana- und Zeravschaii iäler zur Folge haben würde (vgl. Grozin 
2001). 

Zu Zeiten der Sowjetunion arbeitete der kirgisische Toktogui- 
Stausee so, dass im Winter 31 Prozent und im Sommer 69 Prozent 
der Wassermenge (für die Bewässerung) abgegeben wurden. Seit 
1993 versucht Kirgisien die Abtlussmenge im Winter zu erhöhen; 
die Abflussmenge im Sommer wird damit verringert (vgl. Trouchinc/ 
Giese 2006: 10). Die Änderung des Nutzungsregimes entspricht den 
Bedürfnissen der Energ^enutzung in Kirgisien. So soll das Wasser im 
Sommer in den Stauseen akkumuliert werden, um im Winter beim 
maximalen Energieverbrauch abgelassen zu werden. Das widerspricht 
aber vollkommen den Interessen der usbekischen Landwirtschaft, weil 
Usbekistan das Wasser ftir die Bewässerung der eigenen Baumwoll- 
plantagen im Sommer benötigt. 

Davor wurde das Nutzungsregime durch die Austauschmechanis- 
men geregelt. Da die 1 .nergielieferungcn hauptsächlich aus Usbekis- 
tan ausbleiben, löst das auf Winter umgestellte Nutzungsregimc des 
Toktoguls teilweise das Energieversorgungsproblem in Kirgisien. Das 
Problem an dem winterlichen Nutzungsregimc besteht nicht nur 
darin, dass die Staaten am Unterlauf im Sommer wenig Wasser für 
deren Bewässerung bekommen werden, sondern auch darin, dass der 
Abfluss großer Wassermengen im Winter zu der Übcrilutung haupt- 
sächlich der kasachischen Territorien führt. 

Im Jahr 2003/2004 kam es /u einem neuen Kriseniail und damit 
zu einer l^skaKuion des Konfliktes zwischen Kasachstan und Usl^eki- 
stan auf der einen und Kirgisien auf der anderen Seite. Da der 
Sommer 2003 relativ niedersclilagsreich war und damit niclit so viel 

88 „Zakün o fnezhgosuddrstvefiootn izpolzovdnii vodnih objaktov, vodnih resursov i vodoliozjay- 
stvennih sooruzhenij'. 

89 DafQr wurden auch Ranzertechnik und Hubschrauber benutzt 
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Bewässerungswasser gebraucht wurde, hatte Kirgisien im Winter 
erneut keine Energielieferungen aus Kasachstan und Usbekistan erhal- 
ten und musstc deswegen für die Energieproduktion mehr Wasser aus 
dem Tokrogul ablassen, wodurch der kasachische Tschardara-Srausec 
über das Maximum angefüHt wurde. Um das Überlaufen des Tschar- 
dara- Stausees oder den Bruch des Dammes ZU verhindern, musste die 
doppelte Menge an Wasser abgelassen werden. Das führte zu starken 
Überflutungen des usbekischen und kasachischen Territoriums. Etwa 
2000 Menschen wurden evakuiert.'^*' Dieses Ereignis hat gegenseitige 
Schuklzuwcisungcn aLisy;clöst und zu weiterem Misstraucn zwischen 
den Staaten beigetragen (vgl. Giese/Schring/Trouchine 2004: 9). 

Die durch Überilutungen entstehenden Kosten werden jäiirÜch auf 
etwa 770 Mio. US-Dollar geschätzt (vgl. Giese/Sehring 2007: -189). 
Im Februar-März 2008 kam es wieder zu Überflutungen des südlichen 
Kasachstans. Diesmal mussten etwa 13.000 IJnwohner ihre Häuser 
verlassen, etwa 2000 Gebäude wurden beschädigt und zerstört. Die 
immer wieder vorkommenden Überflutungen haben Kasachstan dazu 
veranlasst, im Syrdarja-Becken einen Koksaray-Stausee zu bauen, um 
damit die südlichen Territorien des Landes vor dem Hochwasser zu 
schützen. Obwohl das Projekt umstritten ist, da ähnliche Erfahrung 
in Usbekistan nicht besonders erfolgreich waren'^ hält die kasachische 
Regierung an der Entscheidung fest. Die Gesamtkosten des Projektes 
betragen etwa 500 Mio. US-Dollar (vgl, Arbcnin 26.03.2008). Damit 
kann man konstatieren, dass Kasachstan die Hofihung auf einen 
Kompromiss mit der kirgisischen Seite aufgegeben und deswegen eine 
kostenaufwändige Notlösung ergriffen hat, 

Kirgisien ist ein kleines Land mit beschränktem Machteinfluss in 
der Region. Seiner Regierung ist bcwusst, dass die Republik nicht in 
der Lage ist, Kasachstan und Usbekistan fiir das Wasser zum Zahlen 
zu zwingen. Man weiß auch, dass Kirgisien den Abfluss von Syrdarja 
nicht lange auflialten kann. Deswegen kann man vermuten, dass die 
Drohungen der kirgisischen Seite an sich das Ziel haben, die Unteran- 
liegerstaaten dazu aufzufordern, sich die Kosten für die Nutzung vom 
Toktogul zu teilen (vgl. ICG Asia Report 2002: 21). 



90 AufM^i dem kam es fast ZU dem Überlaufen des an der usbekisch-kasachischen Grenze gelegenen 

Tschdrddra-Stausees. 

91 Ein erheblicherTeil der winterlichen Abflussmenge muss in die usbfkische Arndbdi Senke abgelas- 
sen werden und geht damit nicht nur fDr den Aralsee, sondern wegen der hohen Mineralisiemitg 
des Wassers auch für die Bewässerung verbren. 
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3.3.3 J Die Konfllktkonstellatlonen im Amudarjabecken: 
FallbeispieUGoldenes Zeitalter* 

Das Verhältnis zwischen Usbekistan und Turkmenistan ist sicherlich 
das angcspaniuesre in Zenrralasien. Beobachter gehen von einem regel- 
rechten geheimen Kleinkrieg zwischen den beiden Staaten aus (vgl. 
Gicse, Sehring, Trouchine 2004). Ein Hauptgrund der Spannungen 
ist der Karakumkanal, in dem eine der wesentlichen Ursachen Für 
die Austrocknung des Aralsees gesehen wird. Aus dem Karakum- 
Kanal kommen etwa 90 Prozent des turkmenischen Bewässerungs- 
bedaris, der Karakum-Kanal selbst entnimmt last '4 des Wassers aus 
Amudarja. Der Streitpunkt besteht darin, dass Turkmenistan <ius dem 
Kanal mehr Wasser, als ihm es die Quoten vorschreiben, entnimmt, so 
dass für das usbekische Karakalpaksran und das Chorezm-Clebiet hist 
kein Wasser übrig bleibt. Der andere Streitpunkt ist das ambirionierte 
Projekt des verstorbenen turkmenischen Präsidenten über Jen Bau des 
Stausees „Goldenes Zeitalter " [Üzero zolotogo veka]. Der Stausee liegt 
in der Karakum-Wüste, soll 2010 fertig gebaut werden und zehnmal 
größer als der Bodensee sein (vgl. Warkotsch 2006: 121). Der zukünf- 
tige See hat ein Fassungsvermö^n von 132 km^ und eine Fläche von 
3.460 km^. In dem turkmenischen See werden insgesamt etwa 132 
Mrd. Kubikmeter des Kollektor- und Drainagewassers akkumuliert. 
Die Gesamtlänge der zwei künsdichen Flüsse des nördlichen und 
südlichen Kollektors wird 1132 km betragen. Das Projekt sieht vor, 
dass diese beiden Flüsse die Karakum-Wüste vom Westen und vom 
Süden umgeben und 450 Kubikmeter Wasser pro Sekunde oder 10 
Kubikkilometer Wasser im Jahr ins „turkmenisches Meer" mitbringen. 
Dieser Umfang des Wassers ist doppelt so groß, als der Umfang, der 
momentan in den Aralsee fließt (vgl. Markov 26.03.2004) 

Turkmenistan bestreitet die Tatsache, dass der See noch mehr 
Wasser aus Amudarja über den Karakum-Kanal entnehmen wird. Die 
Irrigationstachleute gehen aber davon aus, dass der See ohne zusätzli- 
che Entnahme des Wassers aus Amudarja nicht überlebensfähig ist und 
sich eines Tages wegen Verdunstung in einen neuen versalzten Aralsee 
verwandeln wird. Die Spanmmgen zwischen Usbekistan und Turkme- 
nistan sind jedoch nicht niu" in der Wasserfragc begründet, es ist auch 
noch ein eihnischer Aspekt des Ganzen zu beachten. Etwa 120.000 
Turkmenen leben in Usbekistan, meist in den Bewässcrungsgebic- 
tcn des unteren Amudarja. In Turkmenistan leben 300.000 Usbeken, 
konzentriert in der Provinz Daschhowuz, denen eine Umsiedlung 
w^en des Baus des Stausees droht (vgl. Giese, Sehring, Trouchine 
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2004: 19). Im Jahr 2003 verabschiedete der verstorbene turkmeni- 
sche Präsident dafür ein Dekret über die Umsiedlung von Bewohnern 
größtenteils usbekisch besiedelter Gebiete in die Karakum-'Wuste, um 
dort die Landwirtschaft zu entwickeln. 

Der Bau des Stausees soll hei der Umsetzung der ambitionierten 
Pläne der turkmenischen Regierung bezüglich der Bumiwollpro- 
duktion helfen. Turkmenistan plant, seine Baumwoiiproduktion bis 
zum Jahr 2010 zu verdreifachen. Dafür müssen dementsprechend die 
Bewässerunzsflächen massiv auseeweitet werden. Solche Absichten 
werden in Usbekistan sehr negativ wahrgenommen. 

Obwohl im lahrc 1996 am /Vmudarja ein bilaterales Wasservertei- 
hingsabkommcn /wischen Usbekistan und Turkmenistan abgeschlossen 
wurde, das die nutzbaren Wasscrantcile am mittleren Amudarja bei der 
Mcssstatio[i Kerki festlegt und damit eine S()/S()-bösung festschreibt, 
konnte es die vorhandenen Spannungen zwischen den beiden Ländern 
nicht auflösen (vgl. Trouchine/Giese 2006: 18). In Usbekistan leben 
etwa 14 Mio. Menschen, die das Wasser aus Amudarja für die eigene 
Existenz sowie fiir die Bewässerung der Landwirtschaft benötigen. Auf 
der turkmenischen Seite sind es nur 4. Mio. Deswegen fordert Usbeki« 
stan einen höheren Anteil vom Wasser. Ein weiteres Problem besteht 
darin» dass die turkmenische Seite von Usbekistan beschuldigt wird, 
mehr Wasser zu entnehmen, als vereinbart ist. Die im Jahr 2002 neu 
aufgenommenen Verhandlungen wurden ohne Ergebnis abgebrochen. 

Man kann damit im Falle von Usbekistan und Turkmenistan 
konstatieren, dass bei den zw ischenstaatlichen KonfliktkonstcUationcn 
die strategischen und sicherheitspolitischen Fragen im Vordergrund 
stehen, während die landwirtschaftlichen und entwicklun^poiitischen 
Probleme in den Hintergrund gerückt werden. 

3333 Machtasymmetrie der zentralasiatischen Akteure 

Um die l'.skalationsgefahr der zwischenstaatlichen Wasserkonflikte 
einschätzen zu können, müssen dafür die regionalen machtpolitischen 
K-onstellationen sowie die Politik der regionalen Akteure selbst unter- 
sucht werden. Die Staaten der zentralasiatischen Re^rion kann man 
pauschal in zwei Gruppen aufteilen: in ökonomisch reiche, politisch 
starke und in ökonomisch arme, politisch schwache Staaten. Zu der 
ersten Gruppe gehören die Staaten am Unterlauf Kasachstan, Usbeki- 
stan und Turkmenistan, zu der zweiten die Obcranliegcr Kirgisien und 
Tadschikistan. Die Machtasymmetrie zwischen den zentralasiatischen 
Akteuren ist ofFensichtlich. Wahrend Expordänder wie Kasachstan, 
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Turkmenistan und Usbekistan in Petrodollars schwimmen, müssen 
ihre rolistofiarmen Nachbarn wie Kii^ien und Tadschikistan ums 
Überleben kämpfen (vgl. Rahr 2008: 105). Besonders K asachstan mit 
seiner großen Fläche und riesigen Vorkommen an Erdöl und Usbeki- 
stan mit der regional größten Bevölkerungszahl und gco strategischer 
Lage im Herzen 2^ntralasiens stellten das policische Machtzentrum 
der R^on dar. 

3.3.3 J.1 Die UnteranÜeger Kasachstan, Usbekistan, Turkmenistan 

Die ökonomisch starken Anraincrütaatcn bewirken ein geostrategischcs 
Interesse der mächtigen Akteure der Internationalen Gemeinschait, 
die um die Dominan/ in der Region konkurrieren. Sie versuchen die 
zentralasiatischcn Staaten in internationale F-nergieprojekte einzu- 
binden. Ungeachtet des Mangels an Demokratie und Rechtssraatlich- 
keit spielen Usbekistan, Kasachstan und I lu kmenistan eine immer 
größere Rolle in der internationalen Energiepolitik und stellen einen 
Zankapfel im Wettkampf um Einfluss in Eurasien dar. 



Liind 


Erdöl (Milliarden Barrel) 


Erdgas (Billionen tn') 




Gesichert 


Ungesichert 


Gesichert 


Ungesichert 


Kasachstan 


39,6 


65 


3.00 


3 


Turkmenistan 


0^ 


3 


2.90 


4 


Usbekistan 




2 


1.86 


2 


Gesamt 


40.7 


70 


7,76 


9 



Tabelle 10: Erdöl- und Erdgasreserven In Zentralasien 

Quelle: British Petrol (2005: 4ff.), zitiert nach Warl<otsch (2006: 61) 



Der neuntgrößte Staat der Erde, Kasachstan, ist momentan der 
ökonomisch erfolgreichste Staat in Zentralasien. Seine Wirtschaft 
hat das gröfste l'nrwicklungstempo im postsowjetischen Raum. Im 
Jahr 2007 betrug das BIP Kasachstans etwa 103 Mrd. US-Dollar, mit 
einer Zuwachsrate von 8,7 Prozent. Die Energievorkommen spielen 
in der kasachischen Wirtschalt eine Art „Airbag", der bei den schwie- 
rigen Transformationsprozessen und nachhaltiger BIP-Steigerung eine 
positive Rolle eingenommen hat (vgl. Kuznezova 2006: 10). Bis 2010 
will Kasachstan drei Millionen Barrel pro Tag produzieren und damit 
die Olcxporrgi ganten Nigeria, Kuwait, Norwegen, Mexiko und Iran 
überholen (vgl. Rahr 2008: 135). Kasachstan besitzt 15 Prozent der 
Weltvorkommen an Uranerz und befindet sich nach Australien weltweit 
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auf dem zweiten Platz.'^ Das Land verfolgt sehr ambitionierte Pläne in 
Bezug auf die Uranförderung. Die kasachische staatliche Atomgesell- 
schaft Kazatomprom solle das fuhrende Uran fördernde Unternehmen 
der Welt werden, das 15.000 Tonnen Uranerz jährlich abbaut (vgl. 

Sulranow 2007: 89). 

Kasachstan leidet im Vergleich zu Usbekistan nicht unter einem 
Überschuss der erwerbstätigen Bevölkerung, der durch die großen 
Bevölkerungszuwachsraten bedingt ist. Sein RohstoHrcichtum gestat- 
tet Kasachstan eine relativ unabhängige Außenpolitik durchzuführen 
und die regionale Führung für sich zu beanspruchen. Das Land ist 
Mitglied in vielen internationalen Organisationen und beircibi eine 
aktive multivcktoralc Außenpolitik, deren Ziel es ist, mit möglichst 
vielen Partnern zusammenzuarbeiten. Kasachstan ist auch ein aktives 
Mitglied der GUS und hat in den 199()cr Jahren mehrfach Initiativen 
zur engeren Zusammenarbeit in Zentralasien angeregt. Diese blieben 
aber vor allem wegen des Konkurrenzverhältnisses zwischen Kasach- 
stan und Usbekistan ohne Wirkung (vgl. Gumppenbcrg/Steinbach 
2004: 140). 

Usbekistan verfugt über eine sehr wichtige geostrat^ische Lage, 
bildet das geographische Zentrum Zentraksiens und grenzt an alle 
zentralasiatischen Republiken sowie im Süden an Afghanistan. Usbeki- 
stan hat mit ca. 27 Mio. Einwohnern die größte Bevölkerungszahl 
in Zentralasien, die sich durch eine relative ethnische Homogeni- 
tät auszeichnet (80 Prozent der Einwohner sind ethnische Usbeken, 
5,5 Prozent Russen, 5 Prozent Tadschiken) und ist am dichtesten besie- 
delt (62,5 Einw./km2) (vgl. CIA 2008) 

Während der Sowjetzeiten hat die Usbekische SSR den größten Teil 
der Territorien der ehemaligen Khanate mit ihren historischen Zentren 
bekommen. Tn seinen heutigen administrativen Grenzen bclinden sich 
deswegen die bedeutendsten alten Stätten der zentralasiarischen Kultur. 
Samarkand, Buchara. Chiwa waren Jahrhunderte lang die politischen 
und kulturellen Zentren des Orients. Taschkent oalt während der 
UdSSR als Führuns.szentrum der zentralasiatischen Region, Usbekis- 
tan selbst wurde als „großer Bruder Zentralasiens" bezeichnet. Auch 
heute beansprucht das Land für sich eine Führungsrolle in der Region, 
was häufig zu einer Machldemonslraiion gegenüber den schwächeren 
Naclibarn (aulser Kasachstan) lühri. Usbekistan hat die stärkste Armee 
in der Region, die momentan 650.000 Mann zählt (vgl. Johnson 

92 Bis jetzt sind auf dem Bereich der Uranerzförderung, Urananreichung und des Baus der Atomre- 
aktoren hauptsächlich Russland und Japan aktiv. 40 Prozent des Kernbrennstoffs fDr japanische 
Atomreaktoren werden in Zukunft aus Kasachstan kommen, das sind 4.000 Tonnen Jihrlkh. 
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2007: 44). Außerdem befand sich zu den Sowjetzeiten der größte Teil 
der Militärbasen entlang den südlichen Grenzen und in der Nähe 
der östlichen Grenzen zu China. Dies führte dazu, dass nach dem 
Zusammenbruch der UdSSR viele Militärbasen auf dem Territorium 
des unahhiingigen Usbekistan gehlieben sind. Usbekistan baut seine 
MÜicärstärke weiter auf und errichtet neue Militärbasen im Westen, 
im Fergana-Tal und in anderen Teilen des Staates. Dankseiner militä- 
rischen Stärke ist Usbekistan in der Lage, in jedem anderen zcntralasi- 
atischen Land, zu intervenieren und jede zentralasiatische^^ Armee zu 
besiegen. 

Usbekistan hat sich lür einen anderen Entwicklungsweg entschie- 
den. Das Land ist nicht den Relornicn in Russland und Kasachstan 
gefolgt und hat sich viele Züge des adniinistrativen Wirtschaftssystems 
bewahrt. Der grölstc icil der Wirtschaftsobjekte ist in staatlicher Hand 
geblieben. Karimow hat auf die grundsär/.liche Liberalisierung der 
usbekischen Wirtschaft verzichtet. Deswegen ist es Usbekistan auch 
als einziges Land Zentralasiens gelungen, den rasanten Produktionsab- 
stieg in der ersten Hälfte der 1990er Jahre zu vermeiden.^ 

Die Position von Turkmenistan basiert auf einmal erklärter politi- 
sche Neutralität, die auch der Verucht der turkmenischen Regierung 
auf die Teilnahme an den r^ionalen Organisationen b^ündet. Das 
Land trat im Jahr 2005 sogar aus der GUS aus und besitzt momentan 
nur eine assoziierte Mitgliedschaft. In der Tat handelt es sich um eine 
bewusst eingeschlagene Isolierung des Landes sowohl von den regio- 
nalen Strukturen als auch von der internationalen Gemeinschaft, die 
dazu dient, das autoritäre Regieren des Landes einwandfrei praktizie- 
ren zu können.'" Die proklamierte Neutralität äußert sich in Wirklich- 
keit auch in einer destruktiven Haltung in Bezug auf die kooperative 
Lösung von vorhandenen Wasserpro blemcn. 

Im Allgemeinen lässt sich Folgendes konstatieren: Allen Ländern am 
Unterlauf ist gemein, dass diese aufgrund der eigenen wirtschaf tlichen 

93 Sowohl Kasachstan als auch Usbekistan legen auf das eigene militärische Potential sehr viel Wert 
und versuchen ihrem Rivalen überlegen zu sein. Die Militarausgaben beliefen sich in Kasachstan 
im Jahre 2002 auf 2,1 Mrd. US-Dollar, das Budget des Verteidigungsministeriums betrug 228 Mio. 
US-Dollar (vgl Gumppenberg/ Steinbach 2004: 141). Die Ausgaben für Verteidigung beliefen sich 
in Usbekistan im J^ihro 2002 riuf ktvipp 1 3 Mrd. US-Dolbr, was 2,9 Plozent des BIP entsprach (vgl 
Gumppenberg/ Steinbach 2004: 32 1). 

94 Diese Stabilität hat sich aber in eine Stagnation der Wirtschaft verwandelt In der zweiten Hälfte 
der 1990er Jahre hat sich die Krise in dem landwirtschaftlichen Sektor verschärft, die das sowje- 
tische extensive Modell der Ressourcennutzung widerspiegelt (vgl. Kuznezova 2006: 1 3). 

95 Turicmenistan war das einzige Land Zentralasiens, das mehrmals den Taliban über das turkme- 
nische Territorium militärische Nachschublieferungen gestattete. Das Land hat dementsprechend 
sehr gute Beziehungen mit Pakistan (vgl. Schlageter 2003: 143). 
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Entwicklung in der Lage sind, den Nadibarstaaten am Oberlauf fiir das 
Wasser zu zahlen. Gemein ist ihnen aber auch die prinzipielle Ableh- 
nung des Wassers als eine Ware, die einen ökonomischen Wert hat. 
Eine solche Position hat ihre Gründe in dem Überlegeniieitsgcfuhl der 
Staaten am Unterlauf gegenüber denjenigen am Oberlauf. Den Staaten 
am Oberlauf bleibt Ihrerseits nichts weiter übrig, als Gegenreaktion die 
eigene Hydroenei^ie zu entwickein. 

^3332 Die Oberanliegerstaaten Kirgisien und Tadscliiltistan 

Tadschikistan und Kirgisien planen eine 5-fache l.rweirerung ihrer 
energieproduzierenden Kapazitäten in den nächsten 20 Jahren. Diese 
Tatsache wird das regionale Verhältnis zwischen Hydroenergetik und 
Baumwollanbau wesentlich verändern. 

3.3.3.3.2.1 Tadschikistdn 

Nach den Einschätzungen der tadschikischen Regierung besitzt Tadschi- 
kistan ein riesiges Wasserenergiepotential, das auf 327 Mrd. kWh pro 
Jahr geschätzt wird, davon betragt das technische Potential 202 Mrd. 
kWh und das ökonomische 172 Mrd. kWh. Das Hydroenergiepoten- 
tial von Tadschikistan ist eines der größten auf der Welt. Schon heute ist 
Tadschikistan mit fast 16 Mrd. kWh pro Jahr nach Russland der größte 
Produzent von Strom aus Wasserkraft in dem GUS-Raum. Wenn man 
diese Zahl pro Kopf umrechnet, so ist das Land der größte Produzent 
weltweit (vgl. Giese/Sehring 2007: 491). Das größte Wasserkrafrvverk ist 
das Nurek Kraftwerk mit einer (lesanitleisrung von 3.000 MW. 

Die Wasserkraft ist nach wie vor die wichtigste Energiequelle 
Tadschikistans. Bisher werden aber weniger als 5 Prozent des tadschi- 
kischen Potentials im Wasserenergiesektor ausgenutzt (vgl. Schari- 
pow 2007: 91). So gingen die Investitionen in die Wasserkraft nach 
der Unabhängigkeit Tadschikistans um lasi das 6-Fachc zurück (vgl. 
Trouchinc/Gicsc 2006: 26). Nichisdcstoirotz hat Tadschikistan die 
eigenen Plane bezüglich des Baus einer ganzen Reihe von Wasserkraft- 
werken wie z. B. jener von Roe;un (Vachs), Sangtuda 1 und 2 (Vachs), 
Kafarnigan (Kafarnigan) und Surob (Vachs)'"" etc. nicht aufgegeben.'^ 

96 Der Bau dieser Wasserkraftwerke hat noch zu der Sowjetzeit begonnen, wurde aber nach der 
Unabhäriqigki-it wogen Finanzierunq5p'^ol"''<"'7T-n gestoppt. 

97 Tadschikibtdn plant in der Zui^.unft den aus Wasseikraftwerken erzeugten Strom nach Russland, 
Iran, Afghanistan und Pakistan zu exportieren. Dafür ntuss man in Tadschikistan erst einmal sehr 
viel in das Versorgungsnetz investieren. 
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Wasserkraftwetk 


Fläche des 


Die Holvedes 
Staudammes (m) 


Gesamtkapazität 
(MW) 


Energieerzeugung 
(Mrd. kWh/Jahr) 


Rogun 


11 


335 


3600 


13^ 


Suiob 


0,05 


83 


750 


3 


Nurek 


10^ 


300 


3000 


11^0 


Baypasin 


0^25 


75 


600 


3,1 


Sangtuda 1 


0^5 


75 


670 


2,74 


Sangtuda 2 


0,075 


34 


220 


0,93 


Gokivnaja 


Qft9S 


50 


240 


1,3 


Perepadnaja 




17 


30 


0,2 


Z«itralnaja 






15 


0,1 


Gesamt 


23,0 




9125 


3537 



Funktionierende Wasserkraftwefke 

Wasserkraftwerke, die Im Bau Skid 
Geplante Kraftwerke 



Tabelle 1 1 : Die Wasserkraftwerke am Vachs-Fluss in Tadschikistan 
Quelle: Jigarev (2008: 5) 

Die ambitionierten Pläne der tadschikischen Regierung werden aber 
von den Staaten am Unterlauf sehr negativ wahrgenommen. Beson-* 
ders die Beziehungen zwischen Tadschikistan und Usbekistan sind in 
Fragen der Enei^eversorgungf" äußerst angespannt. Da Tadschikistan 
auf die Wasserkraft angewiesen isr, leidet das Land unter einem Energie- 
d^izit im Winter und muss die fossilen Energieträger importieren. 
Der gröfsrc Teil der Transportwege führt über Usbekistan, in dem ein 
striktes Grenzregime herrscht. Außerdem weigert sich Taschkent, dass 
der Strom aus Turkmenistan üher das usbekische Territorium geleitet 
wird (vgl. Kabiri 2007: 88). Lange Zeit stellten die tadschikischen 
Absichten bezüglich der Ausweitung des Hydroenergicbcrcichcs keine 
Bedrohung lür die Staaten am Untcrlaut dar, da Tadschikistan lür diese 
Projekte keine Investitionen anlocken konnte. Die Situation hat sich 
vor kurzem verändert. 

Für die Finanzierung des größten Projektes, den Bau des Rogun- 
Wasserkraftwerkes, hat sich erst einmal der grölscc russische Alimiiniimi- 
konzern Russlands „Rusal" gemeldet. Im Jahr 2004 wurde der Vertrag 
mit dem russischen Unternehmen über den Bau des Rogun-Kaaitwer- 
kes und des angeschlossenen Aluminiumwerks unterzeichnet. Für diesen 
Zweck wurde eine Aktiengesellschaft gegründet, welche „Rusal** zu 49 

98 Mit Kirgisien sind die Verhandlungen an der Preisfrage gescheitert 
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Prozent und der Tadsdiikischen Regierung zu 51 Prozent gehörte. Die 
Gesamtt&osten des Projektes wurden auf ca. 2 Mrd. US $ geschätzt. Das 
Kraftwerk sollte 2010 in Betrid? genommen werden (vgl. Trouchine/ 
Giese 2006: 29)." Im Jahr 2007 wurde aber bekannt gegeben, dass 

aufgrund der angestiegenen Kosten des Projektes Tadschikistan nur 23,2 
Prozent der Aktien gehören werden. Damit hat das Land seine Sperrmi- 
norirät verloren. Am 29. August 2007 hat die tadschikische Regierung 
unerwartet den Vertrag mit „Rusal" annulliert.' " Die Gründe fiir die 
Vertragskündigung mit „Rusal" sind umstritten. Klar bleibt aber, dass 
der russische private Aluminiumkonzern kein strategisches Interesse an 
RoiTim hat und sieh an dem Bau nur dt-s\veiren beteiU^en wölke, um 
zukünttig den tad.schikisciien Aluminiumkon/cni „ I adAZ" erwerben zu 
k(')nnen. Dies wurde auch von dem radschikischcn Präsidenten Rmomali 
Rahmon im Jahr 2004 während des offrziellen Besuches von Wladimir 
Purin in Tadschikistan versprochen (vgl. l^apyrin 04. 0"^. 2007). Tadschi- 
kistan hat „Rusal" seinen Ivonzern im Endeffekt doch nicht verkautt. Der 
andere Grund besteht in den Unstimmigkeiten bezüglich der Höhe des 
Staudammes. „Rusal" hat auf der Höhe von 285 Meter bestanden**'^ die 
tadschikische R^erung wollte unbedingt die Höhe von 335 Meter'®^ 
behalten. Die Höhe von 335 Meter erfordert laut den internationalen 
ökolo^chen Standards und der internationalen Gesetzgebung über 
die grenzüberschreitende Wasserbewirtschaftung eine Zustimmung der 
Nachbarstaaten am Unterlauf, das heißt die Zustimmung von Usbekis- 
tan, Kasachstan und Turkmenistan. Vor allem Usbekistan hat bezüglich 
dieses Projektes eine sehr ablehnende Position eingenommen. Momen- 
tan wird darüber spekuliert, dass die Finanzierung des Projektes von der 
russischen Kj\0 EES anstelle von „Rusal" übernommen wird. 

„Intcr RAO EES" hat in Tadschikistan bereits ein Projekt im Bereich 
des Baus von Wasserkraftwerken. Das ist der Bau des 500 Mio. teueren 
Kraftwerkes Snagtuda 1, dessen erster von vier weiteren Aggregaten im 
Januar 2008 in Betrieb genommen wurde (vgl. Zairov 21.01.2008). 
Sangtuda I (s. labelle 11) mit dem Staudamm von 75 Meter und der 

99 In letzter Zeit sind in der ru-isi-^chsprachigen Presse Spekulationen beruqlich der '.veiteren FnUvick- 
iung des Projektes entstanden. Angeblich ist Tadschikistdn mit den Vertragsbedingungen nicht 
zufrieden und droht diesen zu kündigen, wenn seine nationalen Interessen nicht berücksichtigt 

werden 

100 Für die Umsetzung der Baupläne des Roguns hat die tadschikische Regierung ein internationales 
Konsortium gegründet 

101 Für die Auswertung des B.iuprojektes wurde die deutsche Firma L.ihmeyer International (U)eir>ge- 
laden, die auch zu der Schlussfolgerung kam, dass die Höhe von 285 Meter optirn<)l sei 

102 Diese Höhe des Staudammes wurde im Jahr 1978 ausgearbeitet Seitdem haben sich die umwelt- 
rechtlichen Bedingungen geändert Tadschikistan hat auch selber darauf bestanden, eine neue 
Expertise bezüglich der Höhe des Staudammes durchzuführen. 
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Gesamtkapazität von 670 MW wird eines der größten Wasserkraft- 
werke in Zentralasien und in dem ganzen GUS-Raum. Die Inbetrieb- 
nahme aller vier Aggregate wird für Anfang 2009 geplant. Die erzeugte 
Energie wird in das südliche tadschikische Chatlon-Gebict fließen und 
damit die existierende Energiekrise, bei der die Bevölkerung momen- 
tan nur drei bis vier Stunden Strom am Tag bekommt, milt^cn . Laut 
der Vereinbarung gehören 75 Prozent der Aktien von Sangtuda 1 dem 
RAO ££S. Da aber die Kosten Hir den Bau des Kraftwerkes angestie- 
gen sind, wird der tadschikiscbc Anteil auf 17-18 Prozent sinken (vgl. 
Buchari-zadc2ü.()1.2(X)8). 

Das andere Hydrocncrgieprojckt in Tadschikistan, das von den 
ausländischen Invcsioren finanziert wird, stellt der Bau des Wasser- 
kraftwerkes Sangtuda 2 der iranischen GcsellschafT Saiigoh dar. Mit 
dem Bau dieses Kraftwerkes wurde im Februar 2006 begonnen. Die 
Gesamtkapazität des Kraftwerkes beträgt 220 MW. Für die Realisie- 
rung dieses Projektes hat der Iran 1 80 Mio. US-Dollar zur Verfügung 
gestellt, der Anteil der tadschikischen Seite belauft sich auf 40 Mio. 
US-Dollar. Die Einnahmen nach der Inbetriebnahme des Wasserkraft- 
werks Sangtuda 2 werden innerhalb der ersten 12,5 Jahre dem Iran 
gehören. Danach wird das Wasserkraftwerk das Eigentum der tadsdii- 
kischen R^erung (vgl. Ferg;ana.RU 22.08.2007). \^rend des letzten 
SCO-TrcfFcns im August 2008 hat die chinesische Regierung mit 
Tadsdiikistan eine Vereinbarung über den Bau des Wasserkraftwerkes 
Nurobod 2 durch das chinesische Unternehmen Sinohydro getroffen. 
Die Gesamdeitung des geplanten Kraftwerkes wird 200 MW betragen 
(vgl. Gabuev 28.08.2008). Das andere Projekt, an welchem auch die 
VR beteiligt ist, ist der Bau des Wasserkraftwerkes am Fluss Zcravshan, 
das aber wegen Unstimmigkeiten mit Usbekistan noch in Planung ist. 

Zurzeit beträgt das Fassungsvermögen der Stauseen Tadschikis- 
tans nur 25 Prozent des vieljährigcn durchschnittlichen Wasserabflus- 
ses des Amudarja. Mir der Realisierung des Energieprogramms kann 
der Anteil auf 70 bis 80 Prozent sreioen (vpI. Trouchine/Giese 2006: 
35). Dadurch wächst der Machtspielraum des momentan schwa- 
chen Tadschikistan und liefert ihm ein erhebliches Druckmittel gegen 
seine Nachbarländer. Zudem wird Tidschikistan auch nicht mehr von 
usbekischen und turkmenischen Energielieferungen abhängen. 
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3333 J.2 Kirgisien 

Das hydroenergetische Potential Kirgisiens beträgt 142 Mrd. kWh. 
Das technische ist 73 Mrd. kWh, das ökonomische 48 Mrd. kWh. Die 
wichfigsre Rolle in der kirgisischen Hydroenergetik spielen die Wasser- 
kraftwerke, die günstige Energie pi odu/ieten. Von 1 5 Kraftwerken ist 

die sogenannte Naryn-Kaskjde besonders bedeurcnJ ein Komplex 
von Wasserkraftwerken am Muss Naryn, der neben tünt" Wasserkraft- 
werken auch über die Kn Kirgisien wichtigsten Objekte der wasserwirt- 
schattlichcn Infrastruktur verfügt. Der Kern dieser „Kaskade" sind der 
oben angesprochene Tükiogul-Stausec und das Tokiogul- Wasserkraft- 
werk, die im Jahr 1976 in Betrieb genommen wurden. Deren Gesamt- 
kapazität beträgt 1200 MW (vgl. Rahmatulina 2007). 



Wasserkraftwerk 


Fläche des 
Stausees (km') 


Höhe des 
Staudammes (m) 


Gesamtkapazitat 
(MW) 


Energieerzeugung 
(Mio. kWh/Jahr) 


Uchkurgan 


53 


34 


180 


820 


Shamaidysay 


41 


37 


240 


90 


Tashkumyr 


140 


75 


450 


1700 


Kurpsay 


370 


113 


800 


2630 


Tokiogul 


19500 


215 


1200 


4400 


Kambaiat2 


70 


60 


360 


1000 


KamtMrat 1 


4650 


275 


1900 


4580 


Togaztonu 


16M6 




248 


915^ 


Karabulun 2 






163 


852 


Karabuiun 1 


110 




149 


536 


Atbashin 


10 


79 


40 




Gesamt 






5730 


18333,3 



Funktionierende Wasserkraftwerke 
Wasserkraftwerke, die im Bau sind 
Geplante Kraftwerke 

Tabelle 1 2: Die Wasserkraftwerke am Fluss Naryn in Kirgisien 
Quelle: Jigarev (2008: 9) 



Insgesamt maciu die Hydrocncrgic 1/5 des BIP des Landes aus - der 
jäiirlichc Export der Stromenergie beträgt 2,5 Mrd. kWh. Trotzdem 
wird das Potential der Hydroenergie heute in Kirgisien laut den einhei- 
mischen Experten nur zu 8-9 Prozent ausgeschöpft (vgl. Rahmatu- 
lina 2007). Deswegen plant die kirgisische Re^erung genauso wie 
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die tadschikische eine weitere Entwicklung der eigenen Hydroener- 
g^ekomplexe. Das Hauptziel der staatlichen Enei^epolitik besteht in 
der Vergrößerung der Stromproduktion für den Export ins Ausland. 
Bereits jerzr exporrierr Kirgisien den Strom nach Kasachstan, Usbeki- 
stan, Tadschikistan, Russlaiul und China (vgl. Giese/Sehring 2007: 
488). Sehr ambitioniert sind deswegen die Pläne bezüglich der Auswei- 
tung der Naryn-Kasakade. Da die Privatisierung der Energieobjekte 
wegen geostratcgischer Sichcrhcitsbcdenken stark umstritten war, 
war die kirgisische Führung lange Zeit bemüht, Investoren fiür dieses 
Projekt zu finden."" 

Im Jahr 2004 wurde eine Vereinbarung mit der russischen Energie- 
Holding „Inter RAO EES Russlands" '"^ zum Bau der Kraftwerke 
Kamharat 1 und Kambarat 2 unterschrieben. Das gesamte Investiti- 
onsvolumen dieses Projektes beträgt 1,9 Mrd. US-Dollar (vgl. Olcott 
2005: 19S). Im jähr 2007 billiote das kirgisische Parlament die Privati- 
sierung der Kraftwerke am oberen Naryn Kambarat 1 und 2 von dem 
russischen Energieunternchmcn „Inter RAO EES" und dem kasachi- 
schen KasIGiat (vgl. Giese/Sehring 2007: 488). Sowohl fiir Russland 
als auch besonders für Kasachstan ist eine solche Beteiligung von 
geostrategischem Vorteil. Vor allem Kasachstan bekommt damit ein 
Mitspracherecht bei der saisonalen Abflussregulierung der gebauten 
Kraftwerke. 

Obwohl das kirgisische Wasserenergieprogramm nicht so ansprudis- 
voU ist wie jenes von Tadschikistan, bedeutet es eine enorme Belas- 
tung der Wasscrrcssourcen im Syrdarja- Becken. Dessen Abfluss wird 
bereits zu fast 70 Prozent durch Stauseen reguliert. Die neuen Projekte 
in Kirgisien würden eine nilu/u 100 Prozentigc Regulierung des 
Syrdarja-Abflusses zur Folge haben (vgl. Trouchüie/Gicse 2006: 44). 

Die usbekische Reaktion auf die kirgisischen und tadschikischen 
Pläne im Hydrocncrgiebereich war die Erklärung über den Bau von 
Stauseen am Oberen Syrdarja im Fergana-Becken (Rezaksaj und 
Kenkul'saj, Namangan Region) mit einem Clesamtvolumen von 910 
Mio. m^ (vgl. Trouchine/Giese 2006: 41). Ahnliche Absichten hat 
auch Kasachstan geäußert. 



103 Kirgisien besitzt selbst keine Minel für den Ausbau seirtes Hydroenergiesektors und ist deswegen 
auf die ausländischen Investoren angewiesen. 

104 Nach der Umstrukturierung des RAO EES ist diese Abteilung für den Iniport und Export des Stroms 
zuständig. 
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333A Eskalationsgefahr bei den zwischenstaatlichen Konflikten 

Die Wasserkonflikte auf der zwischenstaatlichen Ebene sind grundsätz- 
lich weniger eskalationsträchtig als diejenigen auf der innersraarlichcn. 
Die Staaten tendieren eher zu einer Kooperation, da sie nicht bereit 
sind, die Kosten eines Krieges zu tragen, oder da diese Kosten den 
potentiellen Nutzen der Parteien weitaus übersreigen (vgl. Houdert 
2008:5). Inwieweit aber die gewalttätige Lösung doch von den Staaten 
in Kauf genommen werden kann, zeigt der Verwundbarkeitsgrad der 
zentralasiatischcn Länder gegenüber dem Wasser auf. Je größer die 
Vulnerabilität der Staaten in Bezug auf das Wasser ist, desto höher 
ist die Wahrscheinlichkeit, dass die Regierungen beim Ausbleiben 
des Kompromisses ihre vitalen Interessen entschlossener verteidigen 
werden. 

Die Vulnerabilität ist ein „Ausgesetzt-Sein", ein Zustand eines 
Individuums oder einer Gruppe gegenüber plötzlichen Ereignissen 
und den Schwierigkeiten, damit umzugehen. Sie weist zwei Seiten auf: 
eine äußere Seite von Risiken, plötzlichen Ereignissen und Stress, und 
eine innere Seite, die durch mangelnde Abwehrfahigkcit gekennzeich- 
net ist, insbesondere durch ein Defizit an Potentialen zur Vermeidung 
von Schäden oder Verlusten (WGBU 1998: 196). 

Das Niveau der Vulnerabilität eines Landes gegenüber Wasserknapp- 
heit ergibt sic^ daraus, welche potentiellen Gefährdungen aus einer 
großen Abhän^gkeit der wirtschaftlichen Entwicklung vom Wasser 
entstehen könnten (vgl. Klötzli 1997: 214). Diese Abhängigkeiten 
bergen ein Konfliktpotential bezüglich der Verteilung des Wassers in 
sich. Die Evaluation der Verwundbarkeit eines Landes oder einer Region 
gegenüber der Wasserknappheit lässt sich anhand einige quantitativer 
Indikatoren einschätzen. Die Vulnerabilitätsindikatoren sind wichtig 
Kriterien für die Bestimmung der Konfliktträchtigkeit des Wassers. 

In Anlehnung an Peter H. Gleick (vgl. ('deick 1993) werden in 
dieser Arbeit toigende Indikatoren untersucht und bewertet: 

— die Wasserverfügharkeit pro Kopf der Bevölkeruiig 

— die Abhängigkeit eines Landes oder ei)ier Region von Wassenessourcen, 
die jenseits der Grenzen ihren Ursprung ludn-n 

— die Bedeutung der Wasserkraji Jür die Energieversorgung des jetveiUgen 
Landes 

Nach der Klassifizierung von Falkenmark (vgl. Palkenmark 1982) 
kann die Wasserknappheit auf Grundlage der pro Jahr und Einwohner 
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vorhandenen Wassermengen gemessen werden. Wenn der einzelne 
Mensch über 1000 bis ca. 1700 m^ pro Jahr verfuge, so spricht man 
von einer Wasserarmut. Bei einer Verfügbarkeit von weniger als 1000, 
aber mehr als 500 m^ pro Jahr hat man es mit einem chronischen 
Wassermangel zu tun. 500 m^ pro Jahr ist das Minimum, dus für eine 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Entfaltung erft>rderlich ist (vgl. 
Ediger 1997: 30 f.). Wenn man diesen Indikator - die Wasset-verßig- 
barkeit der Bevölkerung pro Kopf - in Bezug auf Zentralasien überprüft, 
so liegt die gesamte Wasscrvcrtügbarkeit in den Ländern des Aralseebe- 
ckcns über der als kritisch betrachteten Grenze.'"^ 



Land 


Interna MnMMilMM 

Wasserressourcen 
(Oberflächenwasser 
und Grundwasser ) 


Tatsächliche erneuerbare Wasserressourcen 
(inid. Zu- und Abflüsse anderer Länder) 


2005 (km^) 


Total 
2005 (lun') 


Pro Kopf 
2007 (m^) 


Abhängig 
keits- 

Quotient 
2005 

(Pronnt)« 


Wassefentnahme 2000 


IMal 


Pro Kopf 


Kasachstan 


75 


110 


7/W5.1 


31 


35/X» 


2^ 


Kirgisien 


47 


21 


3JB2^fl 


0 


10^ 


2j048 


Tadschikistan 


66 


16 


23915 


17 


11.962 


1^5 


Tuifcmenistan 


1 


25 


4,978,9 


97 


24,645 


5300 


UsfaeUstan 


16 


SO 


W1,7 


77 


58*334 


2342 



*Der Abhängigkeitsquotient ist ein Prozentanteil der Abhängigkeit des Landes von Wasserressourcen, 
die ihren Ursprung außerhalb seiner Grenzen nehmen. 



Tabelle 1 3: Wasserverfügbarkeit in Zentralasien 
Quelle: WRI 2005, WRI 2007, eigene Erstellung 

Wenn man aber nur die endopenen Wasserressourcen als Kriterium der 
Wasserverfügbarkeit betrachrer, so entstehen in der zentralasiatiscben 
Region erhebliche länderspeziPische DiHerenzen. In den Gebirgs- 
staaten Kirgisien und Tadschikistan sinci reiche endogene Wasserres- 
süurccn vorhanden. Beide Staaten liegen am Oberlauf von Amudarja 
und Syrdarja. Die Wasscrlage in Usbekistan imd l urkmcnistan sowie in 
südlichen Provinzen von Kasachstan liegt hingegen unter dem empfoh- 
lenen Limit. Die Abhängigkeit von exogenen Wasserressourcen beträgt 
in Turkmenistan etwa 98 Prozent und in Usbekistan 91 Prozent {v^, 

105 Die IMindestnwngefurdas Funictionieren der Wirtschaft eines entwickelten Landes liegt bei 1000 m' 



Oüpy iiyhico inaiotial 



104 



WeltTrendsThesiiS 



Libiszewski 1996: 123). Diese Staaten liegen am Unterlauf der beiden 
Flüsse und sind auf den „Wasserimport** aus den Nachbarstaaten 
angewiesen. So kommt man zum zweiten Kriterium bei der Bewertung 
der Vulnerabilität eines Landes — zur Ahhänffgkeit dieses Landes von 
Wilsserressourcen, die außerhalb seiner Grenzen ihren Ursprung haben. 
Dieser Indikator gibt den Anteil des „importierten" Wassers an der 
gesamten ^Vl ^rrvcrfügbarkeit an. Wie schon zuvor erwähnt wurde, 
sind vor allem Usbekistan und Turkmenistan von der Wasserzufuhr 
aus den Obenanliegcrstaaten Kirgisien und Tadschikistan abhängig, die 
für die Landwirrschaft essenziell wichtig ist (S. Abbildung 3a, Tabelle 
13)- r^as Verhältnis von Wassernachfrage und angebet gibt an, wie 
nachhaltie die Wassern ut/Aing; ist. Eine kritische Grenze wird bereits 
erreicht, wenn die Nachfrage die verfügbaren erneuerbaren Ressourcen 
um ein Drittel iibersteii^t. Vor allem in Usbekistan und Turkmenistan 
findet eine permanente L^bernutzimg der Wasscrrcssourcen insbeson- 
dere in irockeiK-ii jalircn (1999-2002) statt (vgl. Oclschlägcr 2006: 
28). Laut den Berechnungen, die noch zu den Sowjetzeiten gemacht 
wurden, hätten z. B. Usbekistan die eigenen Wasserressourcen sogar 
unter strengen Einsparungsmaßnahmen nur bis zum Jahr 2005 
gereicht. Die wirtschaiftlichc Rezession nach dem Zusammenbruch der 
UdSSR hat einen Rückgang beim Wasserverbrauch in den Ländern 
bedingt. Das Schmelzen der Gletscher von Pamir und Tianshan wegen 
der globalen Klimaänderimg hat das Auftreten des starken Wasser- 
defizits in der R^on weiter verzögert. Bis zum Jahr 2020» nachdem 
die Gletscher den großen Umfimg des Wassers, das ins Amudarja und 
Syrdarja fließt, verlieren, wird sich der Wassermangel in der Region 
verschärfen. In Usbekistan, wo schon beute 6,3 ha Fläche pro Kopf 
bewässert werden, wird es mit der Zeit immer schwerer sein, die neuen 
Flächen zu bewässern, um die steigende Bevölkerungszahl zu ernähren 
(vgl. Kudrjashov 11.06.2006). 

So lässt sich konstatieren, dass die ersten zwei Indikatoren auf eine 
hohe Vulnerabilität von Usbekistan, Turkmenistan sowie den südlichen 
Provinzen von Kasachstan gegenüber Wasserknappheit hinweisen. 

Oer dritte in die Bewertung der V'ulncrabilirär gegenüber Wasser- 
knappheit einbezogene Indikator — die HeAeutiDigder Wasserkraft für die 
Energieversorgungeines Landes — wc'xsi hingegeben auf die Betroffenheit 
der Oberanliegerstaaten (Kirgisien imd Tadschikistan) hin. Die 1 lydro- 
energie macht in diesen Republiken über 50 Prozent an der gesamten 
Energieproduktion aus. Es entfallen ca. 60 Prozent des hydroenergeti- 
schen Potentials Zentralasiens auf Tadschikistan und ca. 30 Prozent auf 
Kirgisien. In diesen beiden Ländern Ist die Wasserener^e der wichtigste 
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Bestandteil der Enei^iebilanz {v^. Trouchine/Giese 2006:5). Bei dem 
dritten Indikator lässt sich eine Vulnerabilität der Oberanliegerstaaten 
feststellen. Da es sich aber um die Nutzung der endogenen Wasscrrcs- 
sourccn handelt, ist der Verwundbarkcitsgrad gegenüber dem Wasser 
in den Obcraniicgcr niedriger als der n kn Unteraniiegern. 

Die Analyse der drei ausgesuchten Indikatoren weist auf gegen- 
seitige Abhängigkeiten und dementsprechend auf Vulnerabilität 
der zcntralasiariscbcn Staaten gegenüber Wasserknappheit hin. Die 
Staaten am Oberlaut sind von der Hydroenergie abhängig, verfügen 
aber über die Regulierungsmechanismen von Amudarja und Syrdarja, 
Die Staaten am Unterlauf verfügen über nicht ausreichend endogene 
Wasserressourcen, sind aber durch politische und wirtschaftliche 
Stärke gekennzeichnet. Die gegenseitige Verletzbarkeit kann einerseits 
als ein mäßiiiender Faktor aniresehcn werden, wodurch die tiewalttä- 
tige Eskalation der Siiualitm vermieden werden könnle. Andererseits 
trägt das Vorhandensein der grolscn gegenseitigen Vulnerabilirär zur 
regionalen Spannung bei und kann irrationales Verhaken der regiona- 
len Akteure hervorrufen. 
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4 Ansätze zur Entschärfung des 

regionalen Konfliktpotentials 

Man kann ii^i Allgemeinen zwischen drei I ösungsansärzen zur 
Behebung der Wasserkrisc unterscheiden (vgl. Klöczli 1996: 
279 ff ). Her erste sieht eine Steigerung des Wasscrangebots z. B. 
mittels der ErschHeßung neuer Wasserressourcen vor. Der zweite 
Ansatz beabsichtigt, die Nachfrage der Wassernutzer z. B. durch die 
]iihzicnzstci<rcrun"; zu steuern. Der dritte Ansatz hat an sich das Ziel, 
eine quaniiialivc Verbesserung der sozioökonomischcn und ökolo- 
gischen Lebensbedingungen zu leisten. 

Bei der vSreigcrung des Wasscrangebots handelt es sich hauptsächlich 
um technologisclic Clrofsprojekte zur Wa.sserumleitung aus anderen 
hydrologischen l'.inheiten. Im Fall /entralasiens ist es die Diskus- 
sion übci- die Umleitung der sibirischen Müsse, die mit einer gewissen 
Häufigkeit thematisiert und sowohl von den Fachleuten als auch in 
den Medien stark diskutim wird. Dieses Projekt erschdnt aber eher als 
eine politische Spekulation denn als ein realer Ansatz. Allein die Kosten 
des Projektes belaufen sich auf astronomische Zahlen. Einigen Schät- 
zungen zufolge werden die Gesamtkosten ein Minimum von etwa 300 
Mrd. US-Dollar aufweisen (vgl. Zcnkovitsch 17.09.2003). 

Bei der Steuerung der Nachfrage der Wassernutzer werden häufig 
ökonomische Instrumente wie die Einführung des Wasserpreises 
angew endet. Und schließlich legt der dritte Losungsansatz den Fokus 
auf die speziell regionalen Probleme, auch auf solche wie Gesundheits- 
versorgung, DescrtiPikationsbckämpfungund mikroklimatische Verän- 
derungen. Was bei diesen Überlegungen wichtig bleibt, ist die Frage 
nach der Durchführbarkeit aller Ansätze bzw. nach der Möglichkeit 
der polirischen wirtschaftlichen und technischen Umsetzung. 

Mit den iVoblemen der Wasserknappheit bzw. mit der Suche nach 
einer Lösung sind hauptsächlich die l.ntwicklungsländer konfrontiert. 
Deswegen geht es bei der Lösung von Wasserknappheitsproblemen 
darum, Mittel und Wege zu finden, die knappe, lebensnotwendige 
Ressource „optimal" zu nutzen und zu verteilen, das heißt, es geht um 
die optimale Verteilung von Knappheil (vgl. Llupperi 2005: 16). Im 
Rahmen dieser Arbeit wird das Konzept des Iniegricrlcn Wasscrrcs- 
sourcen Managements (IWRM) behandelt und dessen Anwendbar- 
keit in Bezug auf Zcntralasicn untersucht. Dieses Konzept schließt den 
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zweiten und den dritten Lösungsansatz ein und bietet eine systemati- 
sche Herangehensweise ftir die Lösung von Wasserproblemen. 

4.1 Das Konzept des Integrierten Wasserressourcen- 
Managements als Lösungsansatz für die nachhaltige 
Ressourcennutzung in Zentralasien 

Der Ansatz des integrierten Wasserressourcen-Managements (IWRM) 
übersetzt das Konzept nachhaltiger Entwicklung in die Wasserpolitik 
und beachtet dabei die drei Dimensionen des Nachhaltigkeitskonzept: 
die ökologische, ökonomische und soziale Dimension der Wassernut- 
zung (vgl. Rcchkcmnicr/Schmidt 2{)()6: 60). Das Konzept wurde mir 
den Dublin Prinzipien (1992) und der Agenda 21 (1992) .lui interna- 
tionaler Fbc[ie als neuer wasserpolitischer Konsens vcrankerr und ist 
seitdem aul zahlreichen internationalen Konferenzen und in verschie- 
denen Deklarationen bestätigt worden (vgl. Viertes Werkstattgespräch 
2005). Neben internationalen Konferenzen wird IWRM auch von 
der Weltbank, von Global Water Partnership und den Vereinigten 
Nationen propagiert (vgj. Kulge 2005: 31). 

4.1 .1 Die Richtlinien des iWRM 

E>as Konzept des IWRM strebt eine ganzheitliche Bewirtschaftung 
des Wassers an, in der die territorialen, ökologischen, institutio- 
nellen, sozialen sowie ökonomischen Prinzipien berücksichtigt werden 
müssen. Die Wasser rcssourcen sollen dem Konzept nach übcrsek- 

toral (integriert), partizipativ und sozial gerecht genutzt werden (vgl. 
Ncubcrt/Hcrrfahrdt 2005: 237). Die entscheidenden Punkte des 
IWRM- Konzeptes sind: 

— Wassereinzugsgebiete sind die entscheidenden Planungs- und 

Bewirrschaltungseinheiten. 

— Die Flussgehiete sollen integrativ betrachtet und durch einen 
Ökosystemaren Managementansatz bewirtschaftet werden. 

— Mit dem IWRM-Konzept wird ein interdisziplinärer Ansatz 
verfolgt, bei dem neben Idydrologie und Ingenieurswissenschahen 
der Ökonomie, Ökologie und den Gesellschaftswissenschaften 



106 An dieser Stelle muss darauf hingewiesen werden, dass im Rahmen der vorliegenden Arbeit die 
politische Dimension bzw. Voraussetzung für Kooperation und Integration beim IWRM-Konzept 
beliandelt wird. Auf die tedinisdien und ingenieurwissenschaftiichen Seiten der Umsetzung des 
iWRM-Konzeptes wird in der Arbeit nidit eingegangen. 
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bei der Abwägung von Bewirtschaftungsalternativen eine wichtig 
Rolle zukommt. 

— Die Entwicklung von (»«ttidpativeii Kooperationsstrukturen, in 
denen gesellschaftliche Gruppen und private Akteure (Stakehol- 
der) mit ihren unterschiedlichen sozialen und wirtschaftlichen 
Interessen vertreten sind (vgl. Neubert/Herrfahrdt 2005: 238). Die 
Aufgabe von Entscheidungsträgern besteht darin, diese Partizipa- 
tion auf allen Ebenen möglich zu machen. 

Die grundlegenden Ziele des Integrierten Wasserressourcen-Manage- 
ments sind also ökolotrischc Nachhaltiiikeit, wirtschaitliche Effizienz, 
Gcrcchiigkcil und partizipativc Entscheidungsfindung (vgl. v. Edig/v. 
Edig 2005: 138). Ganz zentral für den IWRlvI-Ansatz ist die Frage von 
sozialer Gerechtigkeit, die bei der Umsetzung des Ansatzes (z. B. im 
Fall von der Einführung der ökonomischen Instrumente (Nachfrage- 
steuerung, Wasserpreisen etc.) berücksichtigt werden soll. 

4.2 Die regionale Kooperation als Voraussetzung für die 
Umsetzung des IWRM-Konzeptes in Zentralasien 

Nach Huppert (2005) sind ftir das Verständnis des IWRM-Konzeptes 
zwei Teilb^ifFe entscheidend: „Integration** und „Management". Man 
kann im Allgemeinen drei Sektoren der Luxation im Sinne des IWRM 
erkennen (vgl. Huppert 2003: 18-19) Das sind a) intersektorale Int^- 
ration, in der verschiedene Ressourcen- und Wassernutzungsbereiche im 
Sinne eines sektorübergreifenden Managements bewirtschaftet werden, 
2. B. auf der Ebene des Flusseinzug^ebiets zwischen den Wasserbe- 
hörden verschiedener i'Vnrainerstaaten» b) intrascktorale Integration, 
in der verschiedene Managementaspekte innerhalb des Wassersektors 
integriert werden, und c) die Integration verschiedener Entscheidungs- 
ebenen und administrativer Zuständigkeiten. Pauschal kann man diese 
Sektoren als ökologische, sektorale und regulative Integration definieren 
(vgl. 1 Ici rfahrdr et al. 2006). Beim „Management" spielen vor allem die 
Koordinarionsmechanismen bzw. die Wirksamkeit der Institutionen eine 
entscheidende Rolle. Die erfolgreiche Umsetzung des IWRM hängt also 
stark vom effizienten Zusammenwirken der Integrationsmechanismen 
und insiiiutioncllcn Rahmenbedingungen ab. 

Alle drei Sektoren der Integration setzen Kooperaiionswillcn zwischen 
allen Entscheidungsträgern voraus. Eine unmittelbare Voraussetzung des 
IWRM besteht also darin, dass Lösungen zur Bewirtschaftung der Wasser- 
ressourcen im Konsens gefunden werden müssen, wofür die Kooperation 
zwischen den beteiligten Akteuren und Sektoren essenziell wichtig ist 
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(vgl. V. Edig/v. Edig 2005: 145). I^e Koordinations- bzw. Kooperadons- 
probletne, die aus der Int^adon unterschiedlicher Sektoren und Interes- 
sengruppen entstehen, sind aber „ein neural^cher Punkt** (vg). Huppert 
(Hrsg.) 2005: 10) bei der Umsetzung des IWRM-Konzeptcs im Allge- 
tneinen und in den Entwicklungsländern im Einzelnen, Die zentralasi- 
atische Region bildet dabei keine Ausnahme. Die Kooperations- bzw. 
Kbordinadonsschwierigkieiten, die sowohl auf der zwischenstaatlichen 
Ebene als auch auf der innerstaatlichen Ebene vorhanden sind, bilden 
ihrerseits den wichtigsten Kern der Lösungsproblematik der Wasserkon- 
flikte in Zentralasicn. Einen weiteren Problempunkt stellt die schwache 
Insiiimionalisicrung des Wassersektors dar, dessen Ohnmacht aus dem 
mangelhalten Kooperationswillen der zcntral.isiarischen Akteure resul- 
tiert. Das institutionelle System in Zentralasicn wurde zum g-roßen Teil 
von den sowjerischen Bewirtschahungsstrukturen übernommen. Ys ist 
deswegen zentralistisch genräc'r und durch Inelfr/ienz oekennzeichnet. 
Die Kooperationsunstimmigkeiten sowie die unterenr\vickeltcn Instituti- 
onen zwischen den Staaten maclien die Umsetzung des IWRAl- Konzep- 
tes in Zentralasien durchaus schwierig. 

In den Abschnitten 4.2.1 sowie 4.2.2 wird diese Problematik unter- 
sucht. Im Abschnitt 4.2.1 geht es um die „Int^ration" bzw. um die 
Kooperadons- und Koordinationsprobleme in Zentralasien, die anhand 
der zwei Konfliktfallbeispiele behandelt werden (s. Abschnitt 3.3). Im 
Abschnitt 4.2.2 wird die Problematik des „Managements** im Sinne 
der insdtudonellen Struktur analysiert. Dabei handelt es sich um zwei 
zentrale zwischenstaatliche Flusswassereinzugsbchörden (BVÖ Amuda- 
rja und BVÖ Syrdarja), die fiir die Verteilung des Wassers zwischen 
den Staaten zuständig sind. 

4.2.1 Problematik der politischen Kooperation zwischen den regionalen Akteuren 

Die Integration im Rahmen des IWRM kann im Sinne der Koordi- 
nation bzw. Koopciation verstanden werden und durch Koordina- 
tion bzw. Kooperation erreicht werden (vgl. 1 iuppert 2üOS: 18) In der 
vorliegenden .A^rbeit wird dieses Postulat übernommen und in Bezug 
aut Zentralasien angewendet. 

Wie schon oben angesprochen wurde, sind die zeniralasiaiischcn 
Staaten geschichtlich imd geographisch eng miteinander verbunden. 
Die emanzipatorischcn Vorgänge, die nach dem Zusannnenbruch der 
UdSSR die Staaten- und Nadonenbildungsprozcssc in Zentralasicn 
ausgelöst haben, haben zu der Politik der Abgrenzung zwischen den 
Staaten geführt. Ungeachtet der Tatsache, dass die zentralasiatischen 
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Republiken über die Mitgliedscbaft in solchen internationalen Oi^ni« 
sationen wie die Eurasische Wirtschafitsgenieinscliaft (EAWG)"*' oder 
die Shanghai Cooperation Organisation (SCO)"" verfugen, haben die 
Staaten erhebliche Schwierigkeiten damit, kollektive Entscheidungen zu 

treffen, obwohl der Kooper.uionsbedarf in vielen Bereichen, vor allem 
bei der Bekämpfung der Risiko- und Sicherheitsfaktoren, die die regio- 
nale Stabilität gefährden, spürbar ist. Es handelt sich vor allem um die 
Kooperation im wirtschaftlichen Bereich und gemeinsame Überwin- 
dung von Folgen der sowjetischen Planwirtschaft, die Kooperation 
in der grenzüberschreitenden Bekämpfung von islamistischen Terror- 
gruppen, die Kooperation in der Bekämpfung des grenzüberschreiten- 
den Drogenhandels und natürlich die KoopcrcUionsbcrcitschatt in den 
zwischenstaatlichen Vcrteilungskontliktcn um das Wasser. 

Bis jetzt zeigen die zentralasiatischen Führungen keinen großen regio- 
nalen Kooperationswillen. Im Unterschied zu den Integrarionsprozes- 
sen in Europa erfolgt die Kooperation zwischen den zcntralasiatischen 
Akteuren nicht aufgrund eines Bekenntnisses zu einer kulturellen oder 
geschichtlichen Vb4)undenheit und audi nicht aufg^imd der Forderung 
des Gemeinwohls der Region. Die zwischenstaadichen Begehungen 
tragen eher dnen pragmatischen Charakter, und basieren ausschließlich 
auf dem Nationalinteresse. Im G^ensatz zu dem europaischen Inter- 
dcpendenzversdindnis, das koopcrationsfördcrnd ist, streben die Staaten 
der Region in der ökonomischen und politischen Hinsicht dne Autar- 
kie an. Die Staaten legen sehr viel Wert auf nationale Souveränität und 
»cdkämpfte'' Unabhängigkeit. Deswegen löst die Integrationsperspektive 
im regionalen Rahmen bei ihnen häufig eine ablehnende Reaktion aus, 
da diese nicht bereit sind, dnen Teil ihrer Souveränität und Machtkom« 
pctcnzcn an die zwischenstaadichen Institutionen zu delegieren. 

In Abhängigkeit von der Problemstruktur der Verteilun^probleme 
in Bezug auf Wasser kann zwischen Koordinationsproblemen und 
Kooperationsproblemen unterschieden werden (vgl. Dombrowsky 
2005: 63). Im Rahmen dieser Arbeit wird die Koordinarions- und 
Kooperationsproblematik anhand zweier Konfliktbeispicle auf der 
zwischenstaatlichen Ebene, die in Kapiteln 4.2.1.1 und 4.2.1.2 
angesprochen wurden, untersucht. 

107 Die Mitglieder der EAWG sind: Weißrussland, Russland, Kasachstan, Kirgisien, Tadschikistan und 

Usbel(istan. Den Beobachterstatus haben Armenien, Moldova und die Ukraine. Turkmenistan ist 
aufgrund seiner Neutralitätsdoktrin kein Mitglied der Organisation. 

108 Die Mitglieder der SCO sind: China, Russland, Kasachstan, Kirgisien, Tadschikistan und Usbeki- 
stan. Den Beobachterstatus haben: Indien, der Iran, die Mongolei und Pakistan. Turkmenistan ist 
aufgrund seiner Neutralitätsdoktrin kein Mitglied der Organbatk>n. 
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4.2.1.1 Das Koordinatlonspioblem 

Wenn es sich um Koordinatlonsprobleme handelt, deren Ursache der 

Wille der Akteure zur Kooperation ist, so sind Vereinbarungen entschei- 
dend. Als theoretisches Beispiel kann der Bau bzw. die Nutzung eines 
Suudammes (Smusees) dienen,'^ da im Wasserressourcen-Manag^ 
ment insbesondere die Bereitsreliung gcmcinsim genutzter wasserwirt- 
schahlicher Infrastruktur oh die Struktur eines Koordinationsprobicms 
aufweist (vgl. Dombrowsky 2005: GS). Außerdem ist die Stauseeprob- 
Icmatik leicht auf die zcntralasiatischc Dimension" ' iibcrtraiibar. 

Angenommen, ein Fluss (im diesem Fall Syrdarja) tliclst durch 
zwei Länder. Das Land A (Kirgisien oder Tadschikistan) ist hochge- 
birgig und bcHiider sich am Oberlaui"; das Land B (Usbekistan oder 
Kasachstan) ist tlach, beendet sich am Unterlauf, leidet unter Uberilu- 
tungen des Flusses (Kasachstan) und ist sehr von der Bewässerungs- 
land\\ i^r^chah abhängig (Usbekistan), im Land A ist die Absicht der 
Nutzung des Flusses für Energiegewinnung vorhanden, das Land B 
ist umg^ehrt reich an fossÜen Energievorkommen und beabsichtigt 
die Nutzung des Staudammes fiir die bessere Flussregulierung und 
ftir die Nutzung des Wassers für landwirtschaftliche Zwecke. IDaraus 
folgt, dass sowohl das Land A als auch das Land B an der Nutzung 
des Staudammes interessiert sind: das Land A an der Entwicklung der 
Wasserkraft und das Land B an der besseren Flussregulierung für die 
Vermeidung der weiteren Überflutungen der eigenen Flächen und an 
der Nutzung des Wassers für die Landwirtschaft. Die Koordinations- 
probleme entstehen bei den Überlegungen bezüglich der Kosten- und 
Nutzenaufteilung, die aus dem Bati bzw. der Nutzung des Staudammes 
für beide Länder resultieren. In dem Zusammenhang können verschie- 
dene Koordinationsszenarien entstehen, entscheidend ist aber, dass 
beide Akteure zur gegenseitigen Kooperation bereit sind! 

Im Fall der Nutzungsregime der Stauseen in Zenrralasien ist es 
wichtig, gemeinsame wirkungsvolle Vereinbarungen zu rreften, die für 
beide Seiten als mehr oder \\'eniger gerecht erscheinen. Dabei spielen 
bei der Kosten-Nutzen-Kalkulation die Ausgleichmechanismen eine 
entscheidende Rolle. Als übertraiibare Lösung für Zentralasicn kann 
die Kompensationsbasis Rohsiotte gegen Wasser dienen. Das Land B 
(L^sbckisian oder Kasachstan) kann mehr Wasser entnehmen, wenn 
es das Land A (Kirgisien oder ladschikistan) für das Wasser entweder 
bezahlt oder diesem als Kompensation Energieträger liefert, damit das 

109 Vgl. Donnbrawsky(2005K Abschnitt 2.1. 

1 10 Z. B. Usbekistan vs. Kirgisien; Kirgisien vs. Kasaclistan,Tadsdiildstan vs. Usbeldstan. 
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Land A auf die Entwicklung der eigenen Hydroenergie verzichtet. 

Nur wenn beide Parteien die Vereinbarungsprinzipien als gerecht 
empfinden, werden sie für deren Umsetzung plädieren. Im Fall der 
Untcr-Oberanlicger-Problematik in Zentralasien spielt das Problem 

der Gerechtigkeit in Fragen der Nutzungsr^ime von tadschlkischcn 

oder kirgisischen Wasserkraftwerken eine entscheidende Rolle. Den 

Streitpunkt stellen vor allem die Diskussionen um die Preise der 

Energielieferungen dar. Kirgisien will seinen Strom an Usbekistan 

und Kasachstan, der in Wasserkraftwerken produziert wird, für den 

Preis verkaufen, als wäre der Strom in Wärmekraftwerken produziert. 

Damit will Kirgisien einen Ausgleich zu den Lieferungen der fossilen 

Energieträger aus Usbekistan und Kasachstan in der Winterzeit Schaf- 
te C" 

fen. Der Strom, der in den Wasserkraftwerken produziert wird, kostet 
3- bis 4-mal weniger als der aus den Wärmekraftwerken (vgl. Sokolov 
09.08.2008). Kasachstan und Usbekistan wollen damit den kirgisi- 
schen Strom nicht für einen höheren Preis kauten. Da aber Kirgisien 
und ladschikistan alle Betriebskosten für die Nutzung der Infrastruk- 
turobjekte tragen, könnte es als gerechter Ausgleich dienen. Wichtig 
ist bei der Losung der Koordinationsprobleme die Kompromissbereit- 
schaft beider Seiten. Wenn eine Einigung bei den InteressendifFeren- 
zen erreicht wird, li^ es im Interesse beider Länder, die Umsetzung 
der Vereinbarungen zu unterstützen. 

42A 2 Das Kooperationsproblem 

Die Probleme um die Kooperation entstehen hauptsächlich wegen der 
Nutzung bzw. Verteilung der Wasserressourcen unter verschiedenen 
Akteuren. Dieses Kooperationsproblem der Nutzung der vorhandenen 
Wasserressourcen kann im Sinne eines Gefangcncndilemmas'" inter- 
pretiert werden, z. B. wenn beide Parteien gleichzeitig mehr Wasser 
aus einer gemeinsamen Wasserquelle unter Knappheitsbedingungen 
entnehmen. 

Das C icianticncndilcmma zcichnci sich durch zwei Merkmale aus. 
Das erste Merkmal besteht darin, dass beide Akteure eine dominante 
Strategie verfolgen. Das zweite Merkmal ist die Tatsache, dass die 
Verfolgung der dominanten Strategie zu einem inefflzienten l<rgeb- 
nis führt (vgl. Keck 1997: ,^9). Das Gefangencndilemma ist leicht 
auf die Wasserkonflikte bei dem Ausbleiben des Kooperations wil- 
lens zu übertragen. Es wird damit der Versuch unternommen, das 

III Es handelt sich um Situationen, die zeigen, wie individuell rationale Entscheidungen zu kollektiv 
schlechteren Ergebnissen führen können. 
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Gefangenendilemma in Bezug auf VerteÜungskonflikte um das Wasser 
in Zentralasien anhand des Konfliktbeispiels zwischen Usbekistan und 
Turkmenistan anzuwenden. 

Angenommen zwei homogene Lander, das Land A (Usbekistan) und 

das Land B (Turkmenistan), verfügen über eine gemeinsame Wasser- 
qucllc (den Fluss Amudarja). Die Länder (A und B) haben einen 
hohen Wasserverbrauch, da deren wichtigster Wirtschaftzweig die 
Landwirtschaft ist. Beide Länder müssen sich zwischen riiu-r niedrigen 
und einer höheren Wasserentnahme entscheiden. Nach dem Gefangc- 
nendilemma entscheidet sich jeder Akteur für eine größere Knrnahme, 
obv^'ohl die lüitnahmen der beiden Länder voneinander abhängig 
sind, denn sobald mindestens ein Land sehr \'iel Wasser entnimmt, 
überschreitet die Gesamtentnahme das erneuerbare Angebot (vgl. 
Dombrowsky 2005: 65-66). Daraus entstehen bestimmte Kosten, wie 
Z. B. Pumpkostcn, die Erschücfsung von neuen Wasserquellen etc. In 
unserem Lallbcispicl handelt es sich tun die ökologischen Folgen der 
Austrocknung des Aralsees, der Bodendegradation sowie um die daraus 
entstehenden sozialen Konflikte unter der Bevölkerung. Die „Kosten" 
stellen für beide Staaten eine Belastung dar. 





LandB: 
Niedrige Wasserentnahine 


LandB: 
Hohe WteMraninahme 


Land A: Niedrige Wasscfentnahme 


5:5 


2:7 


Land A: Hohe WassaMntnahme 


7:2 


33 



Tabelle 14: DasGefans^endiiemma bei derWasserverteilung 
Quelle: eigene Darstellung; Dombrowsl^ (2005: 66) 



Die Verhaitcnsstratcgic der Staaten ist voneinander abhängig: Bei der 
Entscheidung zwischen einer hohen und einer niedrigen Entnahme 
wird jedes Land überlegen, in welcher Weise sein Nutzen von dem 
abhängt, was das andere Land tut. Anaivsicren wir zunächst das 
Verhalten von Land A. Wenn das Land A davon .uisaeht, dass das Land 
B sich für eine niedrigere F.nrnahmc entscheidet, so wird der Nutzen 
für das Land A „7" lanheiten betragen, wenn es die hohe Entnahme 
wählt, und „5" Einheiten, wenn das Land A sich auch K'ii- eine niedri- 
gere Entnahme entscheidet. Im ersten Fall ist der Nutzen für das Land A 
größer (7 > 5). Deswegen ist die hohe Wasserentnahme die beste Wahl 
Rir das Land A. Entscheidet sich das Land B fiir dne höhere Wasserent- 
nahme, beträgt der Nutzen für das Land A „3" Einheiten, wenn das 
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Land A auch die hohe Entnahme vorzieht, und „2" Einheiten, wenn 
das Land A die niedrige Entnahme wählt. Diesmal ist der Nutzen für 

das Land A im ersten Fall größer (3 > 2) als in dem zweiten. Daraus 
ergibt sich: Egal, welche Entscheidung das Land B trifit, es ist für das 
Land A besser, sich für die hohe Wasserentnahme zu entscheiden. 

Die hohe Wasserentnahme ist damit die dominante Strategie, die 
auch das Land B teilen wird. Das heißt: Man kann die Situation durch 
den einseitigen Wechsel nicht ändern. Daraus resultiert ein Postulat 
flir beide Aktcure: Egal, was das Land B tut, es ist für das Land A 
immer besser, nicht zu kooperieren! Der Konflikt zwischen LJsbckis- 
tan und Turkmenistan ist ein empirisches Beispiel des Koppcrations- 
problcms im Sinne des Getangcncndilcmmas in den zcntralasiatischen 
Wasservcrteihrngskonnikrcn. Die Entscheidungen über die größere 
Wasscrcnrnahme sowie über die Erweiterunt» der Rcwässerun^sflächen 
werden ohne Abstimmung: mit dem Nachbarstaat betroffen, lürkmeni- 
stan baut einen riesigen See, wobei das Land mehr Wasser aus Amuda- 
rja entnimmt. Darunter leidet die usbekische autonome Republik 
Karakalpakstan, die noch weniger Wasser entnimmt, geschweige denn 
der Aralsee, dessen Austrocknung weiter voranschreiten wird. Die 
gegenseitigen Antagonismen machen die Kooperation bei der Lösung 
der Wasserkonflikte unmöglich. Damit wird der Um^g des ökologi- 
schen Desasters besonders in den Grenzgebieten"' weiter steigen, was 
im Endeffekt zweifellos beiden Staaten schadet. 

4.2.2 Problematik der intersektoralen Integratton 

Für einen guten Umgang mit Wasser sind politische, institutionelle und 
ökonomische Reformen entscheidend. Eins der zentralen Probleme 
für das IWRM stellen die schwachen Institutionen dar, die die sekto- 
rale Integration beinträchtigen. Die schwach entwickelten Instituti- 
onen, der Mangel an Ressourcen und technischem Know-how machen 
es besonders für die Hnrwicklungs- und Iranstormationsländer sehr 
schwer, die IWRM- Prinzipien umzusetzen. 

Das institutionelle System und die Regelwerke des Wassersektors in 
Zentralasien sind die Fortsetzung der bisherigen administrativen sowje- 
tischen Strukturen, als die Wasscrpoliiik zentral in Moskau verwallet 
wurde. Zu Sowjei/eiien wurde das Wasser anh.uul iler hydrologischen 
und nicht administrativen Grenzen der Tcilrepublikeii bewirtschal- 
tct. Für die bessere Koordination der Wasserverteilungspolitik wurden 
zwei zwischenrepublikanische Institutionen ins Leben prüfen: BVO 

1 12 Usbekische autonome Republik Karakalpakstan und tuifcnnenische Provinz Daschhowuz. 
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Amudarja (Bit das Flusselnzugsgebiet von Amudarja) und BVO 
Syrdarja (ftir das Flusseinzugsgebiet von S3nrdarja). Die administrati- 
ven Grenzen zwischen den Teilrepubliken stellten kein Hindernis ftir 

die Wasserverreilungsfragen dar, da diese eher ein mlnale Bedeu- 
tung harren. Die sowjetische Wasserpolitilc in Zenrralasien war auf die 
so\\ icri che C] esamtwirtsdiaft gerichtet und nicht auf die Interessen 
der ieilrepublÜcen. 

4.2.2.1 Die Tätigkeit der zentralasiatisctien BVO 

Nach dem Zusammenbruch tler Sow jetunion wurden alte Abkommen 
über die Wasserverteilung offiziell bestätigt (vgl. Wegerich 2005: 201). 
Für die bessere Koordinarioti der beiden BVOs wurde 1992 von fünf 
zenrralasiarischcn Rcpubhken das Abkommen zum gemeinsamen 
Manaoemenr und zum Schurz ^renzüberschreirender Wasserressourcen 
abgeschlossen und zusätzlich ein zwisciicnstaatliches Koordinationsko- 
mitee fiir Wasserrcssourcen (ICWC)"', das den Wasserverbrauch und 
die Gewasserverschmutzung kontrolliert, gegründet (vgl. Klötzli 1997: 
267). Das Ahnaty- Abkommen, das die Tätigkeit des ICWC reglemen- 
tiert, besagt, dass, bis eine neue Vereinbarung zustande kommt, das 
alte sowjetische Verteilungssystem übernommen werden sollte. Das 
heißt: Die alten Verteilungsmuster zugunsten der Bewässerungswirt- 
schaft werden beibehalten. 

Die Flusseinzug^behörde (BVO) - „Amudarja" und „Syrdarja" 
— gelten als zwei auf die Wasserbeckenbereiche bezogene Exeku- 
tivorgane der Kommission."'^ Die wichtigsten Aufgaben dieser 
internationalen Institutionen bestehen in der Bestimmung der Wasser- 
wirtschaftpolitik in der Region und in der jährlichen Erarbeitung und 
Festlegung von Limits des Wasserverbi nclis für jede Republik und für 
jede Region unter Abstimmung mit den n.irionalen Wasserministerien 
(vgl. Klötzh 1996: 267). Das heißt: Die wichtigsten Funktionen der 
BV'Os sind die Ausübung der Kontrolle über die Wasserbauanlagen 
und die Schlichtuno von Streitigkeiten um Wasserlimits. In Einzeltäl- 
len kann die BVO sogar eine Vermittlerrolle bei grenzüberschreitenden 
regionalen Verteilungsproblemen spielen und als neutrale Stelle Proto- 
kolle zwischen Streitparteien vereinbaren. 

Das Einrichten der zwischenstaatlichen Koordinationsorgane 
sollte dazu dienen, kollektiv und kooperativ Entscheidungen in den 

113 Interstate Commission fbr Water Coordination 

114 Außer zwei BVO verfügt die iO/VC über ein Sekretariat ein wissensciiaftliches Infonnationszen- 
trum und über ein meteorologisches Koordinationszentrum. 
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Wasserfragen zu treffen. Dafür muss die Tätigkeit der beiden BVOs 
transparent und offen sein. Nur in diesem Fall kann eine effiaente 
gemeinsame Wasserpolitik betrieben werden. Dies ist leider nicht 
immer der Fall. Vor allem in den Fragen der Entnahmenquoten 
herrscht eine Atmosphäre des Misstrauens vor. 

Am 12. März 1987 wurden die Kontingente für den Amudarja 
festgelegt, denen Kirgisien, Tadschikistan, Usbekistan und Turkmeni- 
stan zustimmten. 



Land 


Kontingent (lan*/JaiN) 


Anteii(Prozent) 


Usiwkistiii 


29fi 


48^ 


Tddschikistdn 


9fi 


15/* 


Kirgisien 


OA 


0i6 


Turionenistan 




353 


Stromabwärts der Abflussstelle von Kerki 


Usbekistan 


22 jO 


50 


Unkmenistan 


22 jO 


50 



Tabelle 15: Wasserkontingente Im Flussgebiet des Amudarja gemäß Protokoll 
Nr. 566 vom 12. März 1987 
Quelle: Wegerich (2005:206) 



Laut offiziellen Angaben des BVO Amudarja lag die Wasserentnahme 
(1993-1999) von einigen Ländern unter den im Protokoll festgelegten 
Werten: Kirgisien um 50 Prozent (0,25 km^) weniger, Usbekistan um 
27 Prozent (8 km^ und Tadschildstan um 23 Prozent (2,2 km^) (vgl. 
Wi^rich 2005: 208). Wenn man von diesen Angaben ausgeht, kann 
man auf eine Annäherung zwischen Jen Wasserquoten von Usbekistan 
und Turkmenistan schließen, deren Wasserentnahme nahezu gleich 
ist. Die Angaben, die BVO Amudarja inoffiziell vorlegte, zeigen ein 
anderes bild: 



115 Nach der Zustimmung von Afghanistan wurde nicht gefragt Die Interessen von Afghanistan 
werden bis Jetzt ausgeschlossen. 
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Jahr 


Usbekistan 


"nifknimlctan 


Tadsdifldstan 


1991 


60^ 


29,5 


9,9 


1992 


67,9 


24,8 


7,3 


1993 


62,9 


27,7 


9A 


1994 


633 


27,6 


8,6 


1995 


57,1 


31,9 


Ufi 


1996 


62,2 


30,8 


7fi 


1997 


53,7 


34.1 


12,2 


1998 


66,6 


25,6 


7,7 


1999 


S9A 


30/1 


10,2 


2000 


52» 


32,2 


15/) 


2001 


48,0 


33,7 


183 


Anteil im Protol<oll 


48,2 


35,8 


15,4 



Tabelle 16: Wasserverteilung im Flussgebiet des Amudarja im Zeitraum von 
1991 bis 2001 (unveröffentlicht, Pro2ent) 

Quelle: BVO Amudarja (unveiäfFentlicht), zitiert nach Wegerich (2005: 21 1) 



Laut dieser Tabelle verbraucht vor allem Usbekistan erheblich mehr 
Wasser, als es das Abkommen vorsieht. Nach Ikramova (2006) beträgt 
der Wasserverbrauch in Usbekistan viel mehr als 53 km^. 

Wegen der intransparenten Abläufe der Wasserentnahme entste- 
hen gegenseitige Beschuldigungen und da^ Misstrauen zwischen den 
Staaten wächst. Usbekistan beschwert sich, dass die Wasserentnahme 
von Tadschikistan und Turkmenistan unvcrhältnismäßis; in Bezug; 
auf die Bewässerungsfläche und Bevölkerungszahl sei (vgl. Wegerich 
2005: 207). Turkmenistan verbrauche nach Meinung der usbekischen 
Seite zu viel XX^'asser, und das auf Kosten von Usbekistan. Usbekistan 
wird von der kasachischen Seite inkriminiert, mehr Wasser zu entneh- 
men, als dies die Quoten vorsehen. Kirgisien und ladschikistan werfen 
allen Staaten am Unterlauf einen zu hohen Wasserverbrauch vor. Sogar 
innerhalb von Usbekistan selbst werten die Gebiete einander vor, zu 
viel Wasser zu verbrauchen. 

In der Praxis sind beide Flussbcckcnbchorden in ihren Kompeten- 
zen ziemlich eingeschränkt. Eine zunehmende Nationalisierung in der 
Wasscrpoliük der zcniralasialischcn Staaten crschwcri die Dtirchsctzung 
und Etlektivicät der Vereinbarungen. Die Ministerien geben nur ungern 
die eigenen Kompetenzen an diese Organisationen ab und versuchen 
die Wasserverteilungs^agen selbst zu regulieren. Die BVOs haben auch 
keine uneingeschränkte Kontrolle über Wasserobjekte wie Wasserspeicher, 
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Stauseen oder Kanäle. Ein großer Teil der Wasserbauanlagen, die eine 
zwischenstaadidie Bedeutung haben, sowie die größten Hydroenerg^eko- 
mplexe mit Stauseen beTinden sich immer noch in der Verwaltung der 

nationalen Organe und sind nicht der Kontrolle der BVOs unterordnet. 
Der Grund besteht darin, dass die nationalen gesetzgebenden Ol^ane 
die Legitimität und Autorität dieser Institutionen nicht anerkennen, was 
wahrscheinlich nicht zuletzt an den geographischen Standorten beider 
BVOs liege. Sowohl die Amudarja BVO (mit dem Sitz in Urgentsch) als 
auch die Syrdarja BVO (mit dem Sitz in Taschkent) haben beide ihren 
Sitz in Usbekistan. Diese Tatsache erregt bei den anderen zcntralasiati- 
schcn Republiken den Verdacht, dass die BVOs allen voran die usbeki- 
schen Interessen schützen, d. h. auf die Wasserverteilung zugunsten der 
Landwirtschaft orientiert sind. Kird^icn und ladschikistan sehen sich in 
der Entwicklung des eigenen hydrologischen Potentials beeinträchtigt und 
zeigen wenig politischen Willen, im Rahmen der BVOs zu kooperieren. 

Vor allem die Syrdarja BVO genießt in Kirgisien kein Vcrnaucn. 
Die kirgisische Seite sieht die Aufgabe der Syrdarja BVO darin, usbeki- 
sches Interesse zu unterstützen und größere KondioUe über kirgisische 
Wasserressourcen zu gewinnen. 

Damit entsteht die grundsätzliche Frage, ob beide BVOs in Zukunft 
als zwischenstaatliche Organe agieren werden, da sie nicht von allen 
Staaten anerkannt werden. Dcsw^n müssen die Entschcidimgs- und 
Kontrolleprozesse, die innerhalb dieser Behörden ablaufen, von mehr 
Transparenz und Offenheit begleitet werden, um damit das g^ensei- 
tige Misstraucn der Staaten abzubauen. Nur so können das Vertrauen 
und die Kooperation zwischen den Regierun^n zentralasiatischer 
Staaten wiederhergestellt werden. 

4.3 Die Rolle der internationalen Akteure bei der Entschärfung 
der Wasserkonflikte in Zentralasien 

Die konkurrierende Agenda der internationalen .Akteure in der Region 
zielt hauptsächlich auf die pragmatische Beachtung ihrer nationalen 
Interessen. Ungeachtet dessen, dass sowohl Russland als auch China, 
der Iran oder die EU auf die Stabilitätswahrung in Zentralasien großen 
Wert legen, will keine dieser Mächte eine Schlichtcrrolle in Bezug auf 
die \crtciKmgs- und Nuizungskoniliktc um das Wasser in der Region 
übcrnchnicn. 

Die russische Politik basiert, wie schon oben angesprochen 
wurde, auf einem realpolitischen Ansatz. Die umfangreichen Inves- 
titionen in die Ausweitung der tadschikischen und kirgisischen 
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Hydroenergiekomplexe liaben keinen altruistischen Hintergrund, es ist 
kein Akt des guten russischen Willens g^enüber seinen armen Koope- 
rationspartnern. Au^hend von dem Vulnerabilitätspotential, das die 

Ressource Wasser in der Region besitzt, stellt die russische Beteiligung 
einen Schritt in Richtung der Festigung seiner Positionen in Zenrral- 
asicn dar. Die Finanzierung des russischen Staats solcher Projekte 
wie der Wasserkraftwerke durch den russischen Staat am Vachs in 
Tadschikistan kann kein kommerzielles Interesse haben, da die Kosten 
weitgehend die möglichen Gewinne überschreiten. Dank dieser Unter- 
stützunii; erzielt Russland einen langfristigen Einfluss aui die regio- 
nale Energiepolitik. Tadschikistan ist bei Riissland hoch verschuldet 
(305,730 US-Dollar für das Jahr 2üü4) und wirtschaftlich sehr abhän- 
gig. Im Juni 2008 hat der russische Präsident Dmitri Mcdwcdcw das 
Gesetz über die Regelung der tadschikischen Schulden uiuerschrieben 
(RKGNUM 25.06.2008). Laut diesem Gesetz wird Tadschikistan ein 
Teil der Schulden erlassen, wofür Russland die Militaranlage „Nurek" 
sowie 75 Prozent"** des Wasserkraftwerkes Sangtuda 1 erhält. Tadschi- 
kistan verpflichtet sich seinerseits, 30 Mio. US-Dollar in den Bau des 
Sangtuda 1 zugunsten des russischen Anteils als Schuldenerlass zu 
investieren. Die russische Politik in der Region zielt also nicht auf die 
Stärkung der re^onalen Int^ation, sondern viel mehr auf die Einbe- 
ziehung der zentralasiatischcn Staaten in seine Einfiusssphäre. Die 
gleiche Verhaltensstrategie ^It auch für China und den Iran. Die Betei- 
ligung Irans an dem Bau des Sangtuda 2 bt ein weiterer Versuch der 
Islamischen Republik, sich dank der Präsenz in dem kulturell verwand- 
ten Tadschikistan als Akteur in der gesamten Region zu etablieren. 

Eine ambivalente Rolle in der regionalen Wasser probl cm atik kommt 
der Volksrepublik China zu. China ist selber in die Verteilungsproble- 
matik mit Kasachstan (Iii, Irtysch)"" als Obcranlicger sowie mir Kirgi- 
sien (Aksu'"*) als Unteranlieger verwickelt. An dem Fluss Irtysch plant 
China große hydrotechnische Projekte. Schon jetzt verwaltet China 
selbsrständig die Wasserressourcen von dem Schwarzen lrt}'sch"'\ ohne 
dabei Rücksicht aui" Kasachstan und Russland zu nehmen. Sowohl 
Russland als auch Kasachstan betrachten das chinesische Vorgehen 
mit großem Argwohn und haben im Rahmen von SCO diese Frage 
angesprochen (vgl. Vasil'cva 16.07.2003). Bis jetzt blieben aber die 
russischen und kasachischen Vorwürfe ergebnislos. China hat sich 

116 Minus eine Aktie. 

117 Von dem chinesischen Territorium fließen Richtung Kasachstan 23 grenzüberschreitende Flüsse. 

118 QuerflussdesTarin». 

119 Auf dem chinesischen Teritorium witd der Fluss Irtysch als schwarzer Irtysch bezeichnet 
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geweigert, den internadonalen UNO-Konventionen über Wasser&a- 
gen beizutreten, und besteht auf bilateralen Verhandlungen, die auch 
auf der Ebene der Flusswasserbehörden verlaufen müssen. Die Umsied« 
lung^politik der VR in Nordwesten sieht vor, die Zahl der Menschen 
im Westen Chinas durch Binnenmigration von 100 auf 250 Mio. 
Einwohner zu vergrößern (vgl. Weiss 2007: 92). Dies wird massiv zur 
Spannung um die Wasserverteilung beitragen. Aul der anderen Seite 
zeigt sich China bei den hydroenergetischen Projekten in Tadschiki- 
stan als Investor bereit, wo Ch ina das Zeravshan''" Wasserkraftwerk 
mit der Ciesamtleitung von 150 MW und dem Investitionsvolumen 
von 260 Mio. US-Dollar sowie das Nurobod Kraftwerk hauen wird 
(vgl. Zairov 21.01.2008). China will genauso wenig wie Russland 
in die zwischenstaatlichen Streitigkeiten über die Wasserverteilung 
einbezogen werden. Die VK betreibt ihre Politik auf der Ebene der 
Nationalstaaten und verfolgt damit in Bezug auf Zcntraiasicn keinen 
integrativen Ansatz. 

Die Europäische Union ist bis jetzt der einzige internationale Akteur, 
der die Wichtigkeit der Wasscrproblcmatik bzw. deren Konfliktpo- 
tential in der Region erkannt hat. Die EU versucht diese Thema- 
tik im Rahmen ihrer polittsdhien Agenda in Bezug auf Zentralasien 
in den Vordergrund zu schieben. Die oben angesprochene Zentral- 
asienstrategie der EU sowie die Wasserinitiative-Zentralasien bieten 
einen int^ativen, auf der r^onalen Kooperation basierenden Ansatz 
des Wassermanagements in Zentralasien. Die EU betrachtet die 
zwischenstaatliche Kooperation als eine essenzicllc Voraussetzung für 
die Entschärfung des K'Miifliktpotentials in der Region. Ihre Strategie 
sdelt auf die Stärkung der politischen Zusammenarbeit in den Wasser- 
fragen. Die Europäische Union verhält sich eher vorsichtig in Bezug auf 
große hydrotechnische Projekte wie den Bau der riesigen Wasserkraft- 
werke, und favorisiert den Bau von kleinen iAnlagen. Bei der Umset- 
zung des IWRM-Konzcptes in Zentralasien spielt die Union neben der 
W^eltbank eine der wichtigsten Rollen. Die Länder der Europäischen 
Union sind an der Finanzierung vieler Pilotprojckte lür die Umset- 
zung des nachhaltigen Wassermanagements wie im Fergana-Tal oder 
im C^hore/m-Ciebiet beteiligt. Nach der Verabschiedung der Zentral- 
asienstr.uegie wird die Rolle der FU in der Region an Betieutung 
gewinnen, da die europäische Politik differenzierter und konsequenter 
geworden ist. Dank des aktiven Engagements im Wasserbereich kann 
sich die EU als ein wichtiger Akteur in der Region etabÜeren, da für die 

120 Nach einigen Angaben hat China doch auf den Bau des Wasserkraftwerices verzichtet &/gl. Asadul- 
laev 04.07.2008). Offizielle infbnnation gibt es diesbezüglich nicht 
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Staaten Zentralasiens die europäisdie Unterstützung eben im Bereich 
des Wassermanagements von großer Relevanz ist. 

Im Allgemeinen lässt sich behaupten, dass die Politik der interna- 
tionalen Akteure (mit Ausnahme der EU) auf die Entschärfung des 
Konfliktpotcntials des Wassers in der Region eher eine destruktive 
Wirkung ausübt. Die polarisierende Machtkonkurrenz der internatio- 
nalen Großmächte behindert weiter den Rcgionalismus und spielt die 
zentralasiatischen Akteure dank der einander übertreffenden Angebote 
und Großprojekte auseinander. 
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5 Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

5.1 Ergebnisse der Arbeit 
5.1 .1 Eskalationsgefehr der Konflikte 

Die strukturellen Änderungen, die in der zentralasiarischcn R^on 
aufgrund des Zerfalls des einheitlichen Wirtschaftssystems ent- 
standen sind, bedingten teilweise das grundlose Streben der Länder, 
die unrentablen und incltektivcn Wirtschaftszwciiic zu entwickeln. 
Damit haben die zentralasiatischcn Staaten, die nach dem Zusammen- 
bruch der UdSSR ohne finanzielle Zuschüsse aus Vlosk.u] geblieben 
sind, einen destruktiven Weg der Entwicklung der eigenen Wirtschaf- 
ten gewählt. Die Staaten am (Überlauf (Kirgisien und Tadschikistan) 
versuchen das eioene Buds'er mir 1 lilte der forcierten Hntwicklung, der 
1 Ivdroenergie bzw. mit cicm Lrrichten weiterer Staudämme autzuHillen, 
ohne dabei über die Folgen für die Staaten am Unterlauf und Aralsee'^' 
nachzudenken. I^e Staaten am Unterlauf (v. a. Usbekistan und Turk- 
menistan) unterstützen die Entwicklung der Landwirtschaft und damit 
des landwirtschaftlichen Wasserverbrauchs. In diesem Zusammenhang 
streben alle Staaten Zentralasiens danach, das Geld bei den Investi- 
tionen in die Renovierung, Enthaltung und Reinigung von Kanälen, 
Bewässerun^systemen nationaler Bedeutung, den Schutz von Küsten 
sowie den Wasserschutz zu sparen. 

Das Fehlen regionaler Arbeitsauheilung und ökonomischer Koope- 
ration, was indirekt zu dem höheren Wasserverbrauch auf nationaler 
Ebene führt, ruft gegenseitige Ansprüche und Vorwürfe bezüglich der 
höheren Wasserentnahme hervor. Die bisher praktizierte Quotcnrc- 
gelung hat schon längst an Legitimität verloren, da das existierende 
Energieaustauschsystem nicht immer funktionsfähig ist. 

Was die Konflikteskalation angeht bzw. dessen Cewaltinrensirät, so 
ist es ziemlich problematisch, einen direkten Zusammenhang zwischen 
Wasserknappheit und Gewaltausbrüchen festzustellen. Man kann aber 
konstatieren, dass das Thema der Wasserverteilung in Zentralasien sehr 
emotional diskutiert wird und äußerst empfmdlich für alle Parteien ist. 
Ausziehend davon, dass das Wasser in der Region eine hohe gegenseitige 
Vuincrabililäi besitzt, kann man nicht immer eine rationale Politik der 

121 An dieser Stelle muss man darauf hinweisen, dass sich die Staaten am Oberlauf nicht für die Kata- 
strophe des Aralsees verantwortlich fühlen und die t iqene Position dadurch begründen, dass die 
Bewässerung in den bldaten am Unterlauf dazu gefuhrt hat. Die Entwicklung der eigenen Wirt- 
schaften sei zu den Sowjetzeiten vemacitlässigt gewesen, da der Akzent auf die Entwicklung der 
Landwirtschaft In den Staaten am Unterlauf gelegt wurde. 
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zentralasiatischen Akteure in Bezug auf die Wasserverteilung erwarten. 
Bis jetzt ging es aber bei den zwischenstaatlichen Auseinandersetzungen 
nur um verbale Drohungen'^ oder Machtdemonstrationen*^. Immer- 
hin lässt sich zum heutigen Zeitpunkt eine größere Verwundbarkeit 
der Staaten am Unterlauf als der am Oberlauf Feststellen. Für diese ist 
die stete Wasserversorgung eine essenziell wichtige Voraussetzung för 
die Übcrld>cnsfähigkeit eigener Wirtschafren. Momentan bestimmt 
aber die regionale Machtasymmctric (starke rohstotheiche Unteraniie- 
ger und schwache Oberanlicgcr) die Kräftebalance in der Region. Der 
momentan existierende Status quo spricht eher für das Ausbleiben eines 
Konlliklausbruchs. Die Ausweitung von tadschikischen und kirgisi- 
schen Hydroenergiekomplcxcn und damit die Erreichung der Autarkie 
im Energiebcrcich kann hingegen die regionale Krähcbalance in dem 
Sinne ändern, dass die Staaten am Oberlaul" die eigenen Interessen 
entschlossener verteidigen werden. Wenn es Kirgisien und ladschikis- 
tan gelingt, die eigenen Pläne bezüglich der 1 iydrocnergieentwicklung 
umzusetzen, kann man in dem Fall nicht ausschließen, dass vor allem 
Usbekistan und Turkmenistan, die aufgrimd ihrer Vulnerabilität die 
stete Wasserversorgung als primäre Sicherheitsgarantie ansehen, die 
eigenen Interessen militärisch verteidigen werden. 

In Zentralasien wachsen grundsätzlich die Besorgnis und allge- 
meine Verunsicherung bezüglich der Baupläne neuer Stauseen und 
Staudämme sowie der Ausweitung von Bewässerungsflächen. In Bezug 
auf die meisten Projekte solcher Art werden keine zwischenstaatli- 
chen Konsultationen oder Absprachen durchgeführt. Diese Tatsache 
verstärkt das vorhandene Misstrauen zwischen den zentralasiatischen 
Akteuren und macht die Kompromissfindung bei der Lösung der 
vorhandenen Konflikte problematisch. Der klassische Nutzungskon- 
flikt zwischen Ober- und Unteranlieger — das Nutzungsregime des 
Toktogul-Stausees - trägt Züge eines Koordinationsproblcms. Die 
Staaten haben in diesem Fall keine anderen Alternativen, als zu koope- 
rieren. Die Schwierigkeiten erweisen sich aber bei der Festlepung von 
gerechten Auspjeichmechanismen, mit denen sowohl die Unteran- 
lieger (Usbekistan, Kasachstan) als auch der Oberanlieger Kirgisien 
einverstanden sind. Nur unter dieser Voraussetzung werden beide 
Streiiparieien daran interessiert sein, die getrollcncn Vereinbarungen 
durchzusetzen. Die Unsiimmigkeilen bezüglich der Wasserverteilung 
zwischen Usbekistan und Turkmenistan sind die angespanntesten in 

122 Z. B. von dem tadschiictschen Rebelführer Khudaberdiyev, den Damm zu zerstören, oder die Äuße- 
rungen in Idrgisischen Medien bezüglich der Sprengung des Stausees . 

123 Wie die Stationiening der usbekischen Militäriväfte an der Grenze zu Kirgisien. 
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der Region. Beide Republiken zeigen kaum Kompromiss- bzw. Koope- 
rationsbereitsdiaft in Fragen der Wasserverteilung aus dem Amudarja. 

Sowohl Usbekistan als auch Turkmenistan verhalten sich im Sinne des 
klassischen Gcfangcncndilemmas, indem sie sich beide fiir eine größere 

Wasserentnahme aus Amudarja auf Kosten des Aralsees entscheiden 
und damit zur Austrocknung des Sees sowie zu der Verschärfung der 
ökologischen Situation in den Aralseegrenzgebicten unter anderem in 
Karakalpakstan beitragen. Die Absichten Turkmenistans, einen Stausee 
in der Wüste Karakum zu errichten, werden zweifellos das Konflikt- 
potential zwischen den beiden Republiken erhöhen. Damit wird auch 
die Eskalaiionsi^ffahr weiter steigen. Um die Eskalationsgefahr zu 
mildern, muss lurkmcnistan die Idee des Baus des Stausees „Goldenes 
Zeitalter"— ein Versuch, einen künstlichen See in der Wüste zu errich- 
ten, wo das Wasser verdampfen wird — aufgeben. Usbekistan muss 
auch auf den Bau von vier Stauseen auf dem Fluss Syrdarja verzich- 
ten. Die Bergstaaten i\irgisien und 1 adschikistan müssen die eigenen 
anspruchsvollen Pläne bezüglich der Ausweitung der eigenen Hydro- 
energiekomplexe relativieren und die öberlebensmchtigen Interessen 
seiner Nachbarn am Unterlauf nicht ignorieren. Die Eskalationsgefahr 
des innerstaatlichen Konfliktes in Karakalpakstan ist ungeachtet der 
wirtschafdichen Diskriminierung sowie politischen und soao-ökono- 
mischen Marginalisicrung als nicht hoch einzustufen. Die autoritäre 
Führung Usbekistans lässt jegliche Art des Protestes unterbinden, so 
dass die Karakalpaken die Auswanderung als einzigen Weg aus dem 
miserablen Zustand ansehen. Die „ökologischen" Flüchtlinge finden 
hauptsächlich in dem benachbarten Kasachstan einen Zufluchtsort. 
Die usbekische Regierung nimmt die schlechten ökologischen und 
soziökonomischen Lebensbedingungen in ihrer autonomen Republik 
bewußt in Kauf und setzt die vorherige Politik weiter fort. Taschlcent 
unternimmt kleine Versuche, die existierende Situation zu ändern und 
steht der massenhaften Auswanderung eher gleichgükig gegenüber. 

Nach der Analyse der Politik der internationalen Mächte in /entral- 
asien im Allgemeinen sowie in Bezug auf die regionale Wasserpoli- 
tik im Besonderen lässt sich die erste Hypothese der Arbeit, dass das 
konkurrierende /Vgieren der internationalen Akteure zu dem vorhan- 
denen regionalen Kuiillikipoiential beiträgt, bestätigen. Mit der 
Ausnahme der EU, die die regionale Iniegration zu stärken versucht, 
verfolgen alle anderen Akteure hauptsächlich ihre Nationalintcresscn. 
Weder China noch Russland, der Iran oder die USA bemühen sich 
um die Forcierung des Ri^onalismus. Wi^en ihrer konkurrierenden 
Vorstellungen spielen die internationalen Akteure die Staaten Zentral- 
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asiens gegeneinander aus. Die übertxefFenden Angebote in Form von 
zinslosen Kredithilfen und Investitionsprogrammen unterstutzen die 
Autarkiebestrebungen und Kooperationsverweigerung der Staaten 

Zcntralasicns. 

Das Dilemma der europäischen Polirik in der Region besteht aber 
darin, dass es l^ür die EU ziemlich problematisch sein wird, ihre energie- 
politischen hitere^sen ZU realisieren, ohne dabei ihren Wertekodex zu 
verletzen. Da die heutigen Verhandlungspartner in Zentralasien dem 
europäischen Verständnis der freien, demokratischen Gesellschaft mit 
legitim gewählten Amtsinhabern nicht entsprechen, muss die Europäi- 
sche Union sehr vorsichtig bei ihrer Politik in der Rcy;iün aiiiercn. Eine 
ausdrückliche und komprornisslosc Aufforderung an die zcntralasia- 
rischcn Staaten, sich zu den europäischen Werten zu bekennen, kann 
eine ähnliche Reaktion wie im Fall der USA auslösen, die dann zu 
einem eindeutigen und letztendlich unwiderruflichen Hinflussverlust 
der Europäer in Zentralasien führen wird. Einen nächsten Schritt für 
die hitensivierung der Zusammenarbeit zwischen der EU und Zentral- 
asien sollte die Einbeziehung der regionalen Staaten in die ENP darstel- 
len. So kann die Union den zentralasiatischen Republiken ernsthaftes 
Interesse an der Kooperation signalisieren. 

Ob der EU der Spagat zwischen den pragmatischen Zielen der 
Diversifizierung der Energieträger und der Demokratieforderung in der 
Region ^lingt, wird sich in den nädisten Jahren feststellen lassen. IClar 
bleibt jedoch, dass sich die aktive Politik der EU sowie die Konzent- 
ration auf die Lösung der gezielten Probleme im Wasserbereich insge- 
samt positiv auf die Entschärfung des r^onalen Konfliktpotentials 
auswirken werden. 

5.1 .2 Umsetzung des IWRM-Konreptes 

Der wichtigste Problempunkt bei der Umsetzung des IWRM- 
Konzeptes stellt die mangelhai"te Kooperation zwischen den zentralasi- 
atischen Staaten dar. Die Politik der nationalen Abgrenzung hat dazu 
geführt, dass zum heutigen Zeitpunkt die zentralasiatischen Republiken 
miteinander zerstritten sind, was ohne Zweifel die Zusammenarbeit im 
Hinblick auf die Lösung der zwischenstaatlichen Wasserkonflikte sehr 
verkompliziert. Momentan kann von Zcntralasicn als einer einheit- 
lichen Region nicht die Rede sein. Die Länder der Region distan- 
sdcrcn sich immer weiter voneinander, sowohl in wirtschaftlicher als 
auch in politischer Hinsicht. Die öfFentlidien Proklamationen über 
die regionale Solidarität und gute nachbarschafdiche Beziehungen 
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haben mit der waliren Politik wenig zu tun. Die regionale Kooperation 
wird sehr stark durdi die Rivalität zwischen Kasachstan und Usbeki- 
stan erschwert. Kasachstan fühlt sich In seinem Führungsanspruch 
in deni Sinne bestätigt, dass das Land in ökonomischer Hinsicht in 

der Tiir eines der erfolgreichsten Ennvicklungsmodelle im postsowje- 
tischen Land darstellt. Daraus ergebe sich eine „natürliche" Führung 
in der Region. Usbekistan fühlt sich in seinen Ambitionen als histori- 
sche Führungsmacht gekränkt und kann die kasaclii chcn Führungs- 
ansprüche nicht akzeptieren. Die zwischenstaatliche Rivalität äußert 
sich in dem Verhältnis der beiden Präsidenten untereinander. Der 
kasachische Präsident Nursulian Nazarbacv hat Usbekistan zum ersten 
Mal nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion otfiziell erst im Jahr 
2006 besucht (vgl. Allison 2007: 267). Jedes von Kasachstan initi- 
ierte regionale Projekt stößt a priori auf vSkepsis auf usbekischer Seite. 
Neben Kasachstan gehören auch Kirgisien und ladschikisran /u den 
Staaten, die für interregionale Strukturen plädieren, lurkmenisran hat 
den destruktiven politischen Kurs der Isolation gewählt und blockiert 
dementsprechend alle Inidativen auf der regionalen Ebene. Obwohl 
die komplexen Sicherheits- und Stabilitätsrisiken in der R^on nur 
gemeinsam gelöst werden können, bleibt der Zusammenhalt der 
zentralasiatischen Staaten auf der Strecke. Der mangelhafte Koope- 
rationswillen stellt damit die wichtigste Voraussetzung, aber auch die 
größte Hindernis für die Umsetzung des IWRM-Konzcptcs in Zentral- 
asien. E>ie zweite Hypothese der vorliegoiden Arbeit, die besagt, dass 
der mangelhafte Kooperationswille der zentralasiatischen Akteure die 
erfolgreiche Umsetzung des IWRM- Konzeptes verhindert und das 
vorhandene Konfliktpotential in der Region verschärft, erweist sich 
damit als überzeugend. 

Auf^er dem Problem der zwischenstaatlichen Kooperation existiert 
in Zentralasicn ein enormer Bedarf an Reformen in den wirtschaft- 
Hchen, sozialen und politischen Bereichen, die für die innerstaatliche 
1 j^icne von giofscr Relevanz sind. Der Prozess der Umsetzung dieser 
Reformen geht sehr langsam voran und ist mit vielen Schwierigkeiten 
verbunden. Besonders wichtig für das nachhaltige Wassermanagement 
sind die politischen Reformen, die die zcntralasia tischen Führungen 
ungern und verzögernd durchlühren. 

Nach Neuberi und Hcrrlahrdt werden die politischen Rctormen in 
Entwicklungsländern dann zustande kommen, wenn die Nutzen der 
Reformen die Kosten der Beibehaltung des Status quo übersteigen. 
Denn die Akteure sind nur dann bereit, in die Reform des Wasser- 
sektors zu investieren, wenn die Opportunitatskosten (soziale Kosten 
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des Status quo ohne Wasserreform) größer als die Transaktionskosten 
der Reform (z. B. politische Durchsetzungskosten) sind (vgl. Neubert/ 

Hcirfiihrdt 2005: 240). Besonders in den klientilistischen Gesell- 
schaftsstrukruren, wo die Eliten übergroße Machtbefugnisse verfugen 
und Angst haben, diese Stellung zu verlieren, sind die Transaktionskos- 
ten der politischen Reformen sehr hoch einzuschätzen. Die im Verlauf 
des Transformationsprozesses gestärkte Nomenklatur Zcnrralasiens hat 
Interesse daran, die Abhängigkeiten zu erhalten, und setzt die Reformen 
nur selektiv um, um die eigenen Machtpositionen nicht zu gefährden. 
Irotz weitreichender Gesetzesvorlagen kommt es daher in der Praxis 
nur zu marginalen Veränderungen, und die Macht der administrativen 
Strukturen bleibt weitgehend erhallen (vgl. Hcrrfahrdt 2004). 

Die meisten Staaten ', die von der Wasserknapphcir herroffen sind, 
sind gleichzeitig solche, die unter wirtschaftlicher ümereiuwicklung 
leiden und deswegen mit der Umsetzung des IW'RM vor einer gewal- 
tigen I ierausforderung stehen (vgl. Neubert/Iierrfahrdr 200S: 237). 
Deswegen ist eine verantwortliche Rcgicrungsfiihrung (Good Gover- 
nance) för die erfolgreiche Implementierung des IWRA^-Konzeptes 
zentral. Ihre Au^abe besteht in der Überwachung und Steuerung der 
Prinzipien der sozialen Gerechtigkeit, der Armutsbekämpfung und 
friedlichen Wasserverteilung unter den Menschen. Die Regierung 
trägt auch dafür die Verantwortung, die Durchsetzung der wasser- 
rechtlidien Vorschriften zu gewährleisten. Einen wichtigen Teil des 
IWRM-Konzcptes bildet die Einfuhrung von Preisen für Wasser. Die 
staatlichen Strukturen in Zentralasien, die durch geringere Transpa- 
renz, klientelistische Züge der Clanwirtschaft und Korruption auf allen 
Ebenen gekennzeichnet sind, können damit nicht garantieren, dass die 
Preisbildung sozial gerecht gestaltet werden würde oder dass die Gebüh- 
ren nicht geplündert werden, sondern den Wassersystemen zugute- 
kommen würden (vgl. Oelschlägcr 2005: 62). Im anderen Fall kann 
die Finführung von Wasserpreisen weiter zu dem regionalen Konflikt- 
potential beitragen, da diese vor allem hei den benachteiligten Gcsell- 
schaftsschichten starken Protest hervorrufen werden. 

Der Aufbau der institutionellen Kapazitäten muss am Anfang der 
Einführung des IWRM stehen (vgl. v. Edig/v. Edig 2005:147) .Die 
effizient organisierten Institutionen sind der Ausgangspunkt für 
eine crlolgreichc Wasserpolitik. In Zcntralasicn sind diese Institutio- 
nen vorhanden, sie sind aber unterentwickelt und können deswegen 
keine effiziente Wasserverteilungspolitik betreiben. Die verschiedenen 
Institutionen der Region wollen bei ihrer Arbeit nicht miteinander 

124 Die Ausnahme stellen die ölstaaten. 
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koordinieren, so dass die Informationsvermitdung im Rahmen einer 
Institution von niedri^n an höhere Oi^nisationsebenen ziemlich 
problematisch verläuft. Sic sind daher w^cn der allumfassenden 
Korruption und der klientelistisch geprägten Gesellschaftsstrukturen 

nicht runktionsfähig. Die Staaten Zentralasiens verfügen über keine 
demokratische Tradition, deswegen werden die vorhandenen Institu- 
tionen von den lokalen Eliten bccinflusst. Damit wird auch die dritte 
Hypothese der Arbeit bestätigt. Das institutionelle Gefüge des Wasser- 

managements in Z.entralasien ist wegen des gegenseitigen Misstrauens 
sowie wegen der Abwesenheit der Kooperationsbereitschaft unterent- 
wickelt. Die internationalen Institutionen im Wassersektor sind deswe- 
gen nicht in der Lage, eine effiziente und nachhaltige Wasserpoiitik zu 
betreiben. 

Der gemeinsame Kontroll- und Koordinationsmechanismus ICWC 
erwies sich als nicht clli/ient. ICWC ist eine geschlossene zwischen- 
staatliche Institution, die sich hauptsächlich nur mit der Vcrtcihnig 
der Wasserrcssourccn beschältigt. In diesem Koniitcc sind weder 
landwirtschaftliche noch industrielle Vertreter repräsentiert. Auch sind 
keine Mitglieder der NGOs oder andere zivilgesellschaftliche Akteure 
vertreten. In der \^nnnraltungsstruktur der Institution dominieren die 
Beamten aus usbekischen Behörden, was den \^dacht erregt, dass das 
Komitee die nationalen Interessen Usbekistans verfolgt. Das fuhrt zur 
politischen Apathie der anderen Staaten, die das Organ finanziell nicht 
unterstützen wollen (ICG Asia Report No 34 2002: U). 

Die Ex^utivorgane des Komitees — die Flussbeckenverwaltung^n 
(BVG) - verfiigen über eine nicht ausreichende Ausführungsgewalt. 
Um übermäßige Wasserentnahmen zu stoppen, müssen sidi Jic Fluss- 
beckenbehördcn zuerst an die R^erung wenden. Erst dann können 
sie agieren, und dies auf einem langen Verwaltungsweg von oberen 
zu unteren Instanzen (vgl. Trouchine/Giesc 2006: 17). Außerdem hat 
der BewässerunEissektor innerhalb des Wasserressourcen-Mana<rements 
ein übcrproportionales Gewicht und bestimmt die Wasserverteilung. 
Beide Flusswasserbehörden (BVO) sind aul die Landwirlschalt der 
Unreranlieger orientiert und lassen die Interessen der Oberanlicger 
in der Entwicklung der Hydroenergie sowie den Aralsee ohne beson- 
dere Berücksichtigung (vgl. Valintini et al. 2004: 55). Die ICAV muss 
mehr Iransparen/ nach außen zeigen, damit die zunehmende Sorge in 
der Region, dass die Institution hauptsächlich im Interesse der usbeki- 
schen Seite agiert, beseitigt werden kann. 

Damit kann man im Fall von Zentralasien leider ein enttauschen- 
des Zwischenergebnis ziehen: Die Umsetzung von IWRM-Prinzipien 
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wurde bis jetzt noch nicht durchgeführt. Das Wassermanagement orien- 
tiert sich weder an hydrologischen Einheiten, noch sind Fortschritte im 
guten Um^uig mit den Wasserressourcen bei der Verteilung zwischen 

den zcntralasiatischen Staaten zu beobachten. Zwar gibt es Beispiele 
von einten Pilotprojekten'", die die IWRM-Prinzipicn in bestimm- 
ten geographischen Gcbkicn umzusetzen versuchen, doch erfolgt 
die Bewirtschaftung der Wasscrrcssourccn immer noch unter dem 
Paradigma der nationalen Souveränität und nationaler Interessen. 

5.2 Empfehlungen für eine nachhaltige Ressourcennutzung 

Bei den zentralasiatischen Regierungen muss man klar zwischen der 
bei Gipfeltreffen demonstrierten Betroffenheit und der tatsächUchen 
länderspezifischen Politik luiterscheiden. Es gibt eine grolse Diskre- 
panz zwischen dem offiziell proklamierten Einverständnis und der 
realen H.uKilungsbcreiLschalr. Iroiz immer neuen Proklani.uionen und 
der Verabschiedung entsprechender Gesetze wurden in Zeiuralasien 
keine Anreizstrukturen geschaffen, die zum effizienten Umgang mit 
Wasser beitragen könnten. Die Bauern in Usbekistan und Turkmenistan 
bekommen weiter kostenlos Wasser. Die Gebühren auf Bewassenmgs- 
wasser würden ohne Zweifel zu einem verbesserten Wassermanagement 
beitragen. In diesem Zusammenhang muss man jedoch sagen, dass die 
meisten zentralasiatischen Landwirte finamdell nicht in der Lage wären, 
den ökonomischen Wert des Wassers zu akzeptieren. Denn der Staat, 
der komplett die Absatzmärkte fiir Baumwolle und Weizen kontrolliert, 
schreibt den Bauern vor, was diese und in welchem Umfang zu pflanzen 
haben und zu welchem Preis'-'' die landwirtschaftlichen Güter an dem 
Staat verkauft werden (vgl. ICG Report 2005). Eine Voraussetzung fiir 
die Einführung des Wasserpreises ist deswegen die Liberalisierung der 
Absatzmärkte, damit die lokalen Landwirte höhere Einnahmen erzielen 
könnten. Außerdem sind in den Ländern Zentralasiens wirksame 
Maßnahmen zur Gcburlenrcgclung unerlässlich, um so die verfügbare 
Pro-Kopl-Menge an Wasser zu erhöhen; es muss auch eine Land- und 
Bodenreform durchgeführt werden. 

Das Thema der Preiseinführung für die Ressource Wasser in Zentral- 
asien ist sehr kontrovers, in der Debatte über das Thema „das Wasser als 
ökonomisches Gut" stoßen zwei 1 hesen aufeinander. Die eine behauptet 

125 Z. B. das Pilotprojekt JWR.Vl FL-ttidtiri" im Fcrqand ThI. dds <lic Pilotkdiidlc „Ardvan-Akburinskiy" 
in Kirgisien, .Hodzhd Bdgirgdnskiy m Idübcliikistan und „Juzlinü-Fetgdnskiy " in Usbekistan ein- 
schließt 

126 Der Preis liegt weit unter dem AAarktpreis. 
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die Priorität des Menschenrechtes auf Nasser, die andere geht von einer 
ökonomischen Becraditung des Wassers aus und definiert Wasser als 
Handelsware (vg^ Rechkemmer/Sdimidt 2006: 95). In Zentralasien 

führt man emotionale Diskussionen bezüglich der Fi iführung des 
W'.isserpreiscs. Ftusprechciid dem muslimischen iandwirtschafrlichen 
Recht kann das Wasser kein privates Eigentum sein, l^angfristig ist die 
Einführung des Preissystems aber unvermeidlich. 

Neben funktionierenden Koordinationsmechanismen im öffentli- 
chen Sektor sind für die Umsctzunii des IWRM in Zentralasien andere 
staatliche und nichtstaatlichc Instuiitioncn notwendig. Dazu zählen: 
eine elfizicnie Finanzvcrwahunil und Gerichtsbarkeil, siaailiche imd 
nichisr.iailichc Behörden und Organisationen des Umweltschutzes 
und jVlechanisnien der Beteiligung der Bürger (vgl. v. Edig/v. Hdig 
2005: 147). Aulscrdem kann man das Problem der Wasserknappheit 
ohne erhebliche Wassereinsparung in der Bewässerungswirrschah nicht 
lösen. Iiinc effiziente Bewässerungslandwirtschah setzt vor allem die 
Wasscrcinsparung durch Steigerung der Produktion pro Wassereinheit, 
durch A^rminderung des ungenutzt abfließenden Wassers (Versen- 
kung wegen der alten Bewässerun^tedmiken) sowie die notwendigen 
Reformen in der Agrarpolitik voraus. 

Die gesamte Umweltpolitik einschließlich der Wasserpolitik wird 
ohne Partizipation der Bevölkerung durchgeführt und von den Energie- 
bzw. Landwirtschaftsinteressen der herrschenden Elite bestimmt. Dies 
erzeugt bei der zentralasiatischen Bevölkerung eine apathische Haltung 
und ein Resignationsgcfuhl dem politischen Geschehen gegenüber, sie 
fühlen sich nicht in der Lage, die Losung der Wasserverteilungspro- 
bleme zu beeinflussen. 

Der partizipativc Ansatz ist ein wichtiges Element des IWRM- 
Konzeptcs. Besonders für die Entwicklungsländer ist die Förderung 
der Partizipation der Bürger wichtig, denn nur so werden die neuen 
Mechanismen bei der Wasserbewirtschafrung eine legitime Akzep- 
tanz unter der Bevölkerung fuiden. Die Parri/i parion umfasst auch die 
Sensibilisierung für Fragen des Wasserressourcen-Managements und 
schafft das Bewusstsein für Selbstverantwortlichkeit (vgl. v. Edig/v. 
Edig 200^: 150), Die Partizipation erzeugt bei den Bürgern ein Eigen- 
vcrantwortungsgelühl. Und nur luiler der \ oraussctziuig einer Parti- 
zipation kann ein lunktionicrcndes Wasscrgebührcnsystcm entstehen, 
weil man lediglich durch die eigene Beteiligung die Bauer motivieren 
kann, sich für das dauerhafte Funktionieren der Anlagen zu engagie- 
ren. Nur wenn sie in den Entscheidungsprozess einbezogen sind, der 
transparent gestaltet ist, werden sie bereit sein, das Wasser als ein 
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ökonomisches Gut anzuerkennen, sonst wird eine apathische Entfrem- 
dung entstehen. In Bezug auf Zentraiasien ist die Partizipation beson- 
ders für arme Bürger wichtig, da sie sonst keine Möglichkeit haben, die 
eigenen Tiireressen in Bezug auf "Wasser durchzusetzen. Besonders in 
den Gesellschaften mit klientilistischen Strukturen erfolgt die W'asscr- 
verteilung entsprechend dem Einfius^ad der Person und wird von 
den Machtinhabern ungerecht - allen vorLin innerhalb des eigenen 
Vcrtraucnskrciscs - verteik. \n Usbekistan beschränkt sich z. B. die 
Partizipation lokaler Stakcholdcr auf das massive Eingreifen lokaler 
Machthaber in den Vcrteilungsprozcss, die die Vielhilt der Hierar- 
chieebenen und Organisationen in der \X asserallokation nutzen und 
faktisch vor Ort höhere Machlbclugni.sse als die offiziellen Vertreter 
der Ministerien haben (vgl. Neuberr/Hcrrtahrdt 2005: 245). Damit 
werden die Wassern ut/.er nicht beriicksiclnigt, da diese weder über den 
Rehirmprozess informiert noch in ihn einbezogen werden. 

Parti/iparion hat ilucn Ursprung in der Zivilgcsellschaft und in 
ihren Organisationen (vgl. v. Edig/v. Hdig 2005: 151). Solange in 
Zentralasien keine Zivilgesellschaft etabliert ist, kann man über die 
vollkommene Umsetzung des IWRM-Konzeptes nicht sprechen. Die 
Gewaltenteilung, die leider in den meisten Ländern Zentralasiens nur 
nominal existiert — und allen voran eine funktionierende Judikative 
- ist Voraussetzung für die Partizipation der Büi^er an den Entschei- 
dungsprozessen in der Wasserpolitik und Dezentralisierung des Wasser- 
ressourcoi-Managements. 

Für die Etablierung eines nachhaltigen Ressourcen nutzungssys- 
tcms sind damit Kooperation und Konsensfindung entscheidend. Die 
Bedingung ist: Die Anlieger müssen bei der Umsetzung des integrier- 
ten Managements des Wasscrcinzugsgcbictcs zusammenarbeiten und, 
falls n<M\\'cndig, einen Teil der eigenen Souveränität freiwillig abgeben 
(vgl. v. Edig/v. Edig 2005: M5). Für die Umsetzung des IWRM und 
damit die Milderung des Konfhktpotenzials des Wassers in Zentral- 
asien sind damit der Aufhau von partizipativen Strukturen, effektive 
Dezentralisierungsprozessc, transparente Organisation der BV^Os, 
wirksame politische Reformen sowie die Schaffung einer vertrauens- 
vollen Koopcrationsbasis zwischen den Staaten unverzichtbar. 
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Abbildung 1: Wasserstress 2005 und 2030 
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Abbildung 2: Politische Karte Zentraiasiens 

Quelle: littpy/de.wikipedia.org/wikf/Bild2entralaslen-politIsch-2005_1 - 
2048x1 536.jpg, abgerufen am 1 2.1 2.2007. 
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Abbildung 3A: Abflussbildung In Zentralasien 
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Abbildung 3 B: Wassernutzung in Zentralasien 

Quelle: McKinney (2005: 191), zitiert nach Warkotsch (2006: 49). 
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Abbildung 4: Wassermanagement in Zentralasien 

Quelle: http://maps.grida.no/go/graphic/water_managementJn_central_asia_ 
state_andjmpactl, abgerufen am 1 1.09.2008 
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